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Vorwort 

Die  Erforschung  der  babylonisch-assyrischen  Rechtsdenkmäler  durch 
den  Juristen  ist  und  wird  immer  in  hohem  Grade  abhängig  sein  von  der 
Mitwirkung  des  Philologen,  dessen  Aufgabe  es  ist,  das  Quellenmaterial 
erst  zu  erschließen.  Allein  naturgemäß  vermag  der  Jurist  die  Quellen 
nicht  restlos  auszuschöpfen ,  wenn  er  lediglich  auf  Übersetzungen  fußt, 
die  er  philologisch  nicht  naclipriifen  kann.  Gerade  von  diesem  Gesichts- 
punkte aus  müssen  K  o  h  1  e  r  s  von  intuitivem  Geiste  getragene  Forschungen 
auf  diesem  Gebiete  besonders  anerkannt  werden.  Nichtsdestoweniger  be- 
deutet es  einen  wesentlichen  Fortschritt,  wenn  in  neuerer  Zeit  die  Er- 
schließung des  babylonisch-assyrischen  Rechts  mit  seinen  qualitativ  wie 
quantitativ  so  wertvollen  Quellen  durch  philologisch  geschulte  Rechts- 
historiker erfolgt.  Bahnbrechend  in  dieser  Richtung  sind  die  Arbeiten 
von  Paul  Koschaker,  der  jüngst  in  San  Nicolo  einen  Nachfolger 
gefunden  hat.  Ich  konnte  die  Arbeit  San  Nicolos  über  „Die  Schluß- 
klauseln der  altbabylonischen  Kauf-  und  Tausch  vertrüge",  die  mit  meiner 
Untersuchung  manche  Berührungspunkte  aufweist,  bei  letzter  Durchsicht 
des  Manuskripts  noch  benutzen  und  bin,  wie  man  sehen  wird,  in  einzelnen 
Punkten  unabhängig  von  ihm  zu  gleichen  Ergebnissen  gelangt.  Daß 
meine  Arbeit  in  Anlage  und  Methode  diesen  neueren  Forschungen  folgt, 
daß  sie  insbesondere  durchaus  auf  den  Originalquellen  fußt,  brauche  ich 
kaum  noch  zu  bemerken. 

Die  Arbeit  beschränkt  sich  bei  der  Untersuchung  der  richterlichen 
Entscheidung  und  der  Streitbeendigung  auf  das  altbabylonische  Quellen- 
material. Das  mit  dieser  Frage  aufgerollte  Problem  setzt  zu  einer  be- 
friedigenden Lösung  eine  vorhergehende  Untersuchung  der  Prinzipien  des 
Prozeßrechtes  überhaupt  voraus.  Hierfür  geben  uns  die  altbabylonischen 
Urkunden  ein  wenigstens  in  den  Grundzügen  klares  ,  abgerundetes  Bild, 
was  in  Hinblick  auf  das  neubabylonische  Quellenmaterial  leider  nicht 
der  Fall  ist.  Noch  weit  mehr  gilt  dies  für  die  assyrischen  Urkunden. 
Ihre  Wertung  ist  nur  möglich  unter  Heranziehung  der  Ergebnisse  des 
altbabylonischen  Rechtes.     Eine  Arbeit  von  mir,  die  diesen  Quellenkreis 
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zum  Gegenstände  der  Untersuchung  hat,  liegt  im  Manuskiipt  vor.  Ab- 
geschlossen wurde  meine  Studie  in  ihren  Ergebnissen  im  Sommer  1921. 

Die  Arbeit  ist  während  eines  einjährigen  Studienaufenthaltes  in 
Leipzig  auf  Anregung  von  Professor  Dr.  Ko schaker  entstanden.  Er 
hat  ihr  bis  zu  ihrer  Vollendung  tätige  Teilnahme  bewiesen.  Auch  der 
seither  verewigte  Meister  Ludwig  Mitteis  hat  mit  Interesse  das 
Entstehen  meiner  Arbeit  in  ihren  Anfängen  verfolgt.  Besonderen  Dank 
schulde  ich  aber  der  Leipziger  Juristenfakultät.  Sie  hat  mir 
gestattet,  meine  Arbeit  in  den  von  ihr  herausgegebenen  „Leipziger  rechts- 
wissenschaftlichen Studien"  zu  veröffentlichen,  und  mir  so  erst  die  Möglich- 
keit ihrer  Drucklegung  gewährt.  Was  das  bei  den  heutigen  schwierigen 
Verhältnissen  für  den  Anfänger  in  der  Wissenschaft  bedeutet,  braucht 
nicht  erst  gesagt  zu  werden. 

Herzlichen  Dank  sage  ich  meinen  Grazer  Lehrern  Herrn  Hofrat 
Professor  Dr.  Gustav  Hanau  sek,  Herrn  Hof  rat  Professor  Dr.  Ivo 
Pf  äff  und  Herrn  Professor  Dr.  Artur  Steinwenter,  in  deren 
Seminaren  ich  die  Anleitung  zu  wissenschaftlicher  Arbeit  auf  rechts- 
geschichtlichem Gebiete  empfing. 

Es  war  mir  besonders  wertvoll ,  bei  der  Arbeit  auch  die  Unter- 
stützung von  Philologen  gefunden  zu  haben.  So  sei  mein  Dank  gesagt 
Herrn  Professor  Dr.  Nikolaus  ßhodokanakis,  der  mich  in  die 
Elemente  der  babylonischen  Sprache  eingeführt  hat;  Herrn  Geheimrat 
Professor  Dr.  Heinrich  Zimmern  nebstbei  auch  dafür,  daß  ich  die 
reichhaltige  Bibliothek  des  semitistischen  Institutes  der  Universität 
Leipzig  benutzen  und  so  das  keilschriftliche  Material  verwerten  konnte ; 
Herrn  Privatdozenten  Dr.  Benno  Landsberger,  mit  dem  ich  wieder- 
holt —  als  empfangender  Teil  —  Umschrift  und  Übersetzung  von  Ur- 
kunden besprach. 

Zum  Schlüsse,  aber  nicht  zuletzt,  habe  ich  dem  österreichischen 
Bundesininisterium  für  Inneres  und  Unterricht  —  Unterrichtsamte  —  für 
die  mir  in  jeder  Lage  erv^iesene  Förderung  und  großherzige  Munifizenz 
zu  danken. 

Graz,  im  November  1922. 

J.  O.  liautner. 
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Einleitung. 

Die  uns  in  größerer  Zahl  erhaltenen  Prozeßurkunden  aus  der  Zeit  der 
ersten  Dynastie  von  Babylon  (yammurapi-[Amoriter-]Dynastie, 
ca.  2057 — 1758  v.  Chr.)  ^)  veranschaulichen,  zum  Teil  in  sehr  deutlicher 
Weise,  den  Rechtsgang  ihrer  Zeit.  Im  Gegensatze  zu  den  Vertrags- 
urkunden sind  die  Prozeßurkunden  nicht  an  ein  so  strenges  Schema  ge- 
bunden, wie  jene,  wenn  sich  ein  solches  auch  ohne  große  Schwierigkeit 
aufzeigen  läßt.  Die  Vielgestaltigkeit  des  Prozesses,  die  Verschiedenheit 
der  Vorgeschichte  und  des  dem  Rechtsstreite  zugrunde  liegenden  Rechts- 
verhältnisses erschweren  schon  an  sich  die  Anwendung  eines  starren 
Schemas.  Damit  ist  aber  auch  in  gewissem  Sinne  die  Sicherheit  ge- 
boten, daß  in  den  Prozeßurkunden  nicht  ein  von  alters  her  übernommener, 
aber  dem  Rechtszustande  zur  Zeit  der  Urkundsabfassung  nicht  mehr 
entsprechender  Formelapparat  mitgeschleppt  wurde ,  da  das  von  den 
Prozeßurkunden  eingehaltene  Schema  der  Darstellung  des  individuellen 
Falles  Raum  lassen  mußte.  Wir  werden  daher  mit  unserer  Annahme 
nicht  fehlgehen,  daß  das  Referat  der  Prozeßnrkunden  jeweils  dem  wieder- 
zugebenden Vorgange  tatsächlich  entspricht  **).  Der  überaus  große  Wert 
des  vorhandenen  l^Iaterials  an  altbabylonischen  Prozeßurkunden  wird 
allerdings  eingeschränkt  durch  die  häufig  lapidare  Kürze  der  Urkunden, 
der  zufolge  manchmal  die  wichtigsten  Fragen,  sogar  z.  B.  die,  welche 
der  Parteien  als  Kläger,  welche  als  Beklagter  auftritt'),  oder  jene  nach 
der  Streitsache  ^)  auf  Grund  des  Wortlautes  der  Urkunde  nicht  sicher 
beantwortet  werden  können. 

Unter  den  vorhandenen  Prozeßurkunden  spielen  die  als  solche  be- 
zeichneten dujjpi  U  ragämim  eine  besondere  Rolle*).  Diese  „Urkunden 
des  Nichtidagens"    wurden   nach  Beendigung   des  Streits   meist   von  der 


^)  So  nach  der  Chronologie  Weidners,  Mitt.  d.  vorderasiat.  Ges.  XXVI.  S.  62 f. 

>»)  Vgl.  M.  Schorr,  UAZP  S.  336;  Koschaker,  KVGR  1914  S.  436. 

')  Vgl.  etwa  M  45;  VS  VII  158;  VIII  65;  IX  142/3;  CT  VI  22  a;  VIII  34  c;  50  c. 

')  Vgl.  VS  VIII  101. 

*)  Daneben  finden  sich  allerdings  auch  verschiedenartige  Protokolle;  Protokolle 
über  einzelne  Prozeßhandlungen  und  solche  mit  einer  Schilderung  des  Ganges  des  ganzen 
Verfahrens,  teils  mit,  teils  ohne  Urteilstenor;  ferner  Prozeßurkunden,  die  nur  den  reinen 
Urteilstenor  enthalten. 
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im  Heclitsstreite  unterlegenen  Partei,  ausnahmsweise  auch  von  dem  in 
seinem  Ansprüche  befriedigten  Sieger  im  Prozesse,  der  Gegenpartei  aus- 
gehändigt und  enthalten  die  beschworene  Erklärung,  diese  künftighin 
unbehelligt  zu  lassen  ^).  Der  Charakter  dieser  Urkundengruppe  möge 
gleich  hier  an  der  Hand  eines  anschaulichen  Beispiels,  der  Urkunde 
CT  VIII  28b  (UAZP  288)  aus  der  Zeit  Sumu-la-il's,  eine  vorläufige  Er- 
läuterung finden.     Diese  Urkunde  lautet: 

1.  dub-bi  la  ra-ga-mi-im  \  Urkunde  des  Nichtklagens. 

/ö  1  Gan  eqlim |  Über  1  Gan  Feld 


1  JSar  bitim 


13.  sa  i-na  ku-nu-uk-ki-sa  sa-at-ru 


15. 


*"•  ^^^ Samas-hegallum    ü  Be-lum 

a-na  Be-li-tum  ir-gu-mu-ma 

da-ia-nu  i-na  bit  ^^^Samas 
[r]u-gu-me(!)-su-nu  i-zu-hu 
u-la  i-tu-ur-ru-ma 


20.  a-na  Be-li-tum  u-la  i-ra-ga-am 

nis  ^^^Samas  ü  ^^^Aja  {  (nis  ^^^Sa- 

mas)  ) 
ü  Su-mu-la-ilum  In.  Päd^^' 
di-in  bit  ^^"'Samas 
(Folgen 

33.  daiänu'"'^^  bit  ^^''Samas 


1  Sar  Haus  .  .  (folgt  die  Aufzählung 
von  Sklaven  und  Fahrnis), 

was  in  ihrer  Siegelurkunde  ge- 
schrieben war. 

Etel-pi-Samas,  Itur-Sin 

§amas-hegallum  und  Belum,  die 
Söhne  des  Nür-Samas, 

haben  gegen  Belitum  Ansprüche  er- 
hoben und  dann 

haben  die  ßichter  im  Samastempel 

ihre  Klageansprüche  abgewiesen. 

Nicht  werden  sie  darauf  zurück- 
kommen 

und  gegen  Belitum  nicht  Klage  er- 
heben. 

Bei  äamas  und  Aja  ((bei  Samas)) 

und  Sumu-la-il  schworen  sie. 

Gericht  des  Samastempels. 
die  Namen  von  5  Personen  und  der 

der  Schreiberin), 
1  die  Richter  des  Samastempels. 

Die  Bestandteile  der  Urkunde  sind  demnach :  a)  die  Überschrift : 
Z.  1 ;  b)  das  Rubrum  :  Z.  2 — 13 ;  c)  die  Erwähnung  des  Beschreitens 
des  Gerichtsweges:  Z.  14 — 16:  d)  der  Tenor  des  richterlichen  „Urteils": 
Z.  17f. ;  e)  der  beschworene  Klageverzicht  der  abgewiesenen  Kläger: 
Z.  19 — 22 ;  f)  Gerichtsvermerk ;  Aufzählung  der  Namen  der  Richter  und 
der  Schreiberin:  Z.  23—33. 


^)  Ihnen  entspricht  die  securitas-\J rkunde  der  fränkischen  Zeit;  vgl.  Gäl,  S.  16fg. ; 
Seelmann,  S.  31  und  die  Urkunde  „des  Entferntseins  *  {sephar  mirhaq)  der  jüdisch-aramäi- 
schen Papyri  von  Elephantine.  Analog  die  demotisch-griechische  Synchoresis-Urkunde. 
Vgl.  Koschaker,  Berl.  phil.  Wochenschrift  1912  Sp.  1713  f.;  PSBA  1913  p.  240;  KVGR 
1914  S.  438. 
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Das  Auffallende  und  zugleich  eine  allen  duppi  Id  ragdmim  gemein- 
same Besonderheit  ist  also,  daß  diese  von  einem  Klage- (Anspruchs-) 
verzecht  nach  erfolgtem  Urteile  und  der  Beschwörung  dieses 
Verzichtes  durch  die  die  Urkunde  ausstellende  Partei  (wohl  aber  auch 
lieido  Parteien)  zu  erzählen  wissen  •),  Daraus  kann  füglich  geschlossen 
werden,  daß  das  Urteil  noch  nicht  die  Beendigung  des  Prozesses  dar- 
stellte, daß  die  rechtskräftige  Beendigung  des  Rechtsstreites  vielmehr 
erst  durch  den  sich  an  das  Urteil  anschließenden  Vertrag  der  Parteien, 
den  Streit  zu  beendigen  und  auf  den  Anspruch  zu  verzichten,  bewirkt 
wurde,  m.  a.  W.,  daß  das  Urteil  im  altbabylonischen  Pro- 
zeßrechte der  (sogenannten)  Rechtskraft  entbehrte.  Damit 
ist  aber  zugleich  die  Vermutung  ausgesprochen,  daß  der  altbabylonische 
Prozeß  den  Charakter  eines  schiedsgerichtlichen  Verfahrens  hatte  oder 
doch  von  diesem  Verfahren  seinen  Ausgang  genommen  hatte.  Edouard 
(y  u  q  ,  der  verdiente  Erforscher  des  altbabylonischen  Rechts  '),  hatte  dies 
treilich  übersehen.  Nach  seiner  Auffassung  ist  das  Urteil  im  altbaby- 
lonischen Prozesse  endgültige 'Entscheidung  des  Rechtsstreites,  ein  Urteil, 
dem  wie  jenem  des  modernen  Rechtes  Rechtskraft  zukam.  In  NRH 
XXXIII  p.  415  sq.  wird  dies  von  ihm  unter  dem  Titel  „Irrävocabilit^ 
des  contrats  et  des  jugemenW  ausgeführt.  Noch  bestimmter  formuliert 
Cuq  seine  Ansicht  in  RA  VIII  p.  177:  ,yEn  ChcUdäe,  comme  chez  les 
peuples  modernes y  les  jugenients  sont  ohligatoires.**  Cuq  verkennt  dem- 
nach völlig  die  Funktion  des  beschworenen  Klageverzichtes  im  alt- 
babylonischen Rechtsgange.  Den  "Weg  zur  richtigen  Beurteilung  des 
Anspruchsverziehtes  in  den  duppi  lä  ragdmim  hat  Kohl  er  in  seiner 
Besprechung  der  Urkunden  der  Qammurapi  -  Dynastie  (KU  IV,  V)  ein- 
geschlagen. Ihm  als  dem  Meister  der  vergleichenden  Rechtswissenschaft 
konnten  die  Analogien,  die  das  germanische  und  das  fränkische  Recht 
zu  diesem  Problem  bieten,  nicht  entgehen  ®).  Immerhin  sprach  aber  auch 
K  0  h  1  e  r  von  einem  Zwange  —  natürlich  richterlichem  Zwange  — ,  der 
sich  gegen  die  Parteien  auf  Abgabe  und  Beschwörung  des  Anspruchs- 
verzichtes richtet.  Koschakers  Verdienst  ist  es ,  als  Erster  präzise 
ausgesprochen   zu   haben ,    daß   die   duppi  Id  ragdmim  „die  dem  Urteile 


«)  Der  Klage-(An8pruch8-)verzicht,  nicht  das  Urteil  wird  beschworen.  So 
richtig  Koschaker,  KVGR  1914  S.  437,  56  gegen  Schorr,  UAZP  S.  351. 

')  Vgl.  NRH  XXXIII  p.  245— 288;  399—433;  XXXIV  p.  423— 478;  RA  VE  p.  65— 101; 
VIII  p.  173—181. 

«)  Vgl.  KU  IV  S.  98:  Das  altbabylonische  Urteil  führte  zunächst  nur  zur  Ver- 
wirklichung, nicht  zur  Feststellung.  Dadurch,  daß  die  Parteien  gezwungen  würden, 
vertragsmäßig  zu  erklären,  daß  sie  sich  dem  Urteile  auch  für  die  Zukunft  fügen  und  es 
als  ihre  Norm  annehmen  wollten  (Urteilsgelübde),  sei  die  Feststellung  i.  u.  S.  mittelbar 
erzielt  worden.  Das  Urteilsgelübde  bilde  daher  im  babylonischen  wie  im  germanischen 
Rechte  die  Brücke,  welche  zur  Rechtskraft  des  Urteils  führt.     Ähnlich  KU  V  S.  123. 
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beziehungsweise  Vergleiclie  als  solchem  fehlende  Rechtskraft  ersetzen" 
sollten,  und  daraus  die  Vermutung  abgeleitet  zu  haben,  daß  der  alt- 
babylonische Prozeß  noch  Schiedsverfahren  gewesen  sei  oder  weni'gstens 
aus  einem  solchen  hervorgegangen  wäre  ^).  Koschakers  wertvolle 
Anregung  ist,  soweit  ich  sehe,  in  der  Literatur  wenig  beachtet  worden. 
Schorr  ist  gelegentlich  der  Einleitung  zu  den  in  seinen  UAZP  publi- 
zierten Prozeßurkunden  auf  die  Darlegungen  Koschakers  in  den  PSBA 
1913  nicht  eingegangen;  er  erklärt  (S.  351):  „Damit  das  Urteil  volle 
Rechtskraft  erlange ,  wird  es  in  der  Regel  von  der  unterlegenen  Partei 
beschworen",  und  bezieht  also,  wie  bereits  o.  Anm.  6  erwähnt,  den  Schwur 
nicht  auf  den  Anspruchsverzicht,  sondern  auf  das  Urteil.  Auch  "Walt her , 
dessen  gründliche  philologischen  Untersuchungen  einer  juristischen  Be- 
arbeitung der  altbabylonischen  Prozeßurkunden  den  Weg  bahnten ,  hat 
aus  Koschakers  Ausführungen  nahezu  keine  Konsequenzen  gezogen i"). 

Will  man  nun  in  dieser  Frage  über  Vermutungen  hinsichtlich  der 
Natur  des  Urteils  im  altbabylonischen  Rechtsgange  und  der  Funktion 
des  Anspruchs  Verzichtes  hinauskommen,  so*  ist  hierzu  eine  Untersuchung 
des  Rechtsganges  in  seinem  vollen  Umfange  unvermeidlich.  Auf  diesem 
Wege  läßt  sich  auch  m.  E.  allein  eine  befriedigende  Auslegung  des  §  5 
KH  finden,  der  sich  mit  der  richterlichen  Entscheidung  befaßt  und,  wie 
wir  sehen  werden,  von  der  Wirkung  des  duppu  lä  ragämim  in  Beziehung 
auf  den  Richter  spricht.  Aus  dem  Umstände ,  daß  bei  den  bisherigen 
Interpretationsversuchen  des  §  5  KH  eine  solche  Untersuchung  unter- 
lassen wurde,  ist  es  auch  zu  erklären,  daß  diese  zum  Teil  abwegig  sind 
oder  mehr  minder  ungenau  blieben. 

Das  Hauptziel  der  folgenden  Ausführungen  wird  demnach  sein,  den 
schiedsgerichtlichen  Charakter  des  altbabylonischen  Verfahrens  aufzu- 
decken. Zu  diesem  Zwecke  werden  insbesondere  die  Ladung,  der  Prozeß- 
begründungsakt als  „zweiseitiger,  über  Zulassung  durch  das  Gericht  vor- 
genommener Parteiakt"  ^^) ,  dann  vor  allem  das  Urteil  und  der  in  den 
duppi  lä  ragämim  erklärte  und  beschworene  Streitverzicht  einer  genauen 
Untersuchung  zu  unterziehen  sein.  Doch  erhebt  sich  zugleich  die  Frage, 
ob  der  altbabylonische  Rechtsgang  in  Anbetracht  der  hohen  Kulturstufe 
und  des  schon  komplizierten  Wirtschaftslebens  jener  Periode  noch  reines 
Schiedsverfahren  war  und  ob  nicht  vielmehr  mit  einer  Weiterent- 
wicklung des  Gerichts  Verfahrens  über  das  eines  Schieds- 


9)  KVGR  1914  S.  438;  vgl.  auch  PSBA  1913  p.  421. 

10)  Vgl.  S.  245,  wo  Koschaker  zitiert  wird,  u.  S.  248  ob. 

")  So  Koschaker,  KVGR  1914  S.  438;  Kohler,  KU  III  S.  257;  Schorr,  UAZP 
S.  347.  Über  die  Entstehung  des  Schiedsverfahrens  und  die  Herleitung  des  Parteiprozesses 
aus  der  Selbsthilfe,  indem  die  Tätigkeit  der  sich  selbst  helfenden  Partei  endlich  zur 
bloßen  Ladung  zusammenschrumpft,  vgl.  Bekker,  Ztschr.  f.  vergl.  Rechtswissenschaft 
I  S.  110  f. 


Verfahrens  hinaus  wird  gerechnet  werden  müssen.  Eine  solche 
scheint  aber  bei  den  verschiedenen  Behörden,  die  richterliche  Tätigkeit 
ausübten,  mit  verschieden  starkem  Nachdrucke  erfolgt  zu  sein.  Und  dies 
ist  auch  natürlich.  Je  größer  die  Autorität  des  zum  Schiedsrichter  er- 
wählten Mannes  ist ,  und  je  öfter  jemand  zu  diesem  Amte  ausersehen 
wird ,  eine  um  so  größere  Bedeutung  muß  seinem  Schiedssprüche  bei- 
j^olegt  werden.  Es  ist  von  vornherein  einleuchtend,  daß  der  Rechtsspruch 
des  zum  Schiedsrichter  gewählten  Königs  nur  schwer  abgelehnt  werden 
konnte  und  daß  wohl  schon  in  sehr  früher  Zeit  eine  solche  Ablehnung 
überhaupt  nicht  mehr  möglich  war  '*).  Es  wird  demnach  auch  zu  zeigen 
sein,  wie  in  der  altbabylonischen  Periode  neben  dem  vielfach  mit  Zügen 
des  Schiedsverfahrens  ausgestatteten  Rechtsgange  vor  den  Volksgerichten, 
den  Tempelgerichten  und  den  laikalen  Gerichten,  das  Verfahren  vor 
dem  Königsgerichte  einhergeht,  das  die  Züge  eines  mit  richter- 
licher Zwangsgewalt  ausgestatteten  Verfahrens  aufweist"). 


")  Bernhöft,  Ztschr.  f.  vergl.  Rechtswissenschaft  II  S.  309 fg.,  weist  darauf  hin, 
daß  sich  schon  bei  den  ältesten  indogermanischen  Völkern  drei  Arten  des  Verfahrens 
voneinander  deutlich  abheben:  das  Verfahren  vor  dem  Häuptlingsgerichte,  die  Gerichts- 
hilfe der  Gemeindegenossen  und  der  Austrag  des  Streites  durch  Schiedsrichter. 

")  Die  Parallelen,  die  die  fränkische  securitas  und  die  aramäische  sephar  mirhaq 
bieten,  werden  zu  beobachten  sein.  Dagegen  erschien  es  nicht  zweckmäßig,  die  Analogien 
der  demotisch-griechisehen  -SyncÄorMW-Urkunde  schon  jetzt  zu  verwerten,  da  über  den 
Charakter«  dieser  Urkunden  nach  dem  Stande  der  Untersuchung  heute  noch  nicht  ein 
letztes  Wort  gesprochen  werden  kann.  Ich  behalte  mir  vor,  diese  Urkundengruppe  in 
einer  besonderen  Studie  zu  untersuchen. 


Erster  Abschnitt. 
Die  Einleitung  des  Verfahrens. 

Die  Parteihandlungen  bis  zum  Beginne  des  Yerfalirens 
Tor  €iericlit. 

I.  Das  Gesetzbuch  Hammurapis  enthält  keine  den  altbabylonischen 
Rechtsgang  regelnde  Bestimmung;  der  einzige  Paragraph,  der  sich  mit  dem 
Grerich tsverfahren  beschäftigt  (§  5  KH),  läßt  zwar  eine  durch  Gerichts- 
akte, Handlungen  des  Richters,  gegebene  Gliederung  des  Verfahrens  in  drei 
Prozeßphasen  erkennen  (vgl.  unten  Seite  25) ,  kann  aber ,  wie  eingangs 
erwähnt,  aus  sich  heraus  ohne  vorherige  Untersuchung  des  vorhandenen 
Materials  an  Prozeßurkunden  kaum  befriedigend  erklärt  werden.  Die 
zahlreichen  Prozeßurkunden  sind  dagegen  geeignet ,  zur  Rekonstruktion 
des  altbabylonischen  Prozeßverfahrens  zu  dienen.  Vor  allem  kommt  es 
hier  auf  die  genaue  juristische  Auslegung  der  in  den  Urkunden  ge- 
brauchten Termini  an  ^^),  aus  deren  räumlicher  Stellung  in  der  Urkunde 
auf  die  zeitliche  Aufeinanderfolge  der  durch  sie  ausgedrückten  Hand- 
lungen geschlossen  werden  kann  ^^).  Die  Anrufung  des  Gerichtes  durch 
eine  Partei  oder  das  Erscheinen  der  Parteien  vor  diesem  wird  nun  in 
den  Urkunden  in  verschiedener  "Weise  durch  daiänemes  kasädu ;  ana 
daiäne»^«^  aläku,  sanäqu  (vgl.  u.  S.  20  fg.)  ausgedrückt.  Daraus  ergibt  sich, 
daß  die  in  den  Urkunden  räumlich  vor  diesen  Ausdrücken  stehenden 
Sätze  zeitlich  frühere  Handlungen  ausdrücken  müssen,  hier  also 
Parteihandlungen  geschildert  werden ,  die  dem  Verfahren  vor  Gericht 
vorhergehen. 

II.  Die  Einleitung  des  Prozesses  im  altbabylonischen  Verfahren 
erfolgte  stets  durch  Parteihandlungen  und  über  Initiative  der  Partei. 
.Dabei  sind  solche  Handlungen  zu  unterscheiden ,  die  sich  wider  den 
Prozeßgegner  richten  und  andere  ,  in  denen  sich  der  Kläger  an  das  Ge- 
richt um  Gewährung  von  Gerichtshilfe  wendet.  Von  ersteren  sei  zuerst 
gesprochen.    Es  handelt  sich  um  die  "Wörter  ragämu,  baqäm  ^^)  und  sdbätu. 


I 


")  Vgl.  Rhodokanakis,  WZKM  XXIV  S.  319. 
«)  Vgl.  die  Methode  Rhodokanakis'  in  WZKM  XXII  S.  112  fg. 
*^)  Die  altbabylonische  Orthographie  schreibt  im  Gegensatze  zur  neubabylonischen 
paqdru  mit  dem  Silbenzeichen  für  ba  und  nicht pa.  Vgl.  San  Nicolö,  AKT  S.  142*;  162"*. 


Die  Verwendung  von  ragämu  und  baqäru  in  der  Fassung  ül  itänna 
^  ifragam:  „indem  er  nicht  (darauf)  zurückkommt,  wird  er  kein  ragämu 
machen"  (bzw.  ül  itärma  ül  ibaqar)  ist  nicht  auf  die  Prozeßurkunden 
beschränkt,  sondern  diese  Ausdrücke  kehren  in  den  Verzichts- 
klauseln der  Vertragsurkunden  häufig  wieder,  in  denen  auf  die  An- 
stellung einer  Klage,  auf  Rücktritt  vom  Vertrage  sowie  auf  jedes 
vertragswidrige  Verhalten  verzichtet  wird  '^.  In  erster  Linie  muß  fest- 
gestellt werden,  daß  ragämu  und  haiiäru  nicht  die  „Klage"  schlechthin 
bezeichnen,  d.  h.  die  Geltendmachung  des  Rechtes  vor  Gericht,  sie 
erscheinen  vielmehr  überwiegend  in  der  Bedeutung  einer  außergericht- 
lichen Geltendmachung  des  Rechtes  dem  Gegner  gegenüber  *').  Dieses 
lehren  uns  eine  Anzahl  von  Prozeßurkunden,  bei  denen  von  der  Geltend- 
machung des  Rechtes  noch  vor  dem  Gange  zum  Gerichte  die  Rede  ist ''). 
Freilich  sprechen  auch  verschiedene  Urkunden  von  einer  gerichtlichen 
Klage,  was  aber  unserer  Auffassung  keinen  Abbruch  tun  kann*");  ja  es 


»»)  So  jetzt  auch  San  Nicolö,  AKT  S.  39f.;  101  f.;  162,  der  fünf  Fassungen  der 
Verzichtsklausel  unterscheidet:  drei  gemeinrechtliche  mit  ragdtnu  (Klage  erheben) 
«  Fassung  A;  tdru  (auf  den  Vertrag  zurückkommen)  =  Fassung  B;  nukkuru  (sumeriRch: 
Bai;  ändern,  das  Vereinbarte  nicht  einhalten)  =  Fassung  C  und  zwei  partikularrecht- 
liche: Fassung  T)  =  ragdtnu  unter  gleichzeitigem  Verzicht  namens  der  Erben  (Nippur) 
und  Fassung  E  =  Verzicht  aiif  Vindikation  (.mein  Feld  ist  es*  wird  er  nicht  sagen: 
Larsa,  Kutalla).  Vgl.  S.  44 fg.  Die  Untersuchung,  für  welche  Geschäftsgruppen  eine 
solche  Abstandserklärung  als  wesentlich  erschien,  liegt  natürlich  außerhalb  des  Rahmens 
dieser  Arbeit;  vielleicht  darf  unter  allem  Vorbehalt  gesagt  werden,  daß  eine  solche  bei 
derartigen  Geschäften  vorzukommen  pflegte,  die  mit  Verfügungen  im  Sinne  des  BGB. 
verglichen  werden  können.  Vgl.  dazu  Koschaker,  KVGR  1914  S.  428;  413f.; 
A.  B.  Schwarz,  Die  öffentliche  und  private  Urkunde  im  römischen  Ägypten,  Abhandl. 
d.  Sachs.  Akad.  d.  Wissensch.,  phil.-hist.  Kl.  XXXI,  3  S.  153;  155  fg.  für  das  gräko- 
ägyptische  und  römische  Provinzialrecht.  Auch  San  Nicolö,  AKT  S.  39'  ist  der  Auf- 
fassung, daß  die  Verzichtsklausel  für  Veräußerungsgeschäfte  charakteristisch  ist,  hebt 
aber  hervor,  daß  hierbei  eine  Verfügung  nicht  unbedingt  notwendig  sei,  sondern  dio 
Anerkennung  einer  bereits  bestehenden  Berechtigung  genüge ,  um  die  Einstellung 
der  Klausel  in  die  Urkunde  zu  veranlassen.  Trotzdem  spricht  er  S.  75  ganz  allgemein 
von  , Verzichtsklauseln  der  Verfügungsgeschäfte*.  —  Unregelmäßigkeiten  kommen  vor, 
ohne  daß  wir  den  Grund  hierfür  zu  erkennen  vermöchten;  wahrscheinlich  ist  dieser  in 
der  Flüchtigkeit  des  Schreibers  zu  suchen.  Vgl.  San  Nicolö,  S.  41  f.  Über  den  Ur- 
sprung der  Verzichtsklausel  vgl.  ebdort,  S.  74  f. 

'*)  So  jetzt  auch  San  Nicolö,  AKT  S.  165;  173;  andeutungsweise  schon  Walther, 
S.  214. 

")  So  für  baqäru  beispielsweise  M  43,  3 fg.;  17 fg.;  CT  U  39,  6f;  G  2,  9;  13,  4; 
RA  IX  p.  21  sq.,  14.  Zutreffend  führt  San  Nicolö,  1.  c.  aus,  daß  im  baqdru  ein  außer- 
gerichtlicher Akt  zu  sehen  sei,  der  durch  private  Eigenmacht,  verbunden  mit  den  Sprechen 
der  die  Rechtsbehauptung  wiedergebenden  Formel:  „die  Sache  ist  mein",  vorgenommen 
wurde.  Für  ragdimt  vgl.  z.  B.  CT  II  47,  10;  46,  10;  VI  32  a,  8;  VUI  24  b,  4;  M  40,  8; 
80,  2;  R  6,  9  u.  a. 

*>)  Baqdru  wird,  soweit  ich  sehe,  nie  in  diesem  Sinne  gebraucht;  es  geschah 
wohl  auch  nicht  vor  Gericht  in  CT  VI  49  a,  6;   VIII  42  a,  6;    VS  VII  7,  7;    XIU  7,  5; 


ist  sogar  die  Vermutung  nicht  zu  widerlegen,  daß  es  sicli  dabei  bloß  um 
eine  Wiederholung  der  vom  Kläger  eventuell  schon  bei  der  Ladung 
formulierten  Rechtsbehauptung  vor  dem  Grerichte  handelt. 

Schwierigkeiten  bietet  die  Abgrenzung  der  beiden  Begriffe  ragämu 
und  baqäru  voneinander.  Die  erste  Durchsicht  der  Vertragsurkunden 
zeigt  bereits,  daß  baqäru  eine  präzisere  Vorstellung  zugrunde  liegt,  als 
ragämu.  Danach  bezeichnet  baqäru  und  sein  Substantiv  baqru  (bagru) 
in  technischer  Fassung  die  Geltendmachung  eines  dinglichen 
Rechtes  durch  Drittberechtigte,  mag  es  sich  dabei  um 
Eviktion  oder  um  R  e  t  r  a  k  t  handeln  ^^).  Baqäru  erscheint  aber 
auch  —  m.  E.  in  einem  weiteren  Sinne  gebraucht  —  als  terminus  zu 
Bezeichnung  der  Geltendmachung  eines  dinglichen  Rechts  über- 
haupt, sei  es  auch  von  selten  des  Gegenkontrahenten  selbst,  entspricht 
also  hier  dem  römischen  vindicare^^). 

Ragämu  dagegen  ist  der  allgemeine  Ausdruck  der  Anspruchs- 
erhebung gegen  eine  Person,  also  vor  allem  der  der  persönlichen 


32,  4;  LC  232,  3,  wo  das  Beschreiten  des  Gerichtsweges  nicht  besonders  erwähnt  wird. 
Wohl  aber  ragdmu  z.  B.  in  P  49,  13;  CT  II  45,  7;  50,  9;  VI  42a,  12;  VIII  28a,  5;  VS 
Vn  16,  9;  VIII  101,  3  u.  a.;  dazu  San  Nicolö,  AKT  S.  173. 

51)  Vgl.  San  Nicolö,  AKT  S.  1541;  228.  —  In  dieser  Bedeutung  erscheint  der 
Ausdruck  bagru  für  Eviktion  in  den  Sklavenkaufverträgen  CT  VIII  27a;  43c;  XXXIII  41; 
M  3;  LC  147;  156;  VS  VII  50;  53  und  KlJ  §  279  (dazu  San  Nicolö,  AKT  S.  150f.; 
193  f.).  Als  deutliche  Bezeichnung  des  Beispruchsrechtes  finden  wir  ihn  in  CT  II  37,  26; 
VSVIII  69/70,  9  (Hülle;  aber  Innentafel:  ragdmul);  KH  §  179,  150.  Jedenfalls  handelt 
es  sich  um  Haftung  für  dingliche  Eechte  dritter  Personen  auf  die  Sache,  vgl.  z.  B.  G  12, 
Rv.  3sq.;  LC  133,  12f.;  VS  VH  46,  lOf.;  AJSL  XXIX  p.  188,  11  sq.;  KH  §  118;  185;  187; 
188;  PßS  69,  24;  auch  R  116,  21.  Vgl.  San  Nicolö,  S.  156fg.  —  Das  sumerische 
Äquivalent  ist  Inim.  Gal.  La  {^=  Inim.  Gar.  Ra):  vgl.  VS  XIII  75 -j- a,  16f. ;  76  +  a, 
13f.;  85 +  a,  10;  88  +  a,  13;  Str  71,  18  {Inim.  Gal.  Ra).  So  häufig  in  Larsa  und 
Kutalla;  vgl.  San  Nicolö,  S.  162f.;  175.  In  der  Serie  KL  Ulutin.  BL  Sti  =  ana  ittisu 
II  R  40  No.  4,  5 f.;  11  f.  (Haupt,  ASKT  S.  67)  heißt  es  zwar: 
Inim.  Gal.  La  \  bu-qur-ru-u 
Inim.  Gal.  La  \  ru-gu-um-mu-u, 
Inim.  Gal.  La  erscheint  jedoch  stets  in  der  juristischen  Funktion  von  bagru  (buqurrü). 
Dazu  jetzt  San  Nicolö,  AKT  S.  144^*;  154f.;  über  die  sehr  wenig  scharfe  Unter- 
scheidung zwischen  Gar  und  Gä  im  Sumerischen,  ebda  S.  154*^ 

^")  So  auch  San  Nicolö,  AKT  S.  164f.  —  In  dieser  Bedeutung  ist  der  Ausdruck 
baqäru  anzutreffen  in  G  6,  Rv.  3  (dagegen  Rv.  4 sq.:  Haftung  für  Retraktsklage) ;  25, 
Rv.  7;  Holma  1,  20 fg.;  AJSL  XXIX  p.  301,  9  {ba-ki-ir  i-ba-ga-ru-su  wohl  wie  das  all- 
gemeine ra-gi-im  i-ra-ga-mu-u  in  CT  IV  13b,  10);  LC  237,  17;  VS  VII  204,  33  (aber 
bagru  als  Ausdruck  der  Haftung  für  Eviktion:  LC  237,  141;  VS  VH  204,  301);  vgl. 
ferner  baqäru  als  Beanspruchung  eines  Kindes  auf  Grund  seiner  Familienzugehörigkeit 
in  den  §§  185—188  KH;  dazu  Serie  ana  ittisu  V  (=  II  R  9  No.  1),  28—57.  —  Der  engere, 
technische  Begriff  von  baqäru  scheint  mir  allerdings  der  zur  Bezeichnung  der  ding- 
lichen Klage  seitens  Drittberechtigter  zu  sein  (Retrakt,  Eviktion),  so  insbesondere  das 
Substantiv  bagru  für  Eviktionsklage.  —  Über  die  Fassung  und  Funktion  der  baqäru- 
Klausel  vgl.  San  Nicolö,  AKT  S.  138fg. 


Klage.  Allein  die  Begriffsgrenze  zwischen  ragämu  und  biiqäru  liegt 
nicht  80 ,  daß  letzteres  die  dingliche ,  ersteres  die  persönliche  Klage 
schlechthin  bezeichnete"^);  auch  ragämu  kann  die  Geltendmachung  eines 
dinglichen  Rechtes  bezeichnen  —  nur  nicht,  soweit  ich  sehe,  die  Klage 
eines  dinglich  berechtigten  Dritten  —  und  bedeutet  in  Urkunden,  in 
denen  es  mit  baqaru,  bagnt  zusammen  auftritt,  die  Klagserhebung  gegen 
den  Gegner,  während  bagru  dann  die  Bedeutung  des  von  dritter  Seite 
geltend  gemachten  lletraktes  oder  der  Eviktion  zukommt").  Ragämu 
ist  einfach  der  weitere,  allgemeinere  Begriff.  Betont  es  in  gewissem 
Sinne  mehr  das  persönliche  Moment**),  so  kann  es  doch  zugleich  auch 
die  Geltendmachung  eines  dinglichen  Rechts  mit  umfassen.  Ein  noch 
weiterer  Begriff  als  ragämu  ist  täru,  das  die  Vertragsanfechtung 
schlechthin  bezeichnet "). 

Dasselbe  Bild  wie  die  Vertragsurkunden  bieten  die  Prozeßurkunden, 
(Ho  allerdings  auf  das  materielle,  dem  Prozesse  zugrunde  liegende  Rechts- 
verhältnis nur  wenig  eingehen,  so  daß  dieses  der  Rekonstruktion  oft 
SchwiA'igkeiten  bereitet.  Immerhin  erscheint  aber  auch  hier  baqäru  als 
die  Bezeichnung  der  Klage  des  dinglich  berechtigten  Dritten'^)   und  des 

**)  Dies  sagt  auch  nicht  San  Nicola,  AKT  S.  172{.    Das  aamerische  Äquivalent 

für  ragdmii  ist  Inim.  Oä.  Od. 

")  Vgl.  VS  XIII  20,  17.  13f.;  CT  II  37,  24.  26;  VS  VII  8/9,  18.  25;  G  11,  Rv.  1.  3; 
\(i,  5.  Seq.;  20,  Rv.  1.  48q.;  22,  1.  4eq.  In  G  21  (UAZP  230)  verzichten  die  Kinder  gegen 
Abfindung  auf  die  väterliche  Erbschaft  zugunsten  von  A  (Gedingserben?),  erklären  zu- 
gleich ihren  Verzicht  auf  Vortragsanfechtung  {Inim.  Gä.  Gd.:  10)  und  auf  ihre  Retrakts- 
rechte  gegen  Dritte  im  Falle  des  Verkaufs  von  Erbgut  durch  A  {baqdru:  Rv.  1);  diese 
Unterscheidung  spielt  vielleicht  auch  in  der  Ausdrucksweiae  der  Urkunde  VS  VII  7,  22 f. 
(UAZP  307)  mit. 

")  Baqdru  hat  .immer  die  angeschlagene  Sache  als  direktes  Objekt  bei  sich  . . ., 
während  ragdmu  die  belangte  Person  als  direktes  Objekt  fordert  und  der  Streit- 
^'pgenstand  diesem  mit  ana  oder  as'sum,  ,um,  bezüglich*,  angegliedert  wird*.  (San 
-Nicolö,  AKT  S.  174).  San  Nicolö  übersieht  aber  dabei  zwei  Urkunden,  in  denen 
ragdmu  gleichfalls  mit  direktem  Sachobjekt  konstruiert  ist:  VS  VlI  7,  22:  eqla7n  Inim. 
Nu.  Um.  Gu.  Gä,  A:    (A  wird  in  Zukunft)    „auf  das  Feld  keinen  Anspruch  erheben"; 

LC  157:  (53)  1  Sar  E.  Du.  A (61)  a-na  Be-li-zu-nu  . .  .  (63)  u-til  i-[r]a-ag-gu-mu: 

(In  Zukunft)  ,  werden  auf  1  Sar  HausgrundstOck  (die  und  die)  gegen  B  nicht  Anspruch 
erheben". 

")  Vgl.  San  Nicolö,  AKT  S.  48fg.  —  Unrichtig  Walther,  S.  215>:  tdru  ragdmu: 
, wieder  oder  zurück  klagen".  Denn  dort,  wo  zum  ersten  Male  eine  Abstandserklärung  ab- 
gegeben wird,  kann  doch  ein  , nicht  wieder  klagen*  nicht  versprochen  werden  und  bei 
wechselseitigem  Anspruchsverzicht,  der  auch  sehr  häufig  ist,  gibt  ein  , nicht  zurück  (von 
der  entgegengesetzten  Handlung)  klagen*  keinen  Sinn.  Vgl.  auch  San  Nicolö,  S.  50". 
Offenbar  Walther  folgend  übersetzt  Schwenzner  (OLZ  1920,  S.  16)  in  AJSL  XXIX. 
p.  185,  15  tdru  ragdmu  mit:  .Widerklage  erheben*. 

«')  Retrakt  z.  B.  G  2,  9  (vgl.  die  Abfindung:  Rv.  1);  M  43,  4  (Beweisthema:  ein 
»nar?i^u-[Kindschafts-] Vertrag);  VS  XIII  89  -|-  a:  (17)  s'um-ma  n<dr  A  (18)  bitam  i-ba-ga-ar: 
(17)  ,wenn  der  Sohn  des  A  (des  Kontrahenten)  (18)  auf  das  Haus  (des  A)  (Retrakts)rechte 
geltend  macht  ..." 
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dingliclien  Rechtes  schlechtliin  ^^) ;  ragämu  als  der  allgemeinere  BegriiF 
der  Anspruchserhebting,  Vertragsanfechtung,  der  überaus  häufig  (als  der 
weitere  Ausdruck)  bei  der  Erklärung  des  Streitverzichtes  verwendet 
wird  29). 

In  diesem  Zusammenhange  sei  eine  prozessuale  Eigentümlichkeit 
des  altbabylonischen  Rechtes  besprochen.  "Walther,  S.  214,  bemerkt, 
daß  es  bei  ragämu  und  haqäru  zu  einer  Umdrehung  des  Verhältnisses 
von  Beklagten  und  Kläger  komme.  A  fordert  von  B  eine  Sache ;  darauf 
geht  B  zu  den  Richtern ;  er  ist  also  Kläger,  nicht  A.  "Walther  hatte 
diesbezüglich  keine  Quellenbeispiele  geboten ;  allein  eines  ist  klar :  ist 
die  dargelegte  Übersetzung  von  baqäru-ragämu  richtig,  so  könnte  dieser 
Vorgang  generell  nur  eintreten,  wenn  wir  es  dabei  mit  einem  Akte  der 
Selbsthilfe  zu  tun  hätten ,  gegen  den  gerichtlicher  Schutz  gesucht  wird. 
Man  braucht  jedoch  nur  Prozeßurkunden  wie  P  49;  CT  VIII  17a; 
G  13 ;  LC  74  anzusehen ,  um  vom  Gegenteile  überzeugt  zu  sein.  Auch 
aus  der  Sachlage  von  P  10 ;  CT  VIII  9  a  ergibt  sich  z.  B. ,  ohne  daß 
diese  Urkunden  die  Ausdrücke  baqäi'u  oder  ragämu  erwähnen ,  daß  der 
Kläger  es  ist,  der  sein  Recht  gegen  den  Beklagten  geltend  macht. 
Letzthin  handelt  auch  San  Nicolo,  AKT  S.  166,  über  dieselbe 
Frage.  Unter  Hinweis  auf  den  ägyptischen  Eigentumsprozeß  erklärt 
er    den    Umstand ,    daß    der    Besitzer   in    den    altbabylonischen   Prozeß- 


*8j  Vindikation,  gestützt  auf  Nichtzahlung  des  Kaufpreises  (vgl.  dazu  jetzt  San 
Nicolö,  AKT  S.  15):  LC  157;  Str  1;  weil  der  Käufer  eine  zu  große  Grundfläche  in  Be- 
sitz genommen  hatte  (vgl.  San  Nicolö,  AKT  S.  206f.);  G  13;  RA  IX  p.  21  sq.;  vindi- 
catio in  libertatem:  VS  XIII  32,  10  (im  Streitverzicht  das  allgemeinere  ragämu:  16); 
vgl.  auch  CT  VI  49a;  VS  IX  167/8;  RA  XIV  p.  95  sq.,  8  (dazu  San  Nicolö,  AKT 
S.  168f.).  —  Vielleicht  mag  mitunter  der  Klage  das  dingliche  Recht  eines  Dritten  zu- 
grunde liegen,  welcher  Umstand  nicht  mehr  zu  erkennen  ist:  vgl.  CT  VIII  42a,  6  (Re- 
trakt;  Prozeß  der  Brüder  gegen  die  von  deren  Vater  ohne  ihre  Zustimmung  ausgestattete 
Schwester?). 

'*)  Bagdmu  in  Sippar  und  Dilbat;  Inim.  Gä.  Gä.  in  Sippar,  Kis,  Babylon,  Nippur, 
Dilbat,  Larsa,  Kutalla  und  §id-tab.  —  Gegen  San  Nicolö  muß  insofern  Stellung  ge- 
nommen werden,  als  er  S.  174  erklärt,  daß  dort,  wo  ein  haqdru  Anlaß  des  Prozesses 
war,  in  der  Regel  dieses  selbst  (und  nicht  das  ragämu)  zum  Gegenstand  des  Streit- 
verzichtes gemacht  wurde.  Denn  der  Ausdruck  duppu  lä  haqdrim  (statt  ragämim  wird 
nur  in  VS  XIII  7,  10  und  VS  XIII  32,  10  verwendet  und,  wenn  auch  einzelne  Urkunden 
von  lä  ihaqar  sprechen  (vgl.  ebendort,  S.  174*''),  so  stehen  diesen  solche  mit  ragämu 
gegenüber  (vgl.  z.  B.  gerade  VS  XIII  32,  1 6),  so  daß  von  einer  regelmäßigen  Erscheinung 
nicht  gesprochen  werden  kann.  -  -  Verkennungen  des  materiellrechtlichen  Unterschiedes 
von  ragämu  und  haqdru  begegnen  uns  wiederholt;  vgl.  San  Nicolö,  AKT  S.  172.  — 
Als  Kuriosum  sei  die  Verzichtsklausel  der  aus  Larsa  (?)  stammenden  Urkunde  RA  XI 
p.  176  sq.,  1.  28  sq.  erwähnt:  la  i-iu-ur-ru  A  {29)  di-i-ni  la  i-ba-ag-ga-ru-ma:  ,Daß  A 
nicht  anfechten  werde  (29)  das  Urteil  (nicht  darauf  zurückkommen  werde),  daß  sie  nicht 
vindizieren  werde,  (hat  sie  .  ,  .  geschworen).*  Dini  ist  trotz  sprachlicher  Härte  doch 
wohl  eher  zu  iurru  als  zu  haqdru  zu  beziehen.  So  nach  schriftlicher  Mitteilung  Pro- 
fessors Koschaker. 
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Urkunden  nicht  immer  (wie  im  entwickelten  römischen  Rechte)  die  Rolle 
des  Beklagten  einnimmt  mit  der  Entwicklung  des  altbabylonischen 
Eigentumsprozesses  aus  der  deliktischen  Anefangsklage.  Insoweit  ist 
San  Nicola  zuzustimmen,  nicht  aber,  wenn  er  ausführt,  daß  es  ^in 
der  Regel"  der  Belangte  gewesen  sei,  der  die  Hilfe  des  Gerichtes  anrief. 
Auch  San  Nicolii  zitiert  keine  Urkunden ;  der  Nachweis  hierfür  ist 
auch  schwer  zu  erbringen,  da  die  Urkunden  vielfach  die  Verteilung  der 
Parteirollen  nicht  erkennen  lassen.  Mir  sind  nur  drei  Urkunden  be- 
kannt, in  denen  derjenige,  gegen  den  ein  Recht  geltend  gemacht  wird, 
als  Kläger  aufzutreten  scheint.  Von  diesen  betreffen  zwei  (Str.  48 ; 
RA  XIV  p.  95  sq)  Vindikationen  {haqäru)  von  Grundstücken.  In  beiden 
l'\illen  ist  es  aber  nicht  der  Vindikant,  sondern  sein  Gegner,  der  das 
Gericht  angeht  {inaMru;  vgl.  u.  S.  22).  Hier  scheint  allerdings  noch 
die  ursprüngliche  Idee  der  Eigentumsverfolgung  durchzuschimmern, 
wonach  der  in  Ausübung  der  Selbsthilfe  erfolgende  außergerichtliche 
Zugriff  des  Vindikanten  auf  die  Sache  (baqäru)  *')  durch  Anrufen  der 
Gerichtshilfe  durch  den  Besitzer  gehemmt  wird.  Demgemäß  heißt  es 
auch  in  RA  XIV  p.  95,  14,  daß  die  Richter  ga-ti  .  .  .  iz-zu-hu :  „die 
Hände  (des  Vindikanten)  wegzogen",  ein  Ausdruck,  der  sonst  die  Inter- 
ventionshandlung des  Dritten  gegenüber  dem  den  Schuldner  verfolgenden 
Gläubiger  bezeichnet'*).  Um  eine  Grundstücksvindikation  scheint  es 
sich  auch  in  VS  VII  16  (UAZP  279)  zu  handeln.  Auch  hier  ist  es  der 
Gegner,  der  die  „Torleute*  {märü  hähtim)  zur  Entscheidung  versammelt 
{ü-pa-hi-ir :  Z.  18).  Doch  dürfte  die  Urkunde  zu  Schlußfolgerungen  kaum 
geeignet  sein,  da  die  „Torleute*  (Quartiervorsteher)")  wohl  nur  sach- 
verständige Schiedsmänner  sind  und  es  daher  fraglich  ist,  ob  das  in  der 
Urkunde  berichtete  Verfahren  überhaupt  als  gerichtliches  anzusprechen 
sei'').  Dagegen  zeigt  uns  eine  andere  Urkunde,  RA  XI  p.  176  sq.,  die 
in  überaus  typischer  Weise  Spurfolge  und  Vindikation  schildert,  daß 
zur  Zeit  Hammurapis  dieser  Charakter  der  ursprünglich  deliktischen 
Auefangsklage  bereits  stark  abgeschwächt  war ;  denn  hier  ist  der 
Vindikant  zugleich  Kläger,  Die  uns  interessierenden  Zeilen  dieser 
Urkunde  lauten :  {1)  as-^im  X  {2)  U  B  .  .  .  (3)  KI  Y  .  .  .  (5)  ü-ku-H 
(6)  Ä  iz-za-ah-hu-ur-H-ma   (7)  i-na  bit  B  .  .  .    (8)  i-mu-ur-ü-ma   (9)  A  Z 


«0)  Vgl.  San  Nicolö,  AKT  S.  165f. 

»1)  Vgl.  Koschaker,  BR  S.  20f.,  24f.  und  San  Nicolö,  AKT  S.  169. 

«)  Vgl.  dazu  Koschaker,  RSt  S.  222. 

")  Unergiebig  ist  VS  VII  56  (vgl.  auch  Walther,  S.  61  f.):  al-sum  bit  sa  A  (2—4) 
sa  B  C  ü  D  ba-ak-ru-su  (5)  A  s7i-u  (6)  ma-har  ...  (8)  id-bu-bu:  , wegen  des  Hauses  dea 
A,  (2—4)  das  B,  C  und  D  von  ihm  vindizierten,  (5)  hat  dieser  A  (6)  vor  (zwei  Beamten) 
(8)  geredet."  Dabdbu  bezeichnet  die  Rede  der  Parteien  vor  Gericht  (vgl.  Walther, 
S.  216),  und  es  ist  daher  ganz  fraglich,  ob  mit  dem  dabdbu  des  Gegners  der  Akt  ge- 
meint ist,  mit  dem  er  gegenüber  der  Vindikation  die  Gerichtshilfe  anrief. 
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{10)  im-hu-ur-ma :  „Wegen  der  X,  (2)  die  B  .  .  .  3)  von  Y  .  .  .  (5)  er- 
halten hatte  ^^'').  (6)  A  hat  sie  gesucht  (7)  und  darauf  im  Hause  des 
B  .  .  .  (8)  erblickt.  (9,  10)  Darauf  ging  A  den  Z  (den  Richter)  an"  "b). 
Diese  Urkunde  ist  mithin  m.  E.  ein  klarer  Beweis,  daß  sich  schon  unter 
Hammurapi  die  Verteilung  der  Parteirollen  beim  —  noch  auf  Spurfolge 
beruhenden  —  Vindikationsprozesse  nach  den  G-rundsätzen  des  ent- 
wickelten Rechtes  anzubahnen  begann.  Die  Auffassung  Walthers 
wie  San  Nicolos  scheint  mir  daher  in  ihrer  Allgemeinheit  verfehlt 
zu  sein. 

III.  Das  gerichtliche  Verfahren  hebt  an  mit  der  Ladung  des 
Gregners.  Diese  Ladung  war  im  altbabylonischen  Rechte  regelmäßig 
Sache  der  Partei.  Die  uns  erhaltenen  Ladungsprotokolle  gewähren  ein 
anschauliches  Bild  von  dieser  Privatladung,  schildern  den  Vorgang, 
der  sich  bei  ihr  abspielt,  und  überliefern  uns  den  juristischen  Terminus 
für  die  Ladung :  sabätii.  Das  Wort  sahätii  bezeichnet  den  Zugriff  sowohl 
gegen  Personen  ^^)  als  auch  gegen  Sachen  ^^).  In  der  überaus  anschaulichen 
Weise  eines  sinnlichen  Rechtssystems  wird  das  Fälligwerden  einer 
Forderung  ausgedrückt  durch  sdbätu  :  die  Forderung  packt  den  Schuldner, 
greift  durch  den  Gläubiger  nach  ihm  ^^).     Säbätu   ist   der  Fachausdruck 


33  a)  Im  übrigen  ist  die  Deutung  von  Z.  1 — 5  sehr  schwierig. 

ssb)  Vor  diesem  Richter  spielt  das  Verfahren.  B  schiebt  seine  Gattin  als  Eigen- 
tümerin der  X  in  den  Prozeß,  der  nun  gegen  sie  weiter  geht.  Im  Vordergrunde  des 
Verfahrens  stehen  die  typischen  Rechtsbehauptungen  der  Parteien,  die  der  Gattin  des  B 
(Z.  13fg.:  X  u-ul  ma-ra-at-ka  {14)  ma-ar-ü  amat  bi-it  e-mi-ia:  ,X  (ist)  nicht  deine  (des 
Klägers)  Tochter;  (14)  die  Tochter  einer  Sklavin  des  Hauses  meines  Schwiegervaters  (ist 
sie)*)  und  des  Klägers  (Z.  16fg.:  X  (17)  ma-ar-ti  u-ul  a-ma-at  {18)  a-na  Y  amat  {19)  sa 
bi-it  e-mi-ki  {20)  a-na  s'u-nu-ki-iin  ad-di-is'-si:  ,X  (17)  (ist)  meine  Tochter;  nicht  (ist  sie) 
Sklavin.  (18)  Der  Y,  der  Sklavin  (19)  des  Hauses  deines  Schwiegervaters  (20)  zum  Säugen 
übergab  ich  sie.*  Auf  Grund  seines  Eides  obsiegt  schließlich  der  Kläger.  —  Die  Kennt- 
nis der  Urkunde  verdanke  ich  einer  Mitteilung  Professor  Koschakers. 

3*)  Der  flüchtige  Sklave,  der  Delinquent  wird  ergriffen,  gepackt  (hierzu  Walther, 
S.  213*);  vgl.  z.B.  KH  §§  17;  19;  BB  IIG,  9;  PBS  22,  17;  29,  8;  25,  U;  LC  25,  10 
(BB  139);  CT  IV  27 d,  9  (dazu  Walther,  S.  18*);  sabitdnum:  , Ergreifer,  Verhafter, 
Häscher*:  KH  §  20;  siblttum:  „Gefängnis*:  CT  XXIX  2c,  11;  P  62,  3;  wohl  nicht  CT 
II  19,  4  (s.  BB  154b).  Der  Mann  nimmt  die  Ehefrau  für  sich:  KH  §  136;  die  Krankheit 
„packt*  den  Menschen:  KH  §  148;  LC  43,  17  (BB  117).  Unklar  ist  die  Bedeutung  von 
qdtam  sabdiu  in  VS  VII  83,  12  (UAZP  160);  AJSL  XXIX  p.  167,  Rv.  4;  VS  VH  47;  61 ; 
vgl.  UAZP  S.  197. 

35)  Sabdiu  in  der  Bedeutung  „eine  Sache  packen*,  „in  Besitz  nehmen*  (bei  Lehns- 
und Leihebesitz:  sibtu  Hilprecht  Annivers.  Vol.  p.  158«)  in  KH  §§  30;  253;  9  (das 
deutschrechtliche  „anevangen*);  CT  VIII  50a,  9;  VS  IX  8,  8;  LC  112,  21  u.  a.  m.  Das 
aktive  Permansiv  bezeichnet  die  tatsächliche  Herrschaft  über  eine  Sache  nach  ge- 
schehenem Zugriff:  KH  §  64;  K  6,  8;  K  71,  5;  CT  IV  19a,  21;  LC  5,  11;  VS  IX  144/5, 
20;  RA  IX  p.  21  sq.  18;  auch  das  passive  Permansiv  gibt  die  Tatsache  des  geschehenen 
Zugriffs  wieder:  KH  §  9  (Anefang). 

*^)  Vgl.  KH  §§  117;  119:  s'um-ma  a-wi-lam  e-i-il-iumis-ba-zu-ma:  „gesetzt,  jemanden 
hat  eine  Schuld  gepackt  (ein  Verbindlichkeit  ergriffen) .  .  .";  zu  V'dlum  vgl.  Ko schaker. 
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tiir  den  Zugriff  des  Gläubigers  gegen  die  Person  des  Schuldners,  die 
inanus  iniectio,  die  Bezeichnung  der  Personalexekution.  Demgemäß 
heißt  es  in  Kö  §  151,  Col.  IX  r  41  fg. :  he-el  hu-hu-ul-li-Hu  {42)  ai-ia-zu 
{43)  u-td  i-fa-ha-tu :  „sein  (des  Ehemanns)  Gläubiger  (42)  wird  sein  Ehe- 
weib (43)  nicht  packen**,  und  Col.  IX r  60 f.:  he-el  fiu-bu-td-li-Jfa  {51)  mu-za 
u-ul  i-?a-ba-tu:  „ihr  (des  Eheweibes)  Gläubiger  wird  (51)  ihren  Ehemann 
nicht  packen**  '^).  In  dieser  Bedeutung  erscheint  es  ra,  E.  auch  in  dem 
Briefe  LC  2  (BB  4) :  A  beklagt  sich  bei  ^Jammurapi,  daß  er  von  B 
wegen  Schulden  seines  Neffen  (C)  und  dessen  Kinder,  für  die  er  wahr- 
scheinlich interzedierte,  gefaßt  worden  sei ;  Z.  9  f. :  R  .  .  .  {10)  if-ha-ta- 
an-ni:  „B  (der  Gläubiger)  .  .  .  hat  mich  gepackt",  und  fährt  in  seinem 
Berichte  fort  Z.  26  fg. :  Sattum  3  *«'«  Ü4i-ik-m[a\  {27)  ajf-^um  C  re'tm  ü 
\  iiidre^ic^'-Jfu]  {28)  B  utullum  Jfu-[u]  {29)  3  alpi"*'*-ia  it-te-pi :  „im  Verlaufe 
von  drei  Jahren  (27)  hat  wegen  C,  des  Hirten,  und  seiner  Kinder 
(28)  jener  B,  der  Oberhirt,  (29)  drei  Ochsen  von  mir  (als  Pfand)  fort- 
p^oführt"  (nc:).  Indem  wir  uns  vor  Augen  halten,  daß  die  Zeilen  26 fg. 
gegenüber  Z.  9  f.  einen  zeitlich  früheren  Vorgang  schildern,  müssen  wir 
den  Bericht  des  Briefschreibers  A  dahin  verstehen,  daß  dessen  Gläubiger 
nach  vorhergehender  Vollstreckung  in  sein  (des  A)  Vermögen  durch 
Pfändung  von  drei  Ochsen  innerhalb  dreier  Jahre  nunmehr  auf  die 
Person  des  A,  seines  Schuldners,  selbst  greift.  Ganz  deutlich  wird  hier 
uibätu  zur  Bezeichnung  der  Realisierung  der  persönlichen  Haftung  des 
Schuldners  gebraucht  und  kann  nur  auf  diese  Weise  ausgelegt  werden. 
Deshalb  ist  auch  die  Übersetzung  Ungnads,  der  sabdtu  mit  „haftbar 
machen"  wiedergibt,  ungenau ,  denn  dies  tat  ja  der  Gläubiger  schon 
früher,  als  er  die  Ochsen  pfändete.  Schließlich  sei  noch  ein  weiteres 
Beispiel  der  Verwendung  des  Wortes  mbätu  im  Sinne  der  manus  iniectio 
angeführt;  es  sind  dies  die  beiden  InterZessionsurkunden  CT  IV  22a,  13 
und  AJSL  XXIX  p.  171,  10,  in  denen  die  Gläubiger  einer  ^ttfew/Zw-Schuld, 
jener  strengen,  mit  Personalhaftung  verbundenen  Schuld  "),  erklären,  den 
früheren  Schuldner  «7  isabatu:  nicht  packen  zu  wollen. 

Sehen  wir  nun  einmal  den  Vorgang  bei  der  Privatladung 
näher  an ;  am  genauesten  informiert  uns  die  aus  Sippar  stammende 
Urkunde  CT  VI  34  b  (UAZP  316).    An  der  Spitze  dieser  Urkunde  stehen 

BR  S.  129f.  Solange  die  Forderung  noch  nicht  fällig  ist,  ruht  sie  auf  dem  Schuldner 
{elisu  ibas'si):  KH  §§  48;  151;  152;  vgl.  hierzu  Koschaker,  RSt  S.  217;  BR  S.  lUf. 

")  So  auch  Col.  IXr,  31;  vgl.  die  Ausführungen  von  Koschaker,  RSt  S.  217; 
BR  S.  114;  Cuq,  NRH  XXXIII  p.  430;  Schorr,  UAZP  S.  94.  Die  Abwehr  der  manus 
iniectio  erfolgt  durch  das  qdtam  nasdhu  {manum  depellere);  vgl.  Koschaker,  BR 
S.  26fg.;  San  Nicolö,  AKT  S.  169".  Weit  allgemeiner  ist  in  LC  17,  10  (BB  230)  das 
ga-ti-i  a-na-za-a[h]  zu  nehmen:  ,ich  will  nichts  zu  tun  haben";  vgl.  BB,  Glossar  unter 
nCi;  Landsberger,  ZDMG  69  S.  502*. 

»*)  Vgl.  KH  §  48;  elisu  bas'ü  als  Argument  für  die  persönliche  Haftung  des 
Schuldners:  Koschaker,  BR  S.  Il5f.     Ferner  KH  §§  151;  152  (o.  Anm.  36). 
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die  Namen  dreier  Zeugen :  dann  heißt  es  Z.  4  f . :  si-hu  an-nu-tu-un  sa 
ma-ah-H-su-nu  {Ö)  A  .  .  .  {6)  B  is-ba-tu-ma  (7)  um-ma  Su-u-ma\  „diese 
Zeugen  sind  es,  vor  denen  (5)  A  .  .  .  (6)  den  B  gepackt  (7)  und  dann 
so  (gesproclien)  hatte".  Darauf  erklärt  der  Ladende  (A),  daß  er  dem 
Geladenen  (B)  und  einem  Dritten  (Sin-idinnam)  zwei  Seqel  Silber  zum 
Kaufe  eines  Lammes  (vgl.  Walther,  ZDMG-  69  S.  425)  gegeben  hätte, 
von  ihnen  aber  nichts  erhalten  habe.  Darauf  habe  er  (A)  Sin-idinnam 
geladen  (as-ha-at-ma,  Z.  13),  der  erklärt  habe,  er  werde  einen  Seqel 
zahlen,  den  andern  werde  B  geben,  und  für  den  Fall,  daß  dieser  seine 
Verbindlichkeit  nicht  einlöse,  werde  er  für  die  ganze  Schuld  aufkommen. 
Der  Greladene  (B)  antwortet  dahin,  daß  sein  G-enosse  (Sin-idinnam)  die 
ganze  Schuld  begleichen  werde,  leistet  ein  Gestellungsversprechen  und 
verpflichtet  sich  für  den  Fall  der  Nichteinhaltung  desselben  zur  Zahlung 
der  ganzen  Summe  von  zwei  Seqeln  ^^).  Nun  ist  uns  aber  auch  in 
CT  IV  6  a  (UAZP  315)  die  in  der  eben  besprochenen  Urkunde  erwähnte 
Ladung  des  Sin-idinnam  erhalten,  in  der  allerdings  das  Wort  sabätu 
nicht  vorkommt.  Das  Schema  dieser  Urkunde  ist  dem  von  CT  VI  34  b 
ähnlich:  1.  Nennung  der  Zeugen ;  2.  „vor  diesem  Zeugen  hat  Sin-idinnam 
zu  A  gesprochen" ;  3.  Rede  des  Sin-idinnam ;  4.  Datum.  Koschaker  hat 
schon  der  Vermutung  Ausdruck  gegeben,  daß  wir  in  Urkunden,  die  dieses 
Schema  aufweisen,  Protokolle  über  stattgehabte  Ladungen  vor  Zeugen 
zu  sehen  haben"*").  Dies  scheint  denn  allerdings  auch  bei  CT  IV  7a 
(UAZP  310)41)  und  CT  VIII  40a  (UAZP  311)^2)  zuzutreffen;  doch  läßt 
sich  die  Vermutung  in  dieser  Allgemeinheit  nicht  aufrecht  erhalten,  da 
dasselbe  Schema  zugleich  bei  andersartigen  gerichtlichen  Protokollen 
verwendet  wird  *^). 


»»)  Vgl.  Koschaker,  BR  S.  97»»;  Kohler,  KU  III  S.  237*;  257  faßt  den  Vorgang 
als  ,  Selbsthilfeverfahren  *. 

*o)  Grünhuts  Ztschr.  XXXV  S.  393;  ebenso  Walther,  S.  2132  jn  Anlehnung  an 
Koschaker.     Die  Analogie  zur  römischen  in  ius  vocatio  fällt  in  die  Augen. 

**)  Die  Parteien  hatten  vor  den  an  der  Spitze  der  Urkunde  genannten  Zeugen  „die 
Angelegenheit  (wegen  der  Häuser)  vorgebracht":  (20)  a-iva-at  bi-ü-tim  (21)  is-ku-nu-ma. 
Es  kommt  zu  einem  Vergleiche,  der  Geladene  quittiert  den  Empfang  von  Kaufpreis  und 
eines  Tauschobjektes  für  ein  Haus  und  auch  der  Ladende  erklärt  sich  für  befriedigt; 
darauf  folgt  Schwur  und  Datum.     (Die  Streitcausa  bleibt  dunkel.) 

")  Der  Geladene  erklärt  unter  Königseid  vor  drei  Zeugen  —  einem  ndgirum  s'a 
BdbiH'^',  einem  ridiim  s'a  daidn  BdbiU^i  und  einem  vom  Ladenden  mitgebrachten  Zeugen 
(vgl.  Walt  her,  S.  19)  — ,  daß  er  nicht  den  Richter  von  Babylon  angehen,  sondern  in 
Sippar  alle  seine  Verbindlichkeiten  erfüllen  wolle.  Auch  der  Ladende  solle  ihn  nicht 
zum  Gerichte  , zurückführen*.  Ich  möchte  nicht  glauben,  daß  der  ndgirum  von  Babylon 
und  ridü  des  Richters  von  Babylon  als  Mitglieder  eines  , Gerichtes*  fungieren,  wie 
Walther  annimmt. 

")  Vgl.  auch  Walther,  S.  246;  hier  sind  zu  erwähnen:  VS  VIH  65  (UAZP  314). 
An  der  Spitze  der  Urkunde  vier  Zeugen,  dann  Z.  6f.:  mahar  n-bi  (7)  an-nu-ü-in  (8)  s'a 
a-na  A  (9)  i'i  B  {10)  Utam  u-bi-ru:   „(6,7)   vor  diesen  Zeugen  (geschah  es),  (8)  daß  sie 
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Von  der  Ladung  und  dem  Vorgange  bei  derselben  ist  auch  in  zwei 

Briefen   die   Rede:    CT  XXIX  12,   23 fg.    (BB  125):   af-ium  A   (24)  Sa 

'canpam  e-li-iti  i-fu-u  .  .  .  {26)  fa-ba-as-zu  ü  Si-hi  lu-ku-un-Su :    »was  den 

\   betrifft,    (24)  von  dem  er  Silber  zu  fordern  hat,   .  .  .    (26)  so  ,packe* 

Im    und   Zeugen    bestelle    ihm«;    und    CT    VI    19  b,    26  fg.    (BB    126): 

3  wmn<5  kaspim  e-li  A  i-Su    {27)  A  fa-ha-atma    {28)  kattpam  ü  ni-mi-li- 

ti-Su  .  .  .   {80)  jfu-uJ-ki-ü-Su-u-ma :  »•/,  Minen  Silber  habe  ich  zu  Lasten 

des  A  gut ;     (27)   den   A    ,packe' ;     dann   (28)    laß   ihn   das   Silber   und 

seinen  Gewinn  .  .  .  (30)  dar  wägen"  ♦*). 

gegenüber  A  (9)  und  B  (10)  das  Haus  eidlich  beteugten.'  So  möchte  ich  diese  Zeilen  fassen 
im  Gegensätze  zu  Schorr  und  Walther  (S.  246'),  die  übersetzen  .vor  diesen  Zeugen 
(geschah  es),  daß  sie  (die  Richter)  an  A  und  B  das  Haus  zugesprochen  (überwiesen)  haben*. 
Bdni  Hl  kommt  zwar  auch  in  dieser  Bedeutung  vor;  Richter  werden  aber  in  der  ganzen 
l'rkunde  nicht  erwähnt,  können  also  kaum  sinngemäß  als  Subjekt  ergänzt  werden.  Dem 
fnirru  ana  entspricht  das:  surinni  s'a  ii**Samas  nasäffU  ana  A:  .das  Wahrzeichen  des  SamaJi 
herausreißen  (zu  seiner  Rechtfertigung)  gegen  A"  (als  Schwurritual):  VS  VIII  71,  3fg. 
(Walther,  S.  207);  CT  IV  47a,  11  fg.;  und  das  ana  s'urinnim  naddnu  A  ana  B:  .den  A 
dem  Wahrzeichen  (zum  Eide)  übergeben  gegen  ß"  (Walther,  8.  197);  ina  nis  ilim  ebebu 
ana  A:  .sich  durch  Eid  reinigen  gegenüber  A*  (Reinigungseid):  M  107,  18fg.;  CT  VIII  3a, 
25  fg.  Subjekt  des  Satzes  wäre  dann  die  (nicht  namentlich  genannte)  eidlich  deklarierende 
Partei.  Ein  Richterspruch  auf  Grund  dieses  Eidesprotokolls  wäre,  da  die  Gegner  nament- 
lich genannt  sind,  im  konkreten  Prozesse  ohne  weiteres  möglich.  —  Einen  Beweis- 
boschluß  zum  bnrru  (der  Deklaration  durch  Eid)  stellt  m.  E.  die  Urkunde  LC  132 
(UAZP  312)  dar;  zu  der  dunklen  Prozeßlage  vgl.  Koschaker,  RSt  S.  82»«;  223, 
Walther,  S.  62».  Prozeßparteien  scheinen  doch  Igmil-Sin  (A)  und  Pir^um  (B)  zu  sein. 
Z  21  f.:  na-di-na-nu  s'a  a-na  A  i-di-nu  {22)  ü  B  ub-ta-ar-ru-ma  {23)  as'a-ar  i-bu-ur-ru 
in-7ia-di-in:  .Der  Verkäufer,  der  (den  Ochsen)  dem  A  gegeben  hat,  (22)  und  B  werden 
eine  eidliche  Erklärung  abgeben  (23)  und  an  dessen  Stelle  (wo)  es  (eidlich)  klar  (ge- 
worden) ist,  wird  (der  Ochse)  gegeben  werden."  Der  Gewährsmann  der  einen  Partei  und 
die  Gegenpartei  werden  also  zur  Ablegung  eines  Deklarationseides  verhalten  und  dürften 
bei  der  Errichtung  der  Urkunde  anwesend  gewesen,  der  Eid  aber  anderswo  abzulegen 
sein.  So  gegen  Schorr  und  Koschaker;  zweifelnd:  Walther.  Beide  genannten  Ur- 
kunden gehören  zu  der  Gruppe  der  duppi  burti  (vgl.  Koschaker  bei  Schorr  III,  S.  68» 
zu  P  52—54;  Walther,  S.  246),  welcher  Terminus  jetzt  durch  LC  35,  22  (BB  192) 
quellenmäßig  belegt  ist:  tup-pi.  bu-ir-tim  na-s'i-a-ku:  .eine  Urkunde  Ober  eine  eidliche 
Bezeugung  habe  ich."  Eine  weitere  Urkunde  gleichen  Schemas  ist  LC  112  (UAZP  308: 
gerichtlicher  (?)  Vergleich  nach  vorhergehender  Klage  {dabdbu:  18);  femer  CT  IV  23a 
(Walther,  S.  206');  G  17  (Walther,  S.  223').  Nicht  ganz  klar  ist  P  30  (UAZP  313; 
Walther,  S.  104).  Das  gleiche  Schema  mit  Richtern  statt  der  Zeugen  an  der  Spitze 
der  Urkunde:  VS  VII  158  (BA  VI/5  S.  37;  Landsberger,  ZDMG  69  S.  507):  subjektiv 
stilisiertes  Prozeßprotokoll;  CT  VI  8  (BB  92).  Dasselbe  Schema  (mit  Zeugen)  in  Vertrags- 
urkunden: LC  184;  VS  VIII  77;  123/4;  XHI  102;  G  41.  AJSL  XXIX  p.  297  ist  wohl  ein 
gerichtliches  Protokoll. 

**)  Sabdtii  in  der  Bedeutung  einer  Ladung  vor  Gericht  findet  sich  noch  in  den 
Urkunden  VS  VIII  26,  12  (UAZP  64;  Koschaker,  BR  S.  20fg.);  R  7,  7  (Schorr  II  4; 
Landsberger,  ZDMG  69  S.  507;  Walther,  S.  247),  einem  vor  einem  Tempolgerichte  (?) 
errichteten  Streitbeendigungsvertrage ;  ferner  in  dem  Briefe  CT  XXIX  41  fg.  Hier  ist 
Z.  3  mit  Landsborger,  ZDMG  69  S.  525  zu  lesen:  [ni-a-ti]  is-ba-tu-ma :  sie  haben  uns 
vor  Gericht  geladen.     Vgl.  noch   R  26,  3  (UAZP  284)  und  PBS  55,  16.  19.  —  In  einer 
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Übereinstimmend  zeigen  also  die  erhaltenen  Urkunden,  daß  die 
altbabylonische  Privatladung  in  einer  vor  Zeugen  gehaltenen  Eede  des 
Ladenden  und  Antwort  des  Geladenen  bestand.  Was  nunmehr  die 
Wirkungen  dieses  Aktes  anlangt,  so  gibt  uns  hierüber  die  Urkunde 
CT  VI  8  (BB  92;  Landsb-ferger ,  ZDMG  69  S.  506  fg.;  Walther, 
S.  130)  aus  relativ  früher  Zeit  (Sumula-il  bis  Apil-Sin)  willkommenen 
Aufschluß.  Nach  Aufzählung  der  Richter  ^5)  heißt  es  hier  Z.  llfg. : 
i-na  bit  a-ra-ar-H  is-ha-ta-an-ni-ma  (12)  u-se-n-ha-an-ni-ma  ip-ki-an-ni 
(13)  ü  Li-pi-it-Istar  [14)  am-hu-ur-ma:  „Im  Hause  des  Ararru  (?)  hatte 
er  mich  ,gepackt',  (12)  mich  dann  hineingebracht  und  darauf  eingesperrt. 
(13)  Auch  den  Lipit-Istar  (14)  ging  ich  an."  Daraus  erhellt,  daß  der 
Geladene  selbst  sich  an  das  Gericht  wendet.  Auch  über  den  Grund  zu 
diesem  Vorgehen  des  Geladenen  unterrichtet  uns  die  Urkunde,  die  von 
einem  gewaltsamen  Vorgehen  des  Ladenden  gegen  den  Geladenen,  einem 
„Hineinbringen"  und  „Einsperren"  des  Geladenen  zu  erzählen  weiß. 
Um  diesem  Zwange  zu  entgehen,  muß  der  Geladene  selbst  die  Initiative 
ergreifen.  Ahnlich  wird  es  sich  bei  der  in  der  Urkunde  LC  104 
(UAZP  293)  aus  der  Zeit  Hammurapis  geschilderten  Ladung  verhalten 
haben.  Zwar  wird  uns  von  keiner  Selbsthilfehandlung  des  Ladenden 
gegen  den  Schuldner  berichtet,  allein  es  ist  auch  hier  der  Belangte,  der 
den  Prozeß  veranlaßt  und  sich  an  das  Gericht  wendet*^).  Hierher  kann 
wohl  auch  noch  CT  VIII  40a  (UAZP  311)  gezählt  werden:  hier  erklärt 
der  Geladene,  daß  er  sich  nicht  an  das  Gericht  wenden  wolle  und  ver- 
spricht ,  den  Ladenden  zu  befriedigen.  Z.  14  f. :  [u-ul]  a-ta-ar-ma 
{15)  [daiä]n  Bäbili^^  as-su-mi-ka  [16)  u-ul  u-la-ma-ad:  „[Nicht]  werde 
ich  darauf  zurückkommen,  (15)  [den  (? ;  die)  Eichtjer  von  Babylon  werde 
ich  deinetwegen  (16)  nicht  unterrichten."  Hier  beim  sabätu  ist  Walt  her 
zuzustimmen,  wenn  er  von  einer  „Umdrehung"  des  Verhältnisses  spricht, 


I 


viel  allgemeineren  Bedeutung  findet  sich  sabdtu  in  CT  II  43,  Ifg.  (KU  III  734):  A  ü  B 
(2)  märüwes  C  (5)  assum  igim  la-ma-za-at  i^^Istar  sa  ga-gi-im  [4)  iz-za-ah-tu  . . .:  „A  und  B, 
(2)  die  Kinder  des  C,  (3)  wegen  Abgaben  (Steuern)  an  die  Schutzgottheit  der  Istar  des 
Klosters  (4)  ,lagen  sich  in  den  Haaren'  ..."  Streitobjekt  bilden  Einnahmen  eines 
Priesteramtes  {[9]  .  .  .  sU  TI  A  tnHu-za-lum  [10]  sa  sa-ta-mu-ti-su  sa  bit  i^^Samas: 
^Empfang(sgut)  des  Huzalum,  (10)  seines  Priesteramtes  im  äamastempel") ;  la-ma-za-at 
iliiJslar  (Z.  3,  13,  22)  wohl  kein  Eigenname  (a.  M.  Ungnad),  sondern  =  Idmassu:  Schutz- 
gottheit (vgl.  Z.  30:  la-ma-zi  i^^lstar).  Die  Deutung  der  Urkunde  verdanke  ich  Dr.  Lands- 
berger. 

*5)  Z.  1—9;  Z.  10:  an-nu-tum  da-ia-nu-ia:  ,das  sind  meine  Richter." 
**)  Dies  ergibt  sich  aus  der  Urkunde,  wenn  sie  sich  auch  über  den  Grund  der  Ladung 
bzw.  die  Art  des  Anspruches  nicht  klar  ausdrückt  (vgl.  u.  Anm.  55):  A  wurde  wegen 
eines  Hausgrundstücks  und  eines  bei  der  Teilung  noch  nicht  greifbaren,  nur  zu  ver- 
rechnenden Einkommens  für  sechs  Monate  {bdbtum;  Walther,  ZDMG  69  S.  426)  ge- 
packt: (6)  .  .  .  iz-za-bi-it.  Darauf:  (7)  i-di-im-ma  daidneM^s  sarrim  ik-su-ud-ma:  ,ließ 
or  sich  auf  den  Prozeß  ein  (klagte  er:  Walthcr,  S.  213)  und  suchte  die  Richter  des 
Königs  auf." 
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80  (laß  der  Geladene  zam  Kläger  wird^^).  Dies  ist  aber  nur  in  der 
Weise  zu  erklären,  daß  bei  der  Ladung  ein  Akt  des  Zwanges  ausgeübt 
wird,  der  allein  durch  das  Beschreiten  des  Prozeßweges  zu  beseitigen 
ist,  wenn  nicht  gütliche  Einigung  erfolgt.  Und  dieser  Akt  scheint  mir 
unter  Berücksichtigung  von  CT  VI  8  der  der  manus  iniectio  zu  sein,  in 
welcher  Form  wir  ja  fabätu  schon  oben  angetroflPen  haben.  Um  diesem 
Zugriffe  auf  seine  Person  zu  entgehen,  ist  der  Geladene  gezwungen,  den 
Prozeßweg  zu  beschreiten  und  muß,  wenn  man  so  sagen  darf,  indicium 
accipere.  Die  altbabylonische  Ladung  dürfte  m.  E.  in  der 
manus  iniectio  ihren  Ausgangspunkt  haben  und  hat  sich  im 
Laufe  der  Zeit  zu  einer  einfachen,  mit  Einlassnngs- 
zwang  ausgestatteten  Ladung  abgeschwächt**). 

Diese  Auffassung  erhält  eine  weitere  Stütze  dadurch,  daß  noch  ein 
anderer  Terminus  —  es^ru  (-ex)  —  mit  der  Grundbedeutung  „binden, 
fesseln"  im  Ky  und  in  Briefen  als  Ausdruck  für  die  Mahnung  ver- 
wendet wird  *').  Es  wird  auch  in  diesem  Falle  ein  Wort,  dessen  Grund- 
bedeutung die  eines  gewaltsamen  Zugriffes  gegen  die  Person  oder  eine 
Sache  ist  ^) ,  zur  Bezeichnung  eines  Prozeßeinleitungsaktes  (Mahnung 
oder  Ladung)  gebraucht*^). 


*^  Walther,  S.  213;  aber  nicht  nur,  wenn  jemand  «ungerecht  gepackt*  wird, 
da  man  ja  vor  Ausgang  des  Prozesses  nicht  wissen  kann,  ob  ein  gerichtlich  geltend 
gemachter  Anspruch  gerechtfertigt  ist  oder  nicht. 

*^)  Ähnlich  wohl  auch  der  ursprüngliche  Zustand  in  Rom;  daher  dasselbe  Ritual 
bei  der  mamis  iniectio  und  in  ius  vocatio  und  der  vindtjc  bei  beiden  Verfahren. 

*»)  So  in  Kh  §  66,  Col.  XVII,  Z.  2 fg.:  sttm-ma  a-wi-lum  (3)  kaspam  it-ti  tamqarim 
il-ki-ma  {4)  tamqar-su  (5)  i-si-ir-s'u-ma :  .gesetzt,  daß  jemand  (3)  Geld  von  einem  Gläubiger 
(Bankier)  genommen  hat  (4)  und  sein  Gläubiger  (.*>)  ihn  (zur  Zahlung)  mahnt .  .  .'  sowie 
in  den  Briefen  K  79  (BB  61),  Z.  8fg.:  mdre'ites  A  .  .  .  [10)  e-si-ir-ma:  ,die  Kinder  des  A  .  .  . 
(10)  habe  ich  gemahnt  (oder:  gepackt,  gefesselt)*,  und  CT  IV  27a  (BB  217),  Z.  5  fg.: 
ki-ma  ti-du-u  a-na  resuamtim  {6)  ki-sa-a-am  e-zi-ib  (7)  a-da-a-an  kaspitn  s[a-g]a-a-liyH 
(S)  ik-ta-as-da-an-ni-i-ma  (9)  tamqarum  is-r[a-a]n-ni:  ,wie  du  weißt,  hatte  ich  für  die 
Sklavin  (6)  einen  Schuldschein  ausgestellt.  (7)  Der  Termin  für  die  Zahlung  des  Silbers 
(8)  hat  mich  erreicht  (ist  für  mich  gekommen);  (9)  der  Gläubiger  hat  mich  (zur  Zahlung) 
gemahnt."  Ungnad  übersetzt  Z.  5:  ,Wie  du  weißt,  hatte  ich  einer  Sklavin  ein  Zahlungs- 
versprechen ausgefertigt  .  .  .*;  vgl.  aber  zu  meiner  Übersetzung  LC  30  (BB  187),  Z.  82f.: 
,.  .  .  ka-n[i-ka.]m  [33)  a-na  ga-ga-ad  ü-hi-m-ni  i-zi-ib:  .eine  Siegelorkonde  (33)  für  die 
(.lesamtmenge  (?)  der  Dattel-  .  .  .  stelle  aus.* 

"*)  Wie  sabätu  symbolisch  von  der  Krankheit  und  der  ^u&m//u  -  Schuld  gebraucht 
wird,  so  heißt  es  LC  43,  8  (BB  117):  il-ku-um  is-ra-an-ni-ma:  .die  Lehnspflicht  hat  mich 
gepackt*.  Eseru  vom  Zugriff  auf  Sachen:  CT  XXIX  28  f.,  26  fg.  (BB  234):  1  GÜD.  UR. 
RA  .  .  .  {28)  is-ra-am-ma:  .einen  Zuchtbullen  .  .  .  (28)  nimm  (ergreife)*;  auf  Geld:  R  82,  10 
(Schorr  II,  72);  VS  VII  199,  17  (dazu  Walther,  S.  241).  VgL  auch  die  Ableitungs- 
formen von  eseru:  asiru:  .Häftling  (Kriegsgefangene)":  Walther,  S.  240  und  bit  asiri: 
, Gefängnis"  (entsprechend  sibiitu).  '■■'.. 

»)  Vgl.  zum  Worte  eseru  auch  Walther,  S.  241  f. 
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Bei  Betrachtung  der  altbabylonischen  Ladung  durch  sabätu,  die 
noch  zur  Zeit  der  ersten  babylonischen  Dynastie  Züge  ihrer  ursprüng- 
lichen G-estalt  des  ZugrifPes  auf  die  Person  dessen,  gegen  den  sie  sich 
richtet,  der  manus  iniectio,  an  sich  trägt,  erhebt  sich  als  weitere  Frage 
die,  ob  wir  dabei  mit  einem  allgemeinen  Institute  rechnen  können, 
also  in  ihr  eine  Ladung  sehen  sollen,  die  ohne  Rücksicht  auf  das  vom 
Berechtigten  geltend  gemachte  Recht  in  Anwendung  kommt.  Wir  haben 
nun  bereits  bei  der  Besprechung  der  Terminologie  ragämu-haqäru  die 
Beobachtung  gemacht,  daß  dem  altbabylonischen  Rechte  der  Unterschied 
zwischen  dem  Ansprüche  gegen  eine  Person  und  dem  Zugriife  auf  die  Sache, 
mag  dieser  in  der  Vindikation  durch  den  Gegenkontrahenten  oder  in  der 
Greltendmachung  eines  dinglichen  Rechtes  durch  dritte  Personen  bestehen, 
bereits  bekannt  war  und  es  die  Grrenze  zwischen  actio  in  personam  und 
actio  in  rem  ziemlich  scharf  und  ausgeprägt  zog.  Wenn  man  nun  gar 
den  Einlassungszwang  im  Anefangsverfahren  —  und  zwar  mit  Recht  — 
leugnet  ^^),  dann  muß  die  Idee  einer  durch  sabätu  ausgedrückten,  all- 
gemeinen Ladungsform  in  sich  zusammenbrechen ,  da  es  bei  einem 
Zugriffe  auf  die  Sache,  also  bei  dinglicher  Klage,  zu  einer  Personen- 
ladung nicht  kommen  kann.  Wir  gelangen  daher  auf  Grrund  dieser 
Erwägungen  zu  dem  sich  zwingend  ergebenden  Schlüsse,  daß  sabätu  als 
die  Personenladung  des  altbabylonischen  Rechts  an- 
zusprechen ist,  die  nur  bei  der  Geltendmachung  persönlicher  An- 
sprüche Platz  findet.  Dieser  Umstand  wird  auch  durch  die  über- 
lieferten Urkunden  und  Briefe  bestätigt.  Wo  im  KH  von  sabätu 
gesprochen  wird ,  handelt  es  sich  um  das  Fälligwerden  einer  mit 
persönlicher  (leiblicher)  Haftung  ausgestatteten  Schuld,  so  im  Falle  der 
i'iltum  und  der  >^w&?<ZZw- Schuld  ^^).  Aus  den  o.  S.  13  besprochenen 
InterZessionsurkunden  CT  IV  22  a,  11  fg.,  und  AJSL  XXIX  p.  171,  9  sq. 
ergibt  sich,  daß  sabätu  als  Form  des  Zugriffs  gegen  den  Schuldner  bei 
der  /zM&w7Zw- Schuld  gebraucht  wird,  indem  die  Gläubiger  beider  Urkunden 
den  austretenden  Schuldner  (A)  von  seiner  leiblichen  Haftung  mit  den 
Worten:  be-el  (AJSL  XXIX  p.  171:  U-ü)  hu-bu-li-su  A  u-ul  i-za-ba-tu: 
„sein  Gläubiger  wird  den  A  nicht  packen  (laden)",  befreien^*).  Wegen 
einer  persönlichen  Forderung  werden  auch  die  Schuldner  der  Urkunden 
CT  VI  34  b  und  CT  IV  6  a  geladen  (o.  S.  13  f.)  und  ein  ähnliches  Bild 
ergibt   sich   aus   allen   anderen  Urkunden  und  Briefen,    in   denen  sabätu 


")  Vgl.  Koschaker,  RSt.  S.  82. 

0»)  In  der  Wendung  i'iltum  awUam  ifbat:  ,eine  leibliche  Haftung  (aus  einem  ab- 
strakten Verpflichtungsschein)  hat  jemanden  ergriffen"  in  §§  117,  119  KH,  vgl.  o.  Anm.  36; 
als  Folge  der  hubullu-Schnld  in  §  151  KH,  o.  S.  13. 

")  Von  einer  manus  iniectio  gegen  den  Interzedenten  spricht  wohl  LC  2  (BB  4; 
0.  S.  18):  (7)  as-sum  A  .  .  .  {10)  is-ba-ta-an-ni :  ,(7)  wegen  des  A  .  .  .  (10)  hat  er  mich 
gepackt." 
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iils  Ladangsterminus  gebraucht  wird  ^*).  Kann  demnach,  wie  ich  denke, 
die  Terminologie  ^a&diu  =  Personenladung  als  gesichert  gelten,  so 
hätten  wir  hier  abermals  eine  strenge  Unterscheidung  zwischen  der 
(Tcltendmachung  dinglicher  und  persönlicher  Rechte  hinsichtlich  der 
Ladungsform  festzustellen,  denn  dort,  wo  ein  dingliches  Recht  geltend 
gemacht  wird,  wird  der  Prozeß  in  ganz  anderer  Weise,  nämlich  durch 
das  Ergreifen  der  Sache  selbst,  eingeleitet.  Dieser  Akt  ist  in  dem 
Ausdrucke  haqäni  inbegriffen  und  hat  bereits  San  Nicolo  diesen  Vor- 
gang in  anschaulicher  Weise  geschildert  als  einen  außergerichtlichen 
Akt,  „der  durch  private  Eigenmacht  verbunden  mit  dem  Sprechen  der 
Formel  über  die  Rechtsbehauptung:  „Die  Sache  ist  mein  ..."  vor- 
genommen wurde"  '^}. 

Wieder  ein  anderes  Bild  der  Ladung  erhalten  wir  aus  den  Königs- 
briefen.   Hier  tritt  die  private  Ladung  ganz  zurück  und  an  ihrer  Stelle 

»»)  In  den  Briefen  CT  XXIX  12,  23  fg.  und  CT  VI  19b,  26  fg.  (o.  S.  15)  erfolgt 
die  Ladung  wegen  einer  mit  leiblichen  Haftung  verbundenen  Schuld  (arg.  elUu  is'ü  => 
elis'u  basii;  o.  Anm.  38);  Personenladung  liegt  vor  in  VS  VIII  2Ö  (o.  Anm.  44),  wo  ein 
Gläubiger  den  andern  wegen  Entziehung  seines  Exekutionsobjektes  (der  persönlich  haf- 
tenden Schuldnerin)  belangt.  Ein  Anspruch  schuldrechtlicher  Natur  ist  jedenfalls  auch 
cJegenstand  des  Prozesses  in  dem  Briefe  CT  VI  8,  da  hier  von  einem  eine  Priesterin  be- 
treffenden Streitfalle  {a-wa-at  na-ti-tim:  Z.  15)  die  Kede  ist,  wenn  auch  näheres  nicht 
ermittelt  werden  kann;  das  Gleiche  gilt  für  CT  XXIX  41  f.  (BB  218),  wo  es  sich  nicht 
um  einen  Strafprozeß  handelt,  sondern  offenbar  die  Beklagten  (und  vorher  Geladenen: 
Z.  3)  wegen  Verschleppung  oder  Verheimlichung  des  Vermögens  eines  Ermorderten  be- 
langt werden ;  vgl.  u.  S.  49  f.  Ähnlich  liegen  die  Dinge  bei  dem  Ladungsprotokolle  CT 
VIII  40a  (UAZP  311),  in  welchem  der  Geladene  auf  einen  gerichtlichen  Austrag  des 
Streites  verzichtet  und  den  Ladenden  zu  befriedigen  verspricht.  Die  Erklärung  des 
tieladenen  erlaubt  uns  den  Schluß  auf  den  Streitgegenstand:  (20)  i-na  Sipparki  (21)  ma- 
na-ah-ta-ka  (22)  a-pa-al-ka\  «in  Sippar  (21)  werde  ich  dir  deine  Arbeitsaufwendungen 
(vgl.  Walther,  ZDMG  69,  S.  425;  nicht  .Prozeßkosten")  (22)  ersetzen*.  Also  wieder 
«leltendmachung  eines  Forderungsrechtes.  So  auch  R  26  (UAZP  284),  wo  die  Witwe 
den  Gesellschafter  ihres  verstorbenen  Mannes  zur  Rechnungslegung  und  Vermögens- 
aviseinandersetzung  vor  Gericht  lädt  (is-sa-[bä\-at-ma:  Z.  3;  über  derartige  .außerstreitige* 
Verfahren  vgl.  u.  S.  59  f.).  Keinen  Anhaltspunkt  über  den  Streitgegenstand  und  die  Natur 
des  geltend  gemachten  Rechtes  gibt  uns  das  Ladungsprotokoll  CT  IV  7  a  (UAZP  310); 
unklar  auch  R  7  (Schorr  II,  4).  An  Vindikation  könnte  man  auf  den  ersten  Blick  bei 
dem  in  der  Urkunde  LC  104  (UAZP  293;  o.  Anm.  46)  geschilderten  Prozeß  denken.  Es 
scheint  sich  aber  doch  anders  zu  verhalten.  Die  Ladung  geht  aus  von  den  Geschwistern 
des  Geladenen,  die  offenbar  das  Alleinerbrecht  des  Geladenen  nach  seinem  Vaterbruder 
bestreiten.  Oder  aber  —  auch  diese  Lösung  läßt  die  kurzgefaßte  Urkunde  zu  —  ist  der 
Geladene  der  älteste  Bruder  (ahum  rahüm),  dem  es,  wie  andere  Urkunden  lehren,  zukam, 
die  Erbschaft  nach  dem  verstorbenen  Vater  und  dem  Vaterbruder  unter  sich  und  seine 
Geschwister  aufzuteilen,  der  sich  den  Nachlaß  des  Onkels  zuwies  und  unter  seine  Ge- 
schwister den  seines  Vaters  verteilte.  Nach  dieser  Auffassung  machen  die  Geschwister 
(Ladenden)  den  Erstgeborenen  wegen  dieser  Teilung  haftbar.  In  beiden  Fällen  handelt 
es  sich  aber  nicht  um  die  Geltendmachung  eines  dinglichen  Rechts,  sondern  um  per- 
sönliche Ansprüche  und  Personenladuug. 

")  AKT  S.  165;  vgl.  überhaupt  S.  164  fg. 

2* 
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findet  sich  die  Ladung  und  Vorführung  des  Beklagten  durch 
den  Gerichtsbeamten.  Diese  Ladungsform  beim  Verfahren  vor 
dem  Königsgerichte  zeigt  in  markanter  Weise  den  grundlegenden  Unter- 
schied zwischen  diesem  Verfahren  und  dem  volksgerichtlichen.  Überein- 
stimmend zeigen  die  Königsbriefe ,  die  von  der  Rechtssprechung  des 
Königs  berichten,  daß  sich  der  Kläger,  um  die  gerichtliche  Austragung 
des  Streites  einzuleiten,  an  den  König  wendet,  ein  Vorgang,  der  durch 
die  stereotype  Wendung :  ki-a-am  u-lam-mi-da-an-ni :  „er  (sc.  der  Kläger) 
hat  mich  folgendermaßen  unterrichtet  (verständigt)"  ausgedrückt  wird, 
und  dieser  selbst  für  die  Vorführung  der  Gegenpartei  von  amts- 
wegen  sorgt  ^^).  Dabei  ist  diese  amtliche  Ladung  des  Beklagten  der 
volksgerichtlichen  sabätu-hsidiniig  an  die  Seite  zu  stellen,  denn  auch  hier 
handelt  es  sich  regelmäßig  um  Personenladung  auf  Grund  eines  schuld- 
rechtlichen Anspruches  und  nicht  um  die  Geltendmachung  eines  ding- 
lichen Rechtes  ^^). 

IV.  Hatte  der  Geladene  den  Anspruch  des  Ladenden  bei  der 
Ladung  nicht  anerkannt  oder  wollte  der  Besitzer  der  angeschlagenen 
Sache  diese  demjenigen  nicht  überlassen,  der  ein  dingliches  Recht  an  ihr 
behauptete,    dann    mußte    es    zur    Austragung    des    Rechtsstreites    vor 


5')  Vgl.  LC  2  (BB  4) :  Hammurapi  an  Sin-idinnam :  {30)  a-nu-um-ma  A  su-a-ti  {31) 
a-na  d-ri-ka  at-tar-dam  {32)  s'u-pur  B  su-a-ti  li-it-ru-ni-ik-kum :  „Jetzt  sende  ich  jenen 
A  (Kläger)  (31)  hiermit  zu  dir.  (32)  Sende,  (daß)  man  jenen  B  (Beklagten)  zu  dir  bringe." 
So  auch  K2,  12  fg.  (BB  5);  K  9,  16  fg.  (BB  9);  K  12,  12  fg.  (BB  10);  K  18,  22  fg.  (BB  7); 
K  19,  10 f.  (BB  8).  Denselben  Vorgang  zeigt  K  92  (BB  68),  ein  Brief  des  Königs  Abi- 
eäuh  an  das  kdru  und  die  Richter  von  Sippar:  (17)  sobald  ihr  diese  meine  Tafel  erblickt 
{18)  A  su-a-t[i]  {19)  u  s'i-bi  mu-di-e  a-w[a-ti-s'\u  {20)  [i]a  B  {21)  [ü]  C  .  .  .  {23)  u-ka-al-la-mu- 
ku-n{u-i\i  {24)  a-na  Bäb-ilVci  {25)  iu-ur-da-ni[m-ma]  {26)  a-wa-ti-su-n[u]  l[i-i]n-[n]am-ra: 
„(18)  jenen  A  (Beklagten)  (19)  und  Zeugen,  die  seine  Streitsache  kennen,  (20)  welche  B 
(21)  und  C  (Kläger)  .  .  .  (23)  euch  zeigen  werden,  (24)  nach  Babylon  (25)  zu  mir  schickt 
sie;  (26)  ihre  Streitsache  möge  besehen  (geprüft)  werden." 

5*)  Sehadenersatzprozesse  behandeln  die  Briefe  K  18;  K  19;  K  92,  in  denen  der 
Kläger  seine  Klage  auf  die  ihm  zugefügte  hibiliu  (Schädigung;  bSrt:  schädigen;  s.  BB, 
Glossar)  stützt.  In  dem  Briefe  LC  2  (BB  4)  beschwert  sich  der  Kläger  über  die  gegen 
ihn  angeblich  zu  Unrecht  vorgenommene  manus  iniectio.  (Vgl.  o.  S.  13  und  Anm.  54.) 
Verbotene  Eigenmacht  scheint  auch  der  Anlaß  der  Klage  im  Briefe  K  12  zu  sein.  Keine 
Auskunft  über  die  Natur  des  geltend  gemachten  Rechtes  gibt  uns  K  2.  Eine  lehens- 
oder  leiherechtliche  Streitigkeit  liegt  anscheinend  vor  in  K  (BB)  9,  wo  wegen  eines  Feldes 
geklagt  wird:  eqlamam  bi-it-ku-ru-[m]a:  Z.  9.  Trotz  des  baqdru  ist  wohl  nicht  an  eine 
gewöhnliche  Vindikation  zu  denken.  (So  allerdings  San  Nicolö,  AKT  S.  162«»;  1748».) 
Vgl.  den  ganz  analogen  Brief  K  (BB)  6,  wo  es  von  dem  eingeklagten  {baqdru  1,  2)  Felde 
näher  heißt:  (7)  eqlamam  sa  is-tu  n[m^»i  sa-a-tim  {1)]  {8)  sa-ab-ta-[ku]:  (7)  „das  Feld,  das 
[ich]  von  [jeher  (?)]  (8)  besessen  hatte",  wobei  sibittum  =  Lehenabesitz  zu  denken  ist. 
Es  liegt  daher  in  beiden  Fällen  eher  Verwaltungsgerichtsbarkeit  des  Königs  vor.  Zu 
beachten  ist  auch,  daß  Hammurapi  in  K  6  Sin-idinnam  nicht  anweist,  den  Beklagten 
zur  Rückstellung  des  entzogeneu  Feldes,  sondern  zu  Schadenersatz  zu  verurteilen.  Vgl. 
auch  Walther,  S.  110;  57  f. 


i 


—    21     — 

•Gericht,  zur  Besohreitnng  des  Gerichtsweges,  kommen.  Der 
WeDduigen ,  die  diesen  Vorgang  ausdrücken ,  kennt  die  babylonische 
Beohtssprache  eine  ganze  Keihe.  Doch  wird  auch  hier  wiederum 
«wischen  volksgerichtlichem  und  königsgerichtlichem  Verfahren  unter- 
schieden werden  müssen.  Bei  Schilderung  des  Rechtsganges  vor  den 
Volksgerichten  stehen  nämlich  Phrasen,  welche  die  Tätigkeit 
beider  Parteien  hervorheben,  im  Vordergrunde,  ein  Umstand,  der  zu 
der  Idee  einer  ursprünglichen  reinen  Schiedsgerichtsbarkeit,  die  das  alt- 
babylonische Recht  noch  nicht  vollkommen  überwunden  hatte,  wohl 
paßt.  So  betonen  bei  dieser  Art  des  Verfahrens  die  hier  am  häufigsten 
gebrauchten  Terminologien  ana  daiäni^'^'  aläku:  „zu  den  Richtern  gehen" 
stets  und  daidni^«^  kaJfädu :  „die  Richter  aufsuchen"  regelmäßig  das  Be- 
schreiten des  Gerichtsweges  durch  den  Gang  beider  Parteien  zum 
Gerichte  ^').  Dasselbe  Bild  zeigen  die  weniger  häufigen  Wendungen 
daiän^f^*^  sanäqu:  „zu  den  Richtern  kommen"  und  ana  bit  {^^^^amnf) 
erihu :  „in  den  Tempel  (des  SamaS)  eintreten"  *"). 

Im  Verfahren  vor  dem  Königsgerichte  finden  wir  aber  regel- 
mäßig einseitige  Klagserhebung,  die  durch  die  bereits  oben  erwähnte 
stereotype  "Wendung  der  Königsbriefe:  ki'am  ulammidani :  „in  dieser 
"Weise  hat  er  (der  Kläger)  mich  (den  König)  unterrichtet".  Damit 
konnte  man  sich  denn  auch  infolge  der  für  das  Königsverfahren  typischen 
amtlichen  Ladung  des  Beklagten  begnügen.  "Wenn  wir  aber  auch  bei 
Schilderung   eines  vor  den  „Richtern"  schlechthin  spielenden  Verfahrens 


»)  Vgl.  beispielsweise  M  48,  8  fg.  (ÜAZP  269):  A  a-na  fi-m-da-at  lar-ri  (T)  (4)  ip- 
ku-{{ru))-ur-ma  a-na  daidnMfi  (5)  il-li-ku-ma:  ,A  machte  nach  den  Satzungen  des  EOnigs 
(sein  dingliches)  Recht  (auf  den  Garten)  geltend  und  dann  gingen  sie  (sc.  beide  Parteien) 
zu  den  Richtern";  M  78,  4  f.  (ÜAZP  171):  A  und  B  hatten  einen  Gesellscbaftsvertrag 
geschlossen;  (4)  a-na  ta-az-ki-tim  (5)  da-ia-ni  ik-Iu-du-u-ma :  .zur  Rechtfertigung  (Rech- 
nungslegung) (5)  suchten  sie  (A  und  B)  die  Richter  auf.  In  LC  104,  7  (ÜAZP  293; 
0.  Anm.  55  u.  S.  16)  wird  aber  kaiddu  einseitig  vom  Kläger  gebraucht:  i-di-im-ma 
daidni»>es  larrim  ik-s'u-ud-ma :  ,er  ließ  sich  auf  den  Prozeß  ein  (er  klagte)  und  suchte 
dann  die  Richter  des  Königs  auf* ;  die  Prozeßgewährung  in  Z.  8  erfolgt  aber  nach  all- 
gemeiner Regel  (u.  S.  27)  beiden  Parteien  gegenüber.  Immerhin  könnte  man  hier  an 
einen  Einfluß  königsgerichtlichen  Verfahrens  denken  oder  an  eine  wie  bei  ma^dru  vor- 
kommende Stilisierung  (u.  S.  22  f.). 

80)  Für  sandqu  vgl.  R  59  (ÜAZP  232):  gerichtliche  Scheidung  einer  Ehe:  (4)  .  .  .  A  {5) 
ki-si-it-tii-lim  ik-s'u-uz-zi-ma  (6)  a-na  DI.KUD{.MEsl)  is-ni-ku-ma:  ,A  hatte  ein  Packen 
Gottes  (Krankheit)  getroffen  und  dann  kamen  sie  zu  dem  (?den)  Richter<n>*  (Anm.  207); 
ähnlich  M  100,  5  (ÜAZP  296),  wo  allerdings  das  Beschreiten  des  Gerichtsweges  durch 
beide  Parteien  wegen  Mehrheit  von  Personen  auf  einer  Parteiseite  nicht  so  klar  ersichtlich 
ist;  wohl  aber  Prozeßgewährung  beiden  Parteien  gegenüber.  Für  erebu  vgl.  CT  II  22 
(ÜAZP  282):  (ff)  a-na  bit  üt*Samas  A  (7)  mdrilmes  B  {8)  mdratemes  B  {9)  ü  Dam.  A.  Ni  B 
{10)  i-ru-bu-u-ma:  ,in  den  Tempel  des  Samas  sind  A  (Beklagter)  (7)  die  Söhne  des  B 
(8)  die  Töchter  des  B  (9)  und  die  Ehefrau  des  B  (Kläger)  (10)  eingetreten^  CT  II  28,  4 
(ÜAZP  172);  M  78,  6  (ÜAZP  171)   in  Verbindung  mit  beiderseitigem  daidnemes  kaiddu. 
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in  der  Urkunde  P  49  (UAZP  298)  lesen,  daß  der  Kläger  die  Richter 
verständigt  habe  (daiäne'»«^'  u-lam-mi-id-ma :  Z.  8)  und  dann  klagte  (ir- 
gu-um :  Z.  13),  ist  damit  für  diesen  Fall  auf  eine  einseitige  Klags- 
erhebung wohl  nicht  angespielt;  denn  sogleich  darauf  (noch  in  Z.  13 fg.) 
folgt  das  kontradiktorische  Verfahren  und  die  Rede  des  Beklagten  vor 
Gericht  und  muß  daher  angenommen  werden,  daß  der  Beklagte  bei  der 
Klagserhebung  bereits  vor  Gericht  anwesend  war  und  nur  die  Stili- 
sierung des  Tatbestandes  dieses  Rechtsstreites  vom  Gesichtspunkte  des 
Klägers  aus  vorgenommen  ist  ^^).  Einseitige  Erhebung  der  Klage  durch 
den  Kläger  im  Königsverfahren  drückt  auch  der  Terminus  sasü:  „an- 
rufen« aus,  wenn  es  in  R  36,  26 f.  (UAZP  139)  heißt:  a-na  he-el  Utim 
sarram  {27)  u-ul  i-sa-si:  (wegen  .  .  .)  (26)  „wird  er  gegen  den  Herrn 
(Eigentümer)  des  Hauses  den  König  (27)  nicht  anrufen"  ^^). 

Freilich  findet  sich  nun  auch  beim  Verfahren  vor  den  Volks- 
gerichten eine  Terminologie ,  die  auf  den  ersten  Blick  den  Anschein 
erweckt,  als  stünde  sie  mit  den  eben  erwähnten  Wendungen,  die  das 
Beschreiten  des  Gerichtsweges  durch  beide  Parteien  zum  Ausdrucke 
bringen,  in  einem  gewissen  Widerspruche.  Es  ist  dies  die  Phrase 
daiäne^^^'  mahäru:  „die  Richter  angehen",  die,  soweit  ich  sehe,  stets 
einseitig  vom  Kläger  gebraucht  wird.  Allein  nähere  Durchsicht  der 
betreflFenden  Urkunden  zeigt,  •  daß  es  sich  hierbei  bloß  um  einseitig  von 
Klägerseite  aufgefaßte  Stilisierung  des  Protokolls  handelt.  Bezeichnend 
für  unsere  Auffassung  ist  die  Urkunde  CT  II  47  (UAZP  261),  wo  die 
Klage  in  direkter  Rede  gefaßt  ist,  die  Kläger  zu  der  Beklagten,  die 
natürlich  gegenwärtig  sein  muß,  unmittelbar  sprechen  (Z.  14 :  at-ti-i-ma 
ta-aMu-ri:  „du  selbst  hast  (sie;  sc.  die  Urkunde)  geschrieben")  und  es  dann 
heißt,  Z.  16:  ^Su-mu-Aksak^^  im-hu-ru-uma:  „den  Sumu-Aksak  sind  sie 
(die  Kläger)  angegangen".  Daran  schließt  sich  das  meritorische  Ver- 
fahren und  die  Kläger  geben  wieder  direkt  der  Beklagten  gegenüber 
den  Streitverzicht  ab.  Ganz  ähnlich  verhält  es  sich  bei  anderen  Ur- 
kunden, welche  die  in  Rede  stehende  Phrase  gebrauchen,  sei  es,  daß  sich 


•i)  Ähnlich  verhält  es  sich  bei  dem  schon  zitierten  Ladungsprotokolle  CT  VIII  40a 
(UAZP  311),  wo  der  Geladene  in  direkter  Rede  erklärt,  den  Richter  von  Babylon  wegen 
des  Ladenden  nicht  verständigen  zu  wollen:  {16)  u-ulu-la-ma-ad.  Auch  hier  handelt 
es  sich  eher  um  subjektive  Stilisierung,  als  daß  wir  an  eine  einseitige  Klageerhebung 
denken  sollten. 

«2)  In  VS  IX  7,  17  fg./ 8,  19  f.  (UAZP  75  +  a)  heißt  es  einfach:  a-na  bit  {A  ü) 
mdreniei  B  ma-am-ma-an  u-ul  i-s'a-si:  , gegen  die  Familie  (des  A  und)  der  Kinder  des  B 
wird  niemand  anrufen" ;  als  Objekt  kann  sehr  gut  der  König  gemeint  sein,  da  der  eine 
Kontrahent  eine  Königstochter  {mdrat  s'arrim)  ist;  oder  aber  soll  damit  nur  ganz  all- 
gemein der  Verzicht  auf  ein  gerichtliches  Verfahren  ausgedrückt  werden,  wie  es  in  dem 
Briefe  CT  XXIX  10c,  5  fg.  (BB  216)  heißt:  a-na  du-ub-bu-ub-tim  {6)  ma-ma-an  la  i-s'a- 
as-si  (7)  ti  la  u-da-ab-ba-bu-su:  (wegen  .  .  .)  ,soll  zur  Klage  (6)  niemand  aufrufen; 
(7)  auch  soll  man  ihn  nicht  zur  Klage  veranlassen". 
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ans  der  Prozeßgewährang  beiden  Parteien  gegenüber^')  oder  ans  dem 
Verlaufe  des  meritorischen  Verfahrens"),  sei  es,  daß  sich  erst  aus  der 
Abgabe  des  Streitverzichtes  '*)  die  Gegenwart  auch  der  beklagten  Partei 
vor  Gericht  ergibt,  ohne  daß  ihr  Erscheinen  nach  erhobener  Klage 
erwähnt  würde  *^).  Zu  dieser  Auffassung ,  daß  bei  Verwendung  der 
Terminologie  daidne'"'^'  maltaru  in  objektiv  stilisierten  Protokollen  ein 
einseitig  von  der  Klägerseite  aufgefaßtes  Referat  vorliege,  stimmt  sehr 
gut,  daß  sich  auch  subjektiv  stilisierte  Prozeßprotokolle,  nämlich 
CT  VI  8  (BB  92)")  und  CT  XXIX  42 f.;  41  (BB  218)")  dieser  Phrase 
bedienen. 

Die  Anrufung  der  Gerichtshilfe  bezeichnen  noch  die  beiden  Wendungen 
dabäbu  „reden,  klagen"  und  ma^ar  .  .  .  awatam  Jakänu:  „vor  (einer 
Behörde  oder  Gericht)  eine  Rechtssache  vorbringen".  Doch  liegt  beiden 
Phrasen  ein  präziser  juristischer  Begriff  nicht  zugrunde ;  dabäbu  be- 
zeichnet überhaupt  nur  den  mündlichen  Vortrag  einer  Partei,  sei  es  des 
Klägers,  sei  es  des  Beklagten,  vor  Gericht  *^),  und  lakänu  wird  nicht  nur 


•»)  Vgl.  G  13,  6  (UAZP  275);  in  Z.  7  wird  beiden  Parteien  das  Verfahren 
gew&hrt. 

«*)  Vgl.  CT  VIII  9a,  14  (UAZP  295);  Beweismittel  im  Beweisverfahren  ist  nicht 
nur  die  Teilungsurkunde  des  Klägers,  sondern  auch  die  des  Beklagten  (Z.  15  fg.),  aoe 
welchem  Umstände  auf  dessen  Anwesenheit  vor  Gericht  geschlossen  werden  kann.  — 
Ähnlich  die  Urkunde  RA  XI  p.  176  sq.,  9  sq.:  A  »•  Ht*Sin-i-din-natn  {10)  im-^u-ur-ma  {11) 
B  Dam.  A.  Ni  ir-di-a-ma  .  .  .:  (9,  10)  ,A  (Klager)  ging  den  Sin-idinnam  an;  (11)  er  (sc. 
der  Beklagte)  holte  seine  Gattin  herbei  .  .  ."  Subjekt  zu  Z.  11  muß,  trotz  des  harten 
Subjektswechsela,  sinnotwendig  der  Beklagte  sein;  vgl.  das  -A.  Ni:  »seine".  Der  durch 
Spurfolge  eingeleitete  Vindikationsprozeß  dieser  Urkunde  dreht  sich  um  ein  Mädchen, 
das  vom  Kläger  als  seine  Tochter  in  Anspruch  genommen,  vom  Gegner  aber  als  eine 
zur  Mitgift  der  Gattin  des  Beklagten  gehörige  Sklavin  aufgefaßt  wird.  Wenn  nun  der 
Beklagte  gleich,  nachdem  sich  der  Kläger  an  das  Gericht  wandte,  seine  Gattin  als  deren 
Eigentümerin  in  den  Prozeß  schiebt,  so  muß  er  doch  wohl  früher,  d.  h.  bei  der  Klage- 
erhebung (Z.  10)  anwesend  gewesen  sein. 

")  Vgl.  CT  IV  13  a,  3  (UAZP  299);  nachdem  der  Kläger  einen  Reinigungseid  ge- 
leistet und  die  Hälfte  des  Streitgegenstandes  als  Erbanteil  erhalten  hat,  erklärt  er  seinen 
Streitverzicht  den  Brüdern  (Beklagten)  gegenüber  (Z.  13),  die  demgemäß  anwesend  sein 
mußten. 

««)  Nichts  ergibt  sich  infolge  der  knappen  Fassung  aus  den  Urkunden  VS  VII  37; 
CT  VIII  6b;  RA  XIV  p.  95  sq.  (vgl.  oben  S.  11).  —  Zu  CT  VI  7a  (UAZP  297) 
vgl.  unten  S.  31. 

8')  Z.  13 f.:  ü  A  {14)  am-ffu-ur-ma:  .auch  den  A  (14)  ging  ich  an",  und  Z.  18. 
Vgl.  zu  dieser  Urkunde  u.  S.  51  f. 

«*)  Z.  24 f.:  i-na  sa-al-si-im  s'arram  im-hu-ru-ma  {25)  s'arrum  a-na  il»A  B^  K^  {26) 
ü  ßj  it-ru-da-na-ü-im-ma:  ,Im  dritten  Prozesse  gingen  sie  (die  Kläger)  den  König  an; 
(25,  26)  der  König  schickte  uns,  Bj  (Bekl.),  Kj  (Kläger)  und  Bj  (Bekl.)  zum  Gotte  A." 
Also  sind  ganz  offensichtlich  bei  der  Klagserhebung  die  Beklagten  anwesend. 

89)  Vgl.  Walther,  S.  216.  Von  der  Rede  des  Klägers  gebraucht  in  M  42,  4; 
LC  112,  18.  —  Ganz  allgemein  heißt  es  in  G  67,  4 sq.:  a-na-ku-u  ü  B  (5)  ni-da-bu-ub: 
»Ich  und  B  (5)  stritten  uns."     (Ähnlich  wie  sabdtu  in  CT  II  43,  4;  o.  Anm.  44.) 
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für  die  Darlegung  der  Klagegründe  vor  Gericht,    sondern    auch    für  die 
Berichterstattung  an  Privatpersonen  gebraucht ''*'). 


">)  Beide  Parteien  , bringen  die  Angelegenheit  wegen  der  Häuser  vor"  in  dem 
sabätu-Frotokolle  CT  IV  7a,  16 fg.  (UAZP  310).  Die  Wendung  sakänu  in  sumerischer 
Sprache  in  P  10,  5  (UAZP  292):  Igi.  Ne.  Ne  In.  Gar.  Ri.  Es-ma:  (nachdem  die  Kläger  den 
König  angegangen  hatten)  , haben  sie  ihr  Anliegen  vorgebracht";  (vgl.  dazu  Walther, 
ZDMG  69,  S.  425)  als  einseitige  Handlung  der  Kläger.  Vgl.  auch  die  Briefe  K  92,  14 
(BB  68);  CT  XXIX,  22,  4;  10  (BB  183);  23,  5  (BB  185);  25,  15  (BB  145),  wo  die  Phrase 
ähnlich  wie  lamädu  gebraucht  wird.  —  Vgl.  zu  dem  unter  IV.  Ausgeführten  auch 
Schorr,  I.  S,  66  f.;  Walther,  S.  215.  —  Ein  farbloser  Ausdruck  für  „sich  streiten, 
prozessieren"  ist  garü  „befehden,  bekämpfen"  (die  altbabylonische  Traumdeutung  sieht 
im  Ansetzen  eines  Pfeiles  auf  den  Bogen  einen  künftigen  Rechtsstreit:  Ungnad,  AO  X/3, 
S.  28);  vgl.  CT  IV  9a,  5;  VI  19b,  12;  M  27,  18;  78,  20;  100,  4;  BM  78.259  Obv. 
Col.  III,  3.  In  ähnlicher  Bedeutung  ddnu  (u.  S.  27  fg.)  in  LC  104,  7;  CT  IV  47  a,  7; 
VS  XIII  89,  7;  wohl  auch  PBS  55,  25;  zu  sabdtu  und  dabdbu  in  dieser  Bedeutung 
0.  Anm.  44,  69. 


Zweiter  Abschnitt. 
Das  Verfahren  vor  Gericht. 

Torbemerkung^. 

Wie  bereits  oben  erwähnt,  läßt  §  5  KIJ  drei  Prozeßphasen  erkennen. 
Es  heißt  hier  Z.  6fg. :  „wenn  ein  Richter  (7)  ä)  di-nam  i-di-in  (8)  b)  pu- 
ru-za-am  (.9)  ip-rti-tdf  {10)  c)  ku-nu-ukkam  (11)  M-/e-2«-i6 ").  Paräsu, 
jjunissüm  heißt  „entscheiden*,  „Entscheidung"  ").  Purussäm  parasu  ist 
demnach  der  Terminus  für  das  Fällen  der  richterlichen  Ent- 
scheidung. Mit  dtnam  dänu  muß  die  Durchführung  des  Pro- 
zesses durch  den  Richter  mit  kunukkam  ezibu  die  des  richter- 
lichen purussü  gemeint  sein.  Damit  ergibt  sich  auch  für  uns  ein 
System  der  Gliederung  des  ganzen  Verfahrens. 

A.   Das   gerichtliche  Verfahren   bis   znm   Urteile   (dem   richterlichen 
Streitbeendigungsvorschlage). 

1.  Auf  die  Erwähnung,  daß  jemand  sein  Recht  geltend  gemacht 
hätte  und  man  sich  zum  Gerichte  begeben  habe,  folgt  in  den  meisten 
Urkunden  die  Redensart :  daiäm'i*^^^'  dinam  ula^izuJunuti  {ahäzu  lllj) : 
„die  Richter  ließen  sie  (sc.  die  Parteien)  den  Prozeß  ergreifen".  Es 
liegt  also  hier  ein  A k t  der  Prozeßeröffnung  und  der  Prozeß- 
gewährung vor,  der  regelmäßig  in  Gegenwart  beider  Parteien 
erfolgt  ^').    Diesen  zweiseitigen  Prozeßeröffnungsakt  verzeichnet  fast  jede 


")  Vgl.  schon  Koschaker,  PSBA  1913,  p.  240»«. 

")  In  den  Rechtsurkunden  finden  sich  diese  Termini  —  soweit  ich  zu  sehen  ver- 
mag —  nicht:  in  den  Briefen  in  der  Bedeutung:  .(einen  Sachverhalt)  klarstellen*; 
vgl.  Ungnad,  BB,  S.  362  f.  Vgl.  aber  Kh  Col.  XXIV r,  71:  pu-ru-zi-e  ma-tim  a-na  pa- 
ra-si-im:  ,die  Entscheidungen  des  Landes  zu  entscheiden";  desgl.  Col.  XXVr,  70,  83; 
XXIV r,  86  (91—5-9,  221);  XXVr,  90;  XXVIr,  88;  femer  IV  R  17,  44  obv.;  V  R  65,  11. 

")  So  zuerst  Rhodokanakis,  WZKM  XXI  S.  113.  —  Schorr  I  S.  37  übersetzt: 
,ein  Urteil  verkünden",  King,  LIH  III  p.  38  sq.:  ,give  a  judgment".  —  Wenn  es  in 
CT  VI  8  (BB  92)  heißt:  , (meine)  Richter  gewährten  mir  Verfahren'  (Z.  29 f.:  dinam 
da-ia-(nu-ia)  .  .  .  u-sa-hi-zu-ni-in-ni-i)  und  in  VS  VII  158,  11  f.:  (acht  Richter)  ,haben 
mir  Verfahren  gewährt",  so  ist  dies  auf  die  subjektive  Stilisierung  dieser  Urkunden 
zurückzuführen. 
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Urkunde,  die  über  ein  volksgericlitliclies  Verfahren  referiert.  In  den 
Königsbriefen  dagegen,  die  sich  mit  der  Rechtssprechung  befassen,  wird 
auf  ihn  nur  zweimal  angespielt,  nämlich  in  den  Briefen  K  19,  9 fg. 
(BB  8)  und  LC  2,  33  fg.  (BB  4).  In  K  19  heißt  es :  (9)  wa-ar-ka-as-zu 
pU'Tu-us  (10)  SU-pur  he-el  a-wa-ti-Su  (11)  li-it-ru-ni-ik-lmm-ma  (12)  di-nam 
Jci-ma si-im-da-tim  (13) su-hi-is-zu-nu-ti:  „Prüfeden  Sachverhalt!  (10)  Sende, 
(daß)  man  seinen  Gegner  (11)  zu  dir  bringe.  (12,  13)  Dann  gewähre 
ihnen  nach  den  Gresetzen  Prozeßverfahren"  '*).  Dabei  ist  hier  noch  zu 
bemerken,  daß  es  Mma  simdatim  und  nicht  wie  sonst  Mma  simdat  sarrim 
„nach  den  Königsgesetzen"  heißt ;  die  Vermutung  ist  nicht  von  der  Hand 
zu  weisen,  daß  damit  gerade  auf  ein  Verfahren  in  der  Form  des  volks- 
gerichtlichen hingewiesen  werden  soll "). 

Dem  dinam  sühuzu  geht  anscheinend  eine  Prüfung  der  Prozeß- 
voraussetzungen voran,  die  allerdings  in  den  meisten  Urkunden  nicht 
erwähnt  wird.  Wohl  ist  dies  aber  deutlich  der  Fall  in  den  eben 
zitierten  Briefen  K  19  und  LC  2.  Von  einer  Grerichtssitzung  vor  Gre- 
währung  des  Verfahrens  spricht  auch  VS  VIII  102  (UAZP  264).  In 
dieser  Urkunde  heißt  es  Z.  4  fg. :  ^^"Sin-i-din-nam  ra-bi-a-an  [Sippat^^] 
(5)  [ü  Tcär\  SippaT^^  us-bu-[ma]  (6)  [di-nam  u-^sa-hi-zu-Su-nu-ti:  „Sin- 
idinnam,  der  rabiänum  von  Sippar  (5)  und  das  kärum  von  Sippar  hielten 
eine  Sitzung  ab  und  dann  (6)  gewährten  sie  ihnen  das  Verfahren  '^). 
In  diesem  Zusammenhange  zu  erwähnen  ist  auch  die  Urkunde  CT  II  47 
(UAZP  261) ,  wo  zuerst  Zeugenaussagen  bei  den  "Wahrzeichen  der 
Grötter  vor  einem  Einzelrichter  abgegeben  werden  und  erst  hierauf 
von  dem  erkennenden  Senate  das  Verfahren  eröffnet  wird.  Hierher 
dürfte  schließlich  die  Urkunde  CT  IV  23  a  (KU  III  749)  zu  zählen 
sein.  Unter  der  Voraussetzung,  daß  Walthers  Zeilenstellung  richtig 
ist  (S.  206^),  möchte  ich  diese  Urkunde  als  das  Protokoll  der  Rede  des 
Klägers  vor  der  Prozeßgewährung  ansprechen.  An  der  Spitze  der 
Urkunde  stehen  acht  Zeugennamen.  Dann  heißt  es :  (Band  Z.  1)  mahar 
ü-\bi  an-nu-tim]  (2)  a-na  [.  .  .]  (Vs.  Z.  1)  da-ia-ni-im  (2)  Ä  (3)  (ü)  B 
(4)  is-ni-ku-ma  (5)  B  (6)  nil  sarrim  it-mu-u  (7)  um-ma  Su-u-ma  (8)  30  qa 
^E.  GI^  46  qa  SE.  KAJ  (9)  e(f)-U  X  (10)  lu  i-su  (?)  (link.  E.)  i-na  su-ri- 
nim  i-ga-bu-ma:  „Vor  [diesen]  Zeugen  (2)  zu  [.  .  .  Eigenname  .  .  .],  (l)dem 
Richter,  (2 — 4)  kamen  A  (und)  B.  (5)  B  (6)  schwur  (Plural !  im  Namen 
Beider)  beim  Könige  (7)  folgendermaßen  er  selbst :  (8)  ,30  qa  Holz  ('?), 
46  qa  Schnaps  (?)  (9)  auf  X  (10)  lasten  fürwahr'  (d.  h.  schuldet  X)  (1.  R.). 
Mit  dem  Wahrzeichen  werden  sie  (es  auch  noch)  aussagen."  (Angebotener 
Grottesbeweis.)     Anlaß  zur  Ausstellung  der  Urkunde   ist  vermutlich  die 


'*)  Die  Fassung  von  LC  2  ist  ganz  gleichartig. 

")  Vgl.  hierzu  noch  u.  S.  76. 

'«)  Nicht  hierher  gehört  R  103,  31 ;  vgl.  Walthers  Berichtigung  (S.  84)  zu  UAZP  273. 


—    27     — 

Verweisung  der  Partei  von  der  Grerichtsstätte  an  den  Tempel  zur  Leistung 
des  Eides  (Ordals) "'). 

Der  Umstand,  daß  dem  dtnam  Mliuzu  eine  Prüfung  gewisser  Prozeß- 
voraussetzungen vorangeht,  hat  Walt  her  (S.  218)  dazu  veranlaßt,  diese 
Redensart  für  den  Ausdruck 'der  „Rechtssprechung  überhaupt,  mit  dem 
IHlicke  aul"  das  Urteil"  anzusehen.  Ich  möchte  dem  nicht  zustimmen,  da 
das  meritorische  Verfahren ,  soweit  es  in  den  Urkunden  Erwähnung 
lindet,  dem  dinam  hXhuzu  erst  folgt  ").  K o h  1  e r  '*)  und  Koschaker'*) 
haben  den  Akt  des  dinam  Jfü/iuzu  mit  der  litü  contestatio  verglichen, 
m.  E.  mit  Unrecht,  denn  beim  dinam  Mhuzu  handelt  es  sich  um  einen, 
allerdings  in  Gegenwart  beider  Parteien  vorzunehmenden  Akt  des 
(i  e  r  i  c  h  t  e  s  ,  der,  wenn  man  einen  Vergleich  mit  dem  römischen  Rechte 
herzustellen  geneigt  ist,  eher  dem  fonnulam  dare  des  Praetors  entspräche. 
Endlich  ist  noch  hervorzuheben,  daß  wir  den  Akt  des  dtnam  Mliuzu  wohl 
kaum  herleiten  dürfen  aus  einem  ursprünglich  schiedsgerichtlichen  Streit- 
einlassungsakt in  d  e  m  Sinne,  daß  sich  Parteien  dadurch  der  Entscheidung 
des  Schiedsgerichtes  unterwerfen.  Durch  die  Prozeßgewährung  gibt  viel- 
mehr das  um  Entscheidung  angegangene  (Schieds)gericht  beiden  Parteien 
gegenüber  lediglich  seinen  Willen  kund,  sich  mit  der  ihm  vorgelegten 
Rechtsfrage  zu  beschäftigen.  Allein  auch  in  dieser  Form  ist  das  dinam 
Süliuzuy  das  stets  beiden  Parteien  gegenüber  erfolgt,  als  ein  Überrest 
ehemaliger  Schiedsgerichtsbarkeit  anzusprechen  und  auch  wohl  aus  diesem 
Grunde  vorwiegend  im  Verfahren  vor  den  Volksgerichten  zu  finden. 

II.  In  einer  Reihe  von  Urkunden  findet  sich  an  Stelle  von  dtnam 
Muzu  die  Redensart  dinam  ddnu.  Auch  diese  Phrase  wird  zur  Be- 
zeichnung des  Prozeßeröffnungsaktes  (analog  dem  dtnam  Mliuzu)  gebraucht 


'*»)  In  einer  anderen  Form  gibt  der  Brief  RA  XV  p.  139  sq.  ein  Zeugnis  dafür, 
daß  dem  moritorischen  Verfahren  eine  Überprüfung  des  geltend  gemachten  Rechtes 
vorauszugehen  pflegte,  so  daß,  wie  wir  daraus  wohl  schließen  können,  bei  negativem 
Ergebnisse  derselben  eine  Klage  auch  a  limine  abgewiesen  werden  konnte.  Hier  heißt 
es  nämlich  Z.  23  fg.,  nachdem  der  Briefschreiber  dem  Adressaten  den  Streitfall  aus- 
einandergesetzt hatte:  a-wa-ti-Iu  a-mur-ma  {24)  su-te-s'e-ir-s'u  (25)  s'um-ma  a-ica-tum  i-dam 
i-s'u  {26)  be-el  a-ica-ti-s'u  {27)  a-na  si-ri-ia  tu-ur-dam:  , Prüfe  seine  Streitsache;  (24)  schaffe 
ihm  Recht.  (25)  Wenn  die  Streitsache  Hand  hat,  (26)  seinen  Gegner  (27)  bringe  vor 
mich."  Ein  meritorisches  Eingehen  auf  die  Sache  (angedeutet  durch  das  Vorführen  des 
Beklagten  vor  den  Briefschreiber)  sollte  also  nur  erfolgen,  wenn  die  Klage  begründet 
sei,  sie  „Hand  und  Fuß*  hätte.  —  ias'dru  Illj  ist  ein  ziemlich  seltener  allgemeiner  Aus- 
druck für:  , Recht  schaffen,  eine  Sache  in  Ordnung  bringen",  der,  technisch  gebraucht, 
sozialen  Beigeschmack  hat  (,das  soziale  Gleichgewicht  herstellen";  wie  bei  milaram 
sakdnu:  durch  eine  Seisachtie):  vgl.  K  92,  15  (BB  68);  CT  IV  1  f.,  63  (BB  238). 

")  So  VS  XIll  7,  7;  8  f.;  AJSL  XXIX  p.  173  sq.,  11;  12;  VS  XIII  101,  4;  5.  — 
Das  Objekt  dinam  ist  weggelassen  in  CT  XXIX  42  f.,  22  (BB  218),  wohl  aber  gesetzt 
in  Z.  23. 

'«)  KU  III,  S.  258;  IV,  S.  98;  V,  S.  124. 

«)  PSBA  1913,  p.  240»ä;  KVGR  1914,  S.  438;  so  auch  Schorr  UAZP  S.  347. 
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und  findet  erst  nach  dem  dinam  dänu  das  meritorische  Verfahren  statt. 
In  dieser  Bedeutung  begegnet  uns  die  Wendung  dinam  dänu  in  dem  auch 
noch  an  anderer  Stelle  zu  besprechenden  Briefe  PBS  7  :  Der  Streit  dreht 
sich  um  einen  Ochsen,  der  in  der  Obhut  des  Hirten  gefallen  und  ver- 
endet war.  Nachdem  die  Parteien  vor  dem  Schreiber  des  Briefes  den 
Sachverhalt  berichtet  hatten,  wies  dieser  sie  an:  Z.  16fg. :  [a-na 
N]ippurim^*  a-na  dl  daiäne^"^^^'  {17)  a-al-ka-a-ma  (18)  di-nam  U-di-nu-ku- 
nu-ti:  „nach  Nippur,  der  Stadt  der  Richter  (d.  h.  wohl:  wo  diese  zu 
finden  sind)  (17)  geht,  (18)  (dort)  möge  man  euch  Verfahren  gewähren". 
Er  berichtet  dann  weiter :  Z,  19  fg. :  i-na  Nippurim^^  daiänü^^^'  di-nam 
id-di-nu-su-nu-ti  {20)  a-na  ha-ab  ^kiHm  a-na  ni-is  ilim  {21)  A  i-di-nu 
{22)  B  di-nam  su-a-ti  {23)  u-ul  l[i-k]i :  „in  Nippur  haben  die  Richter 
ihnen  Verfahren  gewährt,  (20)  dem  Gartentore  (?)  zum  Eide  (21)  den  A 
(den  verklagten  Hirten)  überwiesen  sie.  (22)  B  (der  Kläger)  hat  (aber) 
jenes  Urteil  (23)  nicht  angenommen."  Es  folgt  also  in  diesem  Briefe 
das  eigentliche  Verfahren  und  die  richterliche  Entscheidung  (Beweisurteil) 
erst  nach  dem  dinam  dänu  ^^). 

Nun  finden  sich  allerdings  auch  Urkunden ,  in  denen  auf  das 
dinam  dänu  sogleich  der  „Urteilstenor"  oder  der  Streitverzicht  folgt  ^^). 
Schon  die  gewöhnliche  Bedeutung  von  dänu  =  „richten" ,  „eine  Ent- 
scheidung fällen" ,  legt  die  Vermutung  nahe ,  daß  die  Phrase  dinam 
dänu  gelegentlich  mehr  als  den  Prozeßbegründungsakt  ausdrücken  will ; 
sie  mag  wohl  in  einzelnen  Fällen  (in  den  letztgenannten  Urkunden)  die 
Durchführung  des  Rechtsstreites  zugleich  in  sich  schließen ,  was  wohl 
auch  in  §  5  KH  der  Fall  ist.  Daß  hier  dinam  dänu  nicht  „ein  Urteil 
fällen"  heißt  ^^),  sondern  darunter  die  Prozeßeinleitung  (und  wohl  zugleich 
die  Prozeßdurchführung)  zu  verstehen  ist,  ergibt  sich  aus  der  Stellung 
vor  purussäm  paräsu  und  schon  Koschaker,  PSBA  1913  p.  240^^, 
hat  darauf  hingewiesen.  Es  wäre  auffällig,  daß  in  Z.  7 — 12,  Col.  VI, 
die,  wie  ich  später  darlegen  werde,  eine  Interpolation  der  Verfasser  des 
Kodex  Hammurapi  darstellen,  das  Verfahren  selbst  bis  zur  Fällung  des 
Urteils  nicht  erwähnt  werden  sollte,  etwa  durch  awatam  amäru  (u.  S.  31  f.) 
oder  eine  ähnliche  Redensart.  Dinam  dänu  dürfte  hier  wohl  die  Eröffnung 
des  Prozesses  „mit  dem  Blicke  auf  das  Urteil"  bedeuten  (Walther, 
S.  218,  zu  dinam  Jükuzu;  o.  S.  27).  Jedenfalls  haben  wir  aber  dinam 
dänu  in  den  oben  zuerst  genannten  Urkunden  deutlich  als  die  Bezeichnung 
des  Prozeßeröffnungsaktes,  für  dessen  juristische  Konstruktion  das  zu 
dinam  sü^uzu   Gesagte   gilt,    gebraucht   gesehen,    wenn   ihm   freilich   ab 


80)  Vgl.  auch  VS  VII  7,  7  fg.  (UAZP  307);   CT  XXIX  42  f.,  8;  R  10,  8  f.;  26,  4  f. 
G  35,  4.  —  Vgl.  dazu  Koschaker,  RSt  S.  ISO»'. 

81)  Vgl.  VS  XIII  7,  7;  AJSL  XXIX  p.  173  sq.,  11;  VS  VIII  101,  4. 

8*)  Harper  übersetzt:  „pronounce  a  judgment";  Johns:  „to  give  a  verdict". 
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iiid  zu  in  den  Urkunden  und  auch  im  K^l  eine  weitergehende  Bedeutung 
;i  Bezug  auf  das  meritorische  Verfahren  zukommen  mag. 

III.  Zur  Durchführung  des  Prozesses  ist  es  erforderlich,  die  dafür 
uüLigen  Zeugen  und  eventuell  auch  die  ungehorsame  Gegenpartei,  wenn 
nötig,  unter  Zwung  vorzuführen.  Freilich  ist  zur  zwangsweisen  Herbei- 
holung der  Gegenpartei  in  einem  Verfahren ,  das  den  Charakter  von 
Schiedsgerichtsbarkeit  trägt,  kaum  Platz,  da  hier  ein  Prozeß  nur  im 
Einverständnisse  der  Parteien  zur  Austragung  kommen  kann.  Allein,  die 
strenge  Durchführung  dieses  Prinzips  müßte  privater  Selbstbefriedigung 
und  Fehderecht  im  weitesten  Maße  Tür  und  Tor  offen  lassen,  wie  dies 
ja  auch  lür  das  Recht  der  Primitiven  gilt  —  ein  Rechtszustand,  den 
man  von  vornherein  für  einen  Kulturstaat  wie  den  altbabylonischen 
nicht  annehmen  darf.  In  der  Tat  hat  sich  m.  E.  gerade  auf  diesem 
Gebiete  die  staatliche  Autorität  am  schärfsten  durchzusetzen 
vermocht.  Dies  gilt  nicht  nur  für  das  Verfahren  vor  dem  Königs- 
gerichte, sondern  auch  für  den  volksgerichtlichen  Rechtsgang,  wenn  auf 
Grund  der  wenigen  uns  auf  diesem  Gebiete  zur  Verfügung  stehenden 
Quellenbelege  überhaupt  ein  so  allgemeiner  Schluß  zulässig  ist.  Spuren 
eines  Säumnisverfahrens  finden  wir  allerdings  weder  hier  noch  dort. 

Im  Königsverfahren  ist,  wie  wir  schon  bei  Besprechung  der  diesem 
Verfahren  eigentümlichen  Ladung  gesehen  haben,  zwangsweise  Vor- 
führung der  Gegenpartei  und  der  zur  Durchführung  des  Beweisverfahrens 
nötigen  Zeugen  die  Regel.  Die  Briefe  yammurapis  zeigen  eindeutig  und 
klar ,  daß  die  staatliche  Gewalt ,  wenn  nötig  unter  Anwendung  von 
Zwang,  auf  jene  Personen  greift,  ohne  die  die  Abwicklung  des  Rechts- 
streites nicht  möglich  wäre.  Und  dieser  Zwang  wird  bereits  direkt 
durch  das  Gericht  geübt.  Der  Partei  obliegt  nur  mehr  die  Aufgabe, 
die  Personen,  die  sie  vor  Gericht  sehen  will,  anzugeben;  die  Vorführung 
dieser  Leute  wird  vom  Richter  angeordnet  und  durch  den  Gerichtsboten 
selbst  besorgt  ^^). 

Nicht  so  eindeutig  ist  das  Bild,  das  uns  für  das  volksgerichtliche 
Verfahren  überliefert  ist.  §  13  KH,  von  dem  wir  durch  die  Forschungen 
Koschakers  (RSt  S.  99 fg.)  wissen,  daß  er  eine  Schöpfung  der 
Redaktoren  dieses  Gesetzbuches  ist ,  spricht  von  der  Vorführung  von 
Zeugen  durch  die  Partei  selbst  **).    Aber  gerade  das  in  §  13  KH  für  die 

")  Vgl.  z.  B.  K  2,  10  fg.  (BB  5);  K  91,  25  fg.  (BB  67);  K  92,  17  fg.  (BB  68).  Ich 
zitiere  die  für  diesen  Umstand  typischen  Sätze  aus  K  2:  {lO)  a-nu-um-ma  A  s'u-a-ti  {11) 
a-na  si-ri-ka  at-tar-dam  {12)  B  {13)  il  awilsi-i-bi  s'a  i-ga-ab-bu-kum  {14)  a-na  via-ah-ri-ia 
{15)  tu-iir-dam:  (10,  11)  »Jetzt  schicke  ich  jenen  A  zu  dir;  (12)  B  (die  Gegenpartei)  (13) 
und  Zeugen,  die  er  (A)  dir  nennen  wird,  (14,  15)  schicke  vor  mich!" 

")  Z.  19  fg.:  s'um-ma  i-na  warhim  6^am  (20)  si-bi-s'u  la  ir-di-a-am  (21)  a-wi-lum 
su-u  {22)  sa-ar:  ,wenn  er  innerhalb  sechs  Monaten  (20)  seine  Zeugen  nicht  herbei- 
gebracht hat,  (21)  ist  jener  Mann  (22)  ein  Verläumder  .  .  ." 
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Vorführ  11  ng  der  Zeugen  gebrauchte  Wort  redü  wird  vom  K^J  in  der 
Bedeutung  einer  zwangsweisen  Vorfdhrung  von  Personen  verwendet  *^). 
Damit  ist  wohl  die  Annahme  gerechtfertigt,  daß  der  Partei  in  diesem 
Falle  von  rechtswegen  eine  gewisse  Zwangsgewalt  gegen  die  zu  ziehenden 
Zeugen  eingeräumt  war,  ein  Umstand,  der  auch  ohne  Bezugnahme  auf 
die  Terminologie  redü  für  §  13  daraus  erhellt,  daß  der  Partei,  die  ihre 
Zeugen  binnen  der  gesetzlichen  Frist  nicht  beizubringen  vermag,  Strafe  als 
Verleumder  angedroht  wird.  Mag  auch  im  gegebenen  Falle  der  ßechts- 
grund  des  Zwanges  kein  öffentlich  rechtlicher,  sondern  ein  privatrecht- 
licher auf  der  Zeugnispflicht  beruhender  sein,  so  ist  dies  doch  für  unsere 
Zwecke  belanglos ,  da  uns  nicht  der  Charakter  der  Grundlage  des 
Zwanges ,  sondern  die  Art  seiner  Durchsetzung  interessiert  ^^).  Aber 
auch  die  Vorführung  der  Gegenpartei  durch  Gerichtsorgane  wird  uns 
im  Rahmen  des  volksgerichtlichen  Verfahrens  von  zwei  Urkunden  über- 
liefert. Die  eine  Urkunde  ist  M  42  ").  Hier  heißt  es  Z.  10  fg. :  AüB  .  ,  . 
{12)  a-na  ma-har  daiäni*^^^  u-qi-ir-ri-bu-ni-U-^u-nu-ti  (qaräbu  II) :  „den  A 
und  den  B  .  .  .  (12)  haben  sie  (hat  man)  vor  die  Richter  gebracht". 
Subjekt  zu  Z.  12  sind  nicht,  wie  S  c  h  o  r  r  meint,  die  Parteien,  denn  A 
und  B  sind  selbst  die  Beklagten;  der  Kläger  ist  aber  eine  Einzelperson, 
weshalb  er  als  Subjekt  des  im  Plural  stehenden  Prädikats  nicht  in 
Betracht  kommen  kann.  Die  Zeilen  müssen  folglich  dahin  verstanden 
werden,  daß  die  beiden  Beklagten,  die  bei  der  Klagserhebung  des  Klägers 
vor  den  Richtern  {mahar  daiäne^^^  ddbähu :  Z.  4)  nicht  anwesend  zu  sein 
scheinen ,  durch  die  Diener  des  Gerichts  (zwangsweise)  herbeigeholt 
werden.  Was  für  ein  Gericht  entscheidet,  ist  nicht  ersichtlich;  da  aber 
unsere  Urkunde  keine  Andeutung  dafür  enthält,  daß  ein  königsgericht- 
liches Verfahren  vorliege,  müssen  wir  auf  ein  Volksgericht  schließen, 
und   zwar   mit   aller  Wahrscheinlichkeit   auf  ein  ordentliches  weltliches 


*5)  In  den  §§  17,  18  KH  wird  es  von  der  Vorführung  des  flüchtigen  Sklaven  vor  den 
Herrn,  in  §  109  von  der  eines  in  einer  Schenke  verkehrenden  Verbrechers  gebraucht.  Ähnlich 
in  den  Briefen;  vgl.  z.  ß.  K  78,  18  (BB  22):  K  103,  10  (BB  13);  CT  XXIX  16,  18  f. 
(BB  133).  Auch  in  der  Prozeßurkunde  RA  XI  p.  176  sq.,  11,  in  der  der  Beklagte  seine 
Ehegattin  als  Eigentümerin  eines  vindizierten  Mädchens  in  den  Prozeß  schiebt,  wird  das 
Herbeiholen  derselben  durch  diesen  mit  redtl  wiedergegeben;  vgl.  o.  Anm.  64. 

«")  Dasselbe  gilt  für  die  §§  9—11  KH,  wo  die  Vorführung  der  Zeugen  mit  wahälu 
ausgedrückt  wird,  ein  Wort,  das  wir  für  die  Vorführung  der  Gegenpartei  vor  Gericht 
in  der  noch  später  zu  besprechenden  Urkunde  VS  IX  40  gebraucht  finden.  Vgl.  auch 
CT  VI  34b,  26  f;  29  (UAZP  316);  LC  157,  36  (UAZP  280);  LC  54,  9  (BB  245).  —  Für 
das  Herbeiholen  von  Sachverständigen  (oder  Zeugen?)  wird  in  VS  VII  37,  16  f.  (UAZP 
241)  der  Ausdruck  sasü  , rufen"  gebraucht:  daidmMes  qadisdti'nes  (i7)  iz-zu-u-ma:  ,die 
Richter  haben  die  Hierodulen  gerufen  (vorgeladen)'.  Vgl.  auch  CT  VI  29,  9  (UAZP  37; 
Koschaker,  RSt  S.  108 f.). 

")  UAZP  269;  Walt  her,  S.  201 1;  ZDMG  69  S.  424. 
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Richt(^rkolleg  ••).  l)io  zweite  hier  in  Betracht  kommende  Urkunde  ist 
CT  VI  7  a  (UAZP  297),  wo  wieder  die  Vorführung  der  Beklagten  auf 
(rrund  richterlichen  Befehls  durch  Gerichtsdiener  erfolgt:  (1)  A  {2)  dai- 
ilne'^'^  tm-liu-ur-[m]a  iß)  B  (4)  C  (ö)  ü  D  (6")  u-ie-lu-nim-ma  (nb«^  III): 
„A  (2)  war  die  Kichter  angegangen;  (3  —  6)  darauf  ließen  sie  (die  Richter) 
den  B,  C  und  D  holen"**®).  In  beiden  Urkunden  findet  also  die  Vor- 
führung der  Beklagten  in  der  Form  statt,  wie  wir  sie  im  Verfahren  vor 
dem  Königsgerichte  kennen  gelernt  haben.  Damit  sind  aber  auch,  soviel 
ich  weiß,  die  Quellenbelege,  die  von  einem  derartigen  Vorgang  zu  erzählen 
wissen,  für  dieses  Gebiet  erschöpft.  In  der  relativ  großen  Menge  der 
übrigen  Prozesse  erscheinen  beide  Parteien  vor  Gericht,  wie  dies  dem 
noch  die  Züge  der  alten  Schiedsgerichtsbarkeit  tragenden  altbabylonischen 
Verfahren  voll  entspricht.  Immerhin  zeigen  diese  Ausnahmen,  daß  bereits 
zur  Zeit  der  IJanmiurapidynastie  die  Staatsgewalt  ihren  Arm  der  klagenden 
I*artei  zur  Durchsetzung  privatrechtlicher  Ansprüche  im  Wege  des  Pro- 
zesses geliehen  hat. 

IV.  An  den  Akt  der  Gewährung  des  Verfahrens  schließt  sich,  wie 
bereits  erwähnt,  das  meritorische  Verfahren  an,  daa  in  den  Urkunden  am 
häufigsten  durch  aicätam  amärti:  „die  Streitsache  besehen,  untersuchen" 
ausgedrückt  wird^).  Freilich  kommt  es  häufig  vor,  daß  dort,  wo  das  awätam 
amdi^  erwähnt  wird,  der  Vermerk  über  die  Gewährung  des  Verfahrens 
{dinam  Hhuzu)  fehlt  Es  mag  sein,  daß  durch  die  Hervorhebung  des 
Beschreitens  des  Gerichtsweges  durch  beide  Parteien  {daiäni^'^'  kaladu 
oder  ähnlich)  und  das  Eingehen  der  Richter  auf  die  meritorische  Streit- 
frage die  Prozeßbegründung  (auch  ohne  ausdrückliche  Erwähnung  des 
dinam  M/iuzu)  genügend  angedeutet  war;  die  Geneigtheit  des  Gerichtes, 
sich  mit  der  ihm  vorgelegten  Rechtssache  zu  befassen,  ist  ja  auch  dadurch 
ausgedrückt. 

Bei  der  durch  die  Phrase  mcätam  amäi'u  ausgedrückten  Handlung 
des  Gerichtes  scheint  es  sich  vor  allem  um  die  Wertung  der  von 
den  Parteien  produzierten  Beweismittel  durch  das  Richter- 
kolleg zu  handeln.     So  finden  wir  z.  B.   mit  dem  Verbum  amäru  direkt 


88)  Derselbe  Senat  —  um  einige  Richter  vermehrt  —  findet  sich  in  CT  VIII  3  a 
und  M  107;  die  beiden  ersten  Richter  in  R  95;  der  zweite  und  der  vierte  Richter  in 
R  99,  —  Qurrubu  im  Sinne  einer  wenn  nötig  zwangsweisen  Vorführung  noch  in  VS 
VIU  202,  26  f.  (BB  259);  CT  IV  19a,  26  f.  (BB  228);  PBS  90,  31. 

8»)  Auch  in  dieser  Urkunde  wird  über  die  Qualität  der  „Richter"  nichts  gesagt. 
Der  Streit  dreht  sich  um  eine  Erbteilung  und  diese  erfolgt  ,im  Hofe  des  äamas"  {i-na 
ki'Sa-al  ^^i*Samas:  Z.  85).  Man  könnte  an  ein  Tempelgericht  denken,  doch  können  auch 
die  in  Z.  2  genannten  Richter  die  Parteien  dorthin  verwiesen  haben  und  weltliche  Richter 
sein;  die  Urkunde  gehört  der  Zeit  Samsu-ilunas  an.    Vgl.  u.  S.  82»^. 

»0)  Vgl.  z.  B.  M.  42,  13;  CT  VUI  6b,  11;  24b,  6;  KH  §  9;  und  die  Briefe  K  1,  17; 
12,  17;  92,  26;  PBS  5,  6;  dinam  amdni:  „den  Rechtsstreit  untersuchen"  in  VS  IX  40,  16; 
dibhat  amdru  in  PBS  90,  30  fg. 
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das  dem  Gerichte  vorgelegte  Beweismittel  als  Objekt  verbunden  ^^)  und 
wird  in  die  "Wendung  awätam  amäru  die  Besichtigung  des  Beweismittels 
(meist  der  Urkunde)  einbezogen^-).  Daraus  erklärt  sich  denn  auch  die 
Stellung  von  amäru  in  LC  157,  47  (UAZP  280)  nach  dem  Urkunden- 
beweis und  dem  Zeugenverhör,  aber  vor  der  richterlichen  Entscheidung. 
Es  handelt  sich  eben  auch  hier  um  die  "Würdigung  der  produzierten 
Beweise  durch  die  Richter  ^^). 

V.  Das  Beweisverfahren  '^*).  Dem  mündlichen  Vertrags- 
abschlüsse der  älteren  Zeit  entspricht  als  vornehmstes  Beweismittel  der 
Zeugenbeweis.  Beiziehung  von  Zeugen  war  denn  auch  bei  Abschluß  von 
Verträgen  geradezu  unentbehrlich  und  Zeugen  erscheinen  zumindest  beim 
Depositum  sogar  ex  lege  als  Sollennitätszeugen  (§§  122/3)  und  ebenso 
ist  der  Kaufabschluß  vor  Zeugen  die  typische  Form  redlichen  Erwerbes 
(§§  '^  %•  ^9)  ^^)'  Und  doch  erweckt  die  erste  Durchsicht  der  Prozeß- 
urkunden den  Anschein,  als  ob  der  Urkundenbeweis  —  abgesehen  von 
dem  sehr  häufigen  Beweis  durch  Alleineid  der  Partei  —  im  Beweis- 
verfahren    den    ersten    Rang    einnnähme  ^^).      Nun    gibt    es    aber    einige 


»1)  Vgl.  z.  B.  CT  VIII  9a,  15  f.  (UAZP  295):  [daidnümes]  dup-pa-at  zitti-s'u-nu 
o  o  {16)  [i-muj-ru-ma:  „[die  Richter]  besahen  ihre  Teilungsurkunden " ,  welche  Phrase 
am  gleichen  Platze  der  Urkunde  wie  sonst  awdtam  amdru  steht;  P  49,  13  (UAZP  298); 
K  6,  12  (BB  6);  LC  1,  10  f.  (BB  37). 

92)  Vgl.  RA  IX  p.  21  sq.  (UAZP  317):  a-wa-ti-s'u-nu  i-mu-ru-ma  {22}  ir-mu-um  sa 
dup-pi  hi-hi-ma  {23}  dup-pa-sa  is-ru-mu-ma :  „ihre  Streitsache  besahen  sie  (22)  und  weil 
die  Hülle  der  Tafel  zerstört  (unleserlich)  war,  (23)  brachen  sie  ihre  (sc.  der  Urkunde  der 
Beklagten)  (Außen)tafel  auf.  (Schorr  falsch:  Innentafel;  richtig  Thureau-Dangin, 
p.  23).  Auch  in  VS  VII  16,  19  fg.  bildet  die  Vermessung  eines  Grundstücks  (Z.  21)  den 
Gegenstand  des  awdtam  amdru.  In  CT  VI  7a,  7  fg.  findet  sich  amdru  zusammen  mit 
bahi  „nachforschen,  untersuchen". 

»»)  So  mag  Walthers  Bemerkung  S.  220,  awdtam  amdru  sei  von  der  (meist  nicht 
erwähnten)  Beratung  der  Richter  gesagt,  gefaßt  werden.  Wohl  aber  wird  diese,  freilich 
in  einer  ganz  andern  Form,  geschildert  (vor  der  „Urteils" -verkündung)  in  CT  XXIX  421,  9 
(BB  218):  is-sa-lu-ma  a-hn-um  a-na  a-hi-im  te-im-su  u-te{!}-ir-m.a  (Walther,  S.  229): 
„sie  (die  Richter)  wurden  gefragt  und  sie  antworteten  einander  (und  einer  erwiderte 
dem  andern  seine  Meinung)".  —  Eine  weitere  Wendung  zur  Bezeichnung  des  meritori- 
schen  Verfahrens  ist  warkatam  pardsu:  „die  dem  Streite  zugrunde  liegenden  Vorgänge 
(den  Tatbestand)  untersuchen";  sehr  häufig  in  den  Königsbriefen,  ist  sie  auch  in  Privat- 
briefen, allerdings  oft  nicht  technisch  verwendet,  zu  finden. 

9*)  Eine  eingehende  Würdigung  des  Beweisverfahrens  des  altbabylonischen  Prozeß- 
rechtes liegt  außerhalb  des  Rahmens  dieser  Studie.  Es  seien  hier  nur  einige  das  Beweis- 
recht betreffende  Bemerkungen  aufgenommen.  Als  Beweismittel  kommen  in  Betracht: 
Eid,  Urkunden,  Zeugen  und  gerichtlicher  Augenschein  bzw.  „religiös  verbrämte  Ver- 
messung". 

95)  Vgl.  dazu  Koschaker,  RSt  S.  13;  73  fg.  —  Schorr,  UAZP  S.  XIII,  der  ver- 
meint, daß  zur  Rechtsgültigkeit  jedweder  Geschäftshandlung  schriftliche  Festsetzung  und 
Beglaubigung  durch  Zeugen  notwendig  gewesen  sei,  geht  zu  weit;  richtig  Koschaker, 
KVGR  1914  S.  414  f. 

9«)  Urkundenbeweis  findet  sich  in  M  42;  CT  II  45;  VIII  9a;  R  58;  RA  IX  p.  21  sq.; 
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Prozeßnrkunden ,  in  denen  sowohl  Urkunden-  als  auch  Zengenbeweis 
t'i'wühnt  wird  und  hier  ist  die  Untersuchung  des  Verhältnisses,  in  dem 
beide  Beweismittel  zueinander  stehen,  besonders  lehrreich.  In  Betracht 
kommen  P  49 ;  LC  157 ;  Str  1 ;  CT  II  47.  In  allen  diesen  Prozessen 
steht  der  Urknndenbeweis  bzw.  die  Produzierung  der  Urkunde  an  erster 
Stelle  und  der  Zeugenbeweis  an  zweiter.  Man  konnte  nun  der  Meinung 
sein,  daß  der  Urkunde  höhere  Beweiskraft  als  der  Zeugenaussage  zu- 
komme, diese  also,  wie  etwa  der  Parteieid  gegenüber  der  Zeugenaussage 
in  CT  VIII  12b ^^),  subsidiär  sei.  Dem  ist  aber  nicht  so ;  der  Urkunden- 
beweis ist  vielmehr  hier  —  und  vielleicht  kann  dies  verallgemeinert 
werden  —  vereinfachter,  und  wenn  ich  so  sagen  darf,  schriftlicher 
Zeugenbeweis.  Der  Satz  „Briefe  sind  besser  als  Zeugen"  galt  für 
das  altbabylonische  Recht  nicht.  Im  Gegenteil,  eine  Urkunde  kann  durch 
Zeugenbeweis  entkräftet  werden.  Weshalb  der  Urkundenbeweis  dem 
Zeugenbeweis  vorgezogen  wird ,  dazu  bietet  den  Schlüssel  vor  allem 
V  49  (UAZP  298).  Schon  Cuq  (RA  VII  p.  78)  ist  es  aufgefallen,  daß 
sich  hier  der  Eine  der  Beklagten,  für  die  der  Stand  des  Verfahrens 
durchaus  günstig  ist,  plötzlich  herbeiläßt,  mit  dem  Kläger  einen  Ver- 
gleich zu  schließen  und  ihm  sogar  eine  wenn  auch  geringe  Abfertigung 
zu  gewähren  ^^).  In  scharfsinniger  Weise  begründet  er  dies  damit,  daß 
der  Beklagte  lieber  diese  kleine  Summe  an  den  Kläger  zahlt,  als  daß  er 
für  die  jedenfalls  unverhältnismäßig  höheren  Kosten  der  Vereidigung  der 
Zeugen  vor  dem  Gotte  aufkommt.  Daß  Gerichtssporteln  und  Gebühren 
von  den  Parteien  für  gewisse  Prozeßakte  erlegt  wurden,  ergibt  sich  auch 
aus  anderen  Urkunden,  über  die  sich  zuletzt  Walther,  S.  231  fg., 
verbreitete  ^^).  Der  Urkundenbeweis,  der  eine  Vereidigung  ersparte,  war 
also  wohlfeiler  und  wurde  deshalb  dem  mit  der  Vereidigung  der  Zeugen 
vor  einem  Gotte  oder  Gotterwahrzeichen  im  Tempel  verbundenen  Zeugen- 
beweise vorgezogen.  Der  Urkundenbeweis  selbst  erschien  als  eine  Art 
Zeugen  beweis,    so   daß   die  Urkunde   geradezu   als   MiUu   „Zeugnis"    be- 


XIV  p.  95  sq.  JJinfacher  Zeugenbeweis  und  Zeugeneid  vor  dem  Götterwahrzeichen  in 
M  43;  45;  CT  VIII  6b;  12b;  VS  VIII  9/10;  XIII  32;  P  62;  LC  132;  PBS  7.  —  Über  die 
Bedeutung  der  Kaufurkunde  vgl.  San  Nicolö,  AKT  S.  126  fg. 

»')  UAZP  260;  Cuq,  NRH  XXXIII  p.  404  sq.;  Walt  her,  S.  253. 

**)  A  vindiziert  von  zwei  Personen  die  von  ihnen  seinem  Bruder  abgekauften  und 
eingetauschten  Erbanteile,  indem  er  dessen  Verfügungsrecht  auf  Grund  der  ersten  Teilungs- 
urkunde bestreitet.  Die  Beklagten  wenden  eine  vorgenommene  zweite  Teilung  ein,  über 
die  eine  Urkunde  offenbar  nicht  mehr  vorhanden  ist.  Die  zu  ihren  Gunsten  aussagenden 
Zeugen  sollen  beeidet  werden.  Der  Kläger  erklärt,  die  Zeugen  nicht  zum  Eide  drängen 
zu  wollen,  deshalb  (34)  .  .  .  i-na  mi-it-gur-tim-ma  (35)  s'a  B  i'/s  -J''?'^  kaspim  [36)  C  a-na 
A  id-di-in:  ,hat  mit  Bereitwilligkeit  (35)  des  B  (des  einen  Beklagten)  P/g  Seqel  Silber 
(36)  C  (der  andere  Beklagte)  dem  A  (Kläger)  gegeben*. 

»»)  Vgl.  z.  B.  UMBS  V,  101;  Rv.  Col  IV,  6  fg.  (WZKM  XXIX  S.  80;  95);  VS  VII 
204,  41;  LC  238,  33  (Walther,  S.  232;  106  f.). 
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zeichnet  wird  ^°°).  So  erklären  sich  denn  auch  m.  E.  die  von  Koschaker, 
RSt  S.  14  fg.,  besprochenen  Urkunden  LC  170  und  LC  132:  die  Nennung 
der  Zeugen  ist  für  den  Vertrag  und  für  die  Beweisführung  wesentlich; 
die  Urkunde  erleichtert  und  verbilligt  den  Zeugenbeweis  und  es  ist  daher 
Koschaker  nur  zuzustimmen,  daß  es  sich  in  den  §§  122,  123  und  §  7  KIJ, 
die  die  Errichtung  einer  Urkunde  zur  gesetzlichen  Form  des  Vertrages 
erheben,  um  eine  „rechtspolitisch  wenig  durchdachte"  Neuerung  Hammu- 
rapis  handelt,  da  die  Bedeutung  der  Urkunde,  wie  wir  gesehen  haben, 
auf  einem  anderen  Gebiete  liegt.  Die  höhere  Beweiskraft  der  Zeugen- 
aussage gegenüber  der  Urkunde  erhellt  aber  aus  den  bereits  zitierten 
Urkunden,  in  denen  stets  der  Zeugenbeweis  dem  Urkundenbeweise  folgt, 
also  die  Beweisführung  an  sich  widersinnig  wäre,  wenn  es  nicht  in  der 
Macht  der  Zeugen  lag,  durch  eine  gegenteilige  Aussage  den  Urkunden- 
beweis umzustoßen  ^°^). 

VI.  Verhältnismäßig  häufig  kommt  es  im  Laufe  des  Verfahrens 
zum  Vergleiche  der  Parteien.  Der  technische  Ausdruck  für  ihn  ist 
magdru  „sich  einigen ,  gütlich  übereinkommen"  ;  ina  mitgurtisu(nu) :  „in 
seiner  (ihrer)  Bereitwilligkeit,  in  freier  Entschließung",  auch  „in  gegen- 
seitigem Einverständnisse"  ^°^).  Vergleiche  sind  in  jedem  Stadium  des 
Verfahrens  möglich.  Wir  begegnen  in  den  Urkunden  Vergleichen  vor 
der  Prozeßeröifnung  ^°^)  wie  nach  dieser ,  besonders  häufig  im  letzteren 
Falle  dann,  wenn  das  Gericht  im  Laufe  des  Verfahrens  einer  der  Parteien 


">«)  So  CT  VI  19b,  5  f.  (BB  126);  II  29,  23  f.  (BB  237);  XXIX  28  f.,  32  (BB  234; 
Walther,  S.  251  f.);  VS  VII  192,  11  f.  (BB  247). 

101)  Die  Urkunden  LC  157  und  Str.  1  geben  Vindikationen  wieder,  die  sich  auf 
den  Umstand  stützen,  daß  der  in  der  Urkunde  quittierte  Kaufpreis  nicht  gezahlt  worden 
sei.  Nach  der  Produzierung  der  Urkunde  werden  die  Zeugen  geführt,  die  die  Zahlung 
bestätigen,  worauf  die  klagende  Partei  abgewiesen  wird:  LC  157,  37fg. ;  40  fg.;  Str  1,  11; 
12  fg.  In  CT  II  47  (UAZP  261)  handelt  es  sich  um  die  Frage  der  Echtheit  einer  Ur- 
kunde; diese  wird  von  den  Zeugen  vor  den  göttlichen  Wahrzeichen  bestätigt.  —  Über 
den  Parteieid  als  Beweismittel  vgl.  Schorr,  UAZP  S.  848;  Walther,  S.  223 fg.  Der 
Eid  mit  dem  Götterwahrzeichen  scheint  den  Charakter  eines  Gottesurteils  gehabt  (vgl. 
die  dräuende  Gestalt  der  Wahrzeichen:  Doppelaxt,  Säge,  Drache)  und  die  Vorstellung 
vorgelegen  zu  haben,  daß  der  beleidigte  Gott  den  Frevler,  der  mit  dem  Wahrzeichen  in 
der  Hand  um  ein  Feld  zieht,  oder  das  Wahrzeichen  , herausreißt",  auf  der  Stelle  strafen 
werde.  Über  Wahrzeichen  vgl.  Walther,  S.  192;  196  fg.;  111.  —  Richterlicher  Augen- 
schein in  CT  VI  7a,  10;  R  60,  5;  Vermessung  von  Grundstücken  in  VS  VII  16,  22; 
M  42,  27;  G  13,  8  fg.;  CT  II  45,  9  f.  (In  den  beiden  letzten  Urkunden  eher  Gottesbeweis 
mit  der  Götterwaffe,  ähnlich  wie  Str  48;  Walt  her,  S.  111.) 

10»)  Vgl  Walther,  S.  21i;  Koschaker,  RSt  S.  162«;  220.  —  Magdru  auch  in 
Kö  §§  57;  149. 

10»)  Vgl.  R  6  (UAZP  301):  (9)  i-tu-ru  ir-gu-mu-ma  {10)  a-na  Ut  daidnim  {11)  ik- 
su-du-ma  {12)  i-ta-am-ga-ru-ma:  „(9)  Sie  kamen  darauf  zurück  und  erhoben  Ansprüche; 
(10,  11)  dann  kamen  sie  zum  Richter-(Gerichts-)hause;  (12)  darauf  schlössen  sie  einen 
Vergleich."  Es  wird  also  nur  das  Beschreiten  des  Gerichtsweges,  nicht  aber  auch  die 
Prozeßgewährung  erwähnt. 
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durch  Beweisurteil  einen  Eid  auferlegt  hat,  indem  an  Stelle  des  Eides 
dann  die  Parteien  es  vorziehen,  den  Rechtsstreit  durch  Vergleich  za 
beendigen  "*).  Es  werden  in  der  Tat  gerade  in  diesem  Momente  die 
psychologischen  Voraussetzungen  zum  Abschluß  eines  Vergleiches  be- 
sonders gegeben  gewesen  sein.  Mit  der  Fällung  eines  derartigen  Beweis- 
urteils war  der  Rechtsstreit  ja  ohnedies  so  gut  wie  entschieden ;  die 
Gegenpartei  konnte  aus  der  tatsächlichen  Leistung  des  Eides  nicht  mehr 
viel  gewinnen,  die  Partei  aber,  der  der  Eid  auferlegt  worden  war,  wegen 
der  Scheu,  diesen  wenngleich  für  sie  günstigen  Eid  zu  leisten,  und  wegen 
der  damit  verbundenen  Schwurtaxe  (vgl.  P  49  I)  um  so  eher  geneigt  sein, 
auf  den  ihr  angebotenen  Vergleich  einzugehen.  Aber  auch  bei  Fällung 
eines  Leistungsurteils  mochte  selbst  nach  gefälltem  Urteile  ein  Vergleich 
noch  praktisch  sein  ^''*).  Dies  ist  wohl  daraus  zu  rechtfertigen ,  daß  ja 
das  Urteil  als  solches ,  wie  noch  weiterhin  darzulegen  sein  wird ,  nicht 
bindend  war,  sondern  diese  Kraft  erst  durch  das  Friedegedinge  der 
Parteien  erhielt,  so  daß  selbst  die  siegreiche  Partei  gegenüber  dem  das 
Friedegedinge  verweigernden  Gegner  noch  besser  fahren  mochte,  wenn 
sie  sich  zu  einem  Vergleiche  herbeiließ  "•). 

B.  Das  Urteil  (der  richterliche  Streitbeendigungsvorschlag),  das  pro- 
zessuale  Friedegedinge   (der  Strcitbeeiidigungsvertrag   der  Parteien) 
und  ihre  Wirkungen. 

I.  In  den  bereits  o.  S.  25  zitierten  Zeilen  des  §  5  K^  heißt  es: 
wenn  ein  Richter  ein  Verfahren  eröffnet  (und  durchgeführt)  hat  (dinam 
idin),  eine  Entscheidung  gefällt  hat  (puittssäm  iprttl),  Z.  10  f.  ku-nu-uk- 
kani  (11)  u-Ie-zi-ib:  „eine  Siegelurkunde  "^}  (11)  hat  ausfertigen  lassen"  "*). 
Koschakers  Verdienst  ist  es,  zuerst  darauf  hingewiesen  zu  haben,  daß 
mit  dem  kunukku  nicht  das  Urteil  gemeint  ist,  sondern  vielmehr  der  von 


»»*)  Vgl.  VS  VIII  11,6;  R  103,24  (Walther,  S.  83;  200;  Koschaker,  BR  S.  7  fg.); 
fornor  die  eine  Gruppe  bildenden  Urkunden  CT  IV  47a,  18;  VI  33b,  13;  VS  VII  7,  16; 
Peek  13  (KU  III  695);  AJSL  XXIX  p.  189  sq.,  10  sq. 

»0»)  Vgl,  P  10,  16  fg.  (UAZP  292;  Walther,  S.  49»):  die  (Gericht8-)vcrsanimlung 
von  Nippur  {pu/jruni)  fällt  das  Urteil;  darauf  vergleichen  sich  die  Parteien:  an  Stelle 
des  durch  Urteil  den  Klagern  zugesprochenen  1  Sar  bebauten  Hausgrundstücks  {E.Dü.A) 
werden  ihnen  1  Sar  4  Gin  teils  E.DÜ.A,  teils  KISLAH  (Parzelle)  gegeben. 

»0«)  Die  Mitwirkung  der  Schiedsmänner  am  Zustandekommen  des  Vergleichs  zeigt 
VS  VII  16,  24  fg.  (UAZP  279);  über  die  Durchführung  des  Vergleiches  durch  das  Gericht 
belehrt  uns  auch  VS  VII  7,  14  fg.  (UAZP  307).  —  Zu  G  2  vgl.  u.  S.  65;  hier  liegt  wohl 
kein  Vergleich,  sondern  eine  Abfindung  vor;  vgl.  auch  Walther,  S.  232  f. 

10'  Kunukku  ist  die  gesiegelte  Urkunde;  vgl.  abnukunukku :  „Siegel":  LC  157,  49; 
duppukunukku  =' ^»^I  b.  Ra :  , Siegelurkunde " :  M  28,  10;  duppu  ist  der  allgemeine  Aus- 
druck für  „Urkunde,  Brief,  Tafel". 

»o")  Beachte  den  Kausativstamm!  Dies  übersehen  Win  ekler,  der  „ein  schrift- 
liches Urteil  ausfertigt"  übersetzt,  D.  H.  Müller  und  P  eis  er.  HG  I:  „eine  gesiegelte 
Urkunde  überlassen  hat". 

3* 
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der  Partei  abgegebene  Streitverzicht,  das  prozessuale  Friedegedinge,  durch 
das  sich  die  Parteien  der  richterlichen  Entscheidung  (dem  prozessualen 
Streitbeendigungsvorschlage)  unterwerfen  i"^).  Beweis  hierfür  ist  eine 
Anzahl  von  Prozeßurkunden,  in  denen  es  heißt,  die  Richter  haben  einer 
Partei  aufgetragen,  einen  duppu  lä  ragämim,  eine  „Urkunde,  daß  nicht 
Klage  erhoben  werde"  auszustellen.  So  wird  dieser  Vorgang  geradezu 
mit  den  Worten  des  Gesetzes  wiedergegeben  in  CT  II  39,  11  f.  (TJAZP 
262):  ku-nu-kam  sa  la  ra-ga-mi  (12)  u-Ie-zi-bu-Iu :  „sie  (die  Richter)  haben 
ihn  (den  Kläger)  eine  Urkunde ,  daß  er  nicht  klagen  werde ,  (12)  aus- 
stellen lassen  "°). 

Die  Anklänge  an  ein  früher  bestandenes  Schiedsverfahren  werden 
hier  besonders  bemerkbar.  Das  „Urteil"  des  Richters  allein  schafft  noch 
keine  Rechtskraft ;  eine  solche  wird  erst  durch  die  Parteienvereinbarung, 
das  prozessuale  Friedegedinge,  den  Streitbeendigungsvorschlag,  erzielt  ^'^^). 
Der  purussü  des  Richters  ist  also  geradezu  nur  ein  Vorschlag  zu  diesem 
prozessualen  Vertrag  der  Parteien. 

II.  Der  Wortlaut  der  richterlichen  Entscheidung  wird  in  den  Prozeß- 
urkunden verschiedentlich  angeführt.  Der  in  denselben  gebrauchte  Aus- 
druck für  das  Fällen  der  Entscheidung  ist  qahü ;  daiänü'^^^'  iqhii:  „die 
Richter  sprachen  aus  (befahlen)"  ^^^).  So  heißt  es  z.  B.  in  der  Urkunde 
CT  VIII  43  a,  8  fg.  (UAZP  271):  daiäml'"'''  dup-pa-am  sa  A  (9)  e-li  B 
{10)  ü  C  ir-su-u  {11)  hi-U-a-am  iq-bu-u  {12)  ü  ^^^'^amtam  X  (13)  a-na  C 
tu-ra-am :  „die  Urkunde  (über  die  Forderung),  die  A  (9)  auf  (=  zu  Lasten 
des)  B  (10)  und  C  hatte,  (11)  zu  zerbrechen  befahlen  die  Richter;  (12) 
auch  die  Sklavin  X  (13)  an  C  zurückzugeben"  "^). 


109)  Vgl.  PSBA  1913,  p.  239  sq.;  240»2;  KVGR  1914,  S.  438;  RSt  S.  125. 

"0)  Vgl.  ferner  CT  II  46,  21  fg.;  VI  8,  34;  49a,  9f.;  VIII  45b,  17f;  LC  157,  51  fg.; 
VS  VIII  9/10,  20;  71,  35;  XIII  7,  10  f.  {duppi  Id  ba-ga-ri-fijm  {11)  i-zi-i[b]);  32,  10  fg. 
Auch  Briefe  erwähnen  dies:  PBS  55,  13  f.:  ü  dup-pi  la  ra-ga-mi  {14)  {(tu))(su)-zu-bii: 
„auch  war  (ihm)  die  Ausstellung  einer  Urkunde,  nicht  zu  klagen,  auferlegt  worden"; 
PBS  78,  14  fg:  ka-ni-ik  di-nim  ga-am-ri  {15)  be-el  a-wa-ti-su  {16)  li-se-zi-bu:  .Eine  Ur- 
kunde über  den  ganzen  Prozeß  (15)  möge  man  seinen  Gegner  (16)  ausstellen  lassen." 
Um  Ausstellung  einer  einfachen  Vertragsurkunde  handelt  es  sich  aber  in  PBS  90,  17; 
94,  8;  129,  3;  148,  141;  LC  5,  30;  6,  24;  CT  XXIX  39,  12;  XXXIII  20,  22.  —  In  R  15 
(UAZP  170)  heißt  es  Z.  16  f.:  ku-nu-kum  an-nu-um  a-sar  te-bi-ib-tim  {IT)  i-na  bit  iJ^Samas 
da-ia-nu-su-nu  is-tu-ru:  „Diese  Urkunde  haben  am  Orte  der  ,Reinigung'  (des  Reinigungs- 
eides) (17)  im  Tempel  des  SamaS  ihre  Richter  geschrieben."  Auch  hier  wird  die  Urkunde 
von  den  Parteien  wechselseitig  ausgestellt  (Z.  7  f ;  11  f.),  wenn  auch  die  Niederschrift 
durch  das  Gericht  erfolgt.     Eine  ähnliche  Situation  ist  gegeben  in  M  78,  16  fg. 

1")  Vgl.  schon  Koschaker,  PSBA  1913,  p.  240:  „According  to  the  view  the 
parties  submitted  by  these  declarations  to  the  judgment  which  in  itself  had  no  absolutely 
binding  force.  We  may  conclude  that  the  plaintiff,  if  a  duppu  Id  ragdmim  was  not 
issued,  could  always  re-open  the  dispute  if  the  judgment  did  not  suit  him." 

11*)  Pardsu  findet  sich  m.  W.  in  den  Urkunden  nirgends. 

11»)  Vgl.  auch  LC  104,  10;  164,  15  f.;  M  42,  26;  P  49,  29;  R  58,  17. 
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Inhaltlich  ist  die  richterliche  Entscheidung  (der  Streitbeendigungs- 
vorschlag) entweder  Leistungsurteil  oder  Beweisurteil.  Leistangs- 
urteile  finden  sich ,  wenn  der  Kläger  mit  dem  von  ihm  geltend  ge- 
machten Rechte  im  Prozesse  durchzudringen  vermag  und  dem  Beklagten 
dio  Erfüllung  des  klägerischen  Begehrens  aufgetragen  wird  *").  Aber 
auch  im  Falle  der  Abweisung  der  Klage  erscheint  die  richterliche  Ent- 
scheidung (der  Streitbeendigungsvorschlag)  in  Gestalt  eines  Leistungs- 
urteiles, lautend  auf  Ausstellung  eines  duppu  lä  ragämim  zugunsten 
des  Beklagten.  Dieses  Bild  zeigt  eine  ganze  Reihe  von  Urkunden,  aus 
denen  ich  nur  CT  II  39  (UAZP  262)  hervorheben  will,  wo  es  Z.  9 fg. 
heißt:  A  ar-nam  {10)  i-mi-du-Su-ma  (11)  kunu-kam  Sa  la  ra-ga-mi  (12) 
u-Se-zi-hu-Su :  „dem  A  (Kläger)  haben  sie  (die  Richter)  eine  Strafe  (10) 
auferlegt  (11)  und  eine  Siegelurkunde,  nicht  zu  klagen,  (12)  ausstellen 
lassen".  Der  Kläger  erklärt  denn  auch  seinen  Streitverzicht  wegen  des 
von  ihm  vindizierten  Hauses  und  beschwört  ihn  *").  Der  Klageverzicht 
ist  in  den  genannten  Urkunden  Inhalt  des  richterlichen  Streitbeendigungs- 
vorschlages, der  bereits  die  Formulierung  des  duppu  Id  ragämim  festlegt. 
Dies  ergibt  sich  ganz  klar  aus  den  soeben  im  Texte  und  in  Anm.  114 
und  115  zitierten  Urkundenstellen,  insbesondere  aus  LC  157,  51  fg.,  wenn 
dies  auch  in  andern  Urkunden  nicht  so  deutlich  erscheint  ^**).  So  werden 
wir  wohl  auch  annehmen  dürfen,  daß  in  der  richterlichen  Entscheidung 
des  Prozesses  CT  VI  42  a  (UAZP  274)  auf  Ausstellung  einer  Streit- 
verzichtsurkunde durch  die  abgewiesenen  Kläger  erkannt  wurde,  wenn 
ein  solches  Leistungsgebot  auch  in  der  Urkunde  nicht  erwähnt  wird. 
Die  Verkäufer  eines  Dattelhaines  (ein  gewisser  (ö)äliqum ,  eine  andere 
Person  und  deren  Kinder)  vindizieren  in  dem  von  dieser  Urkunde  ge- 
schilderten Prozesse  diesen  einer  der  Käuferinnen.  In  Z.  13  fg.  heißt  es : 
da-ia-nu  i-na  hlt  ^^'*SamaS  (14)  ar-nam  i-mi-du-Su-nu-ti-ma  (!)  (16)  ru-gu- 
me-Su-nu  i-zu-ftu  (16)  wa-ar-ki  Sa-mu-la-üum  (17)  mi-Iorra-am  tf-Äo-n«  "') 

"*)  So  R  58,  16  f.;  60,  6  fg.;  M  43,  13  fg.;  29;  42,  20  fg.;  CT  II  45,  12  fg.;  IV  13a, 
7  fg.;  VI  32a,  lOf.;  VIII  6b,  20;  9a,  19;  42a,  10  f.;  43a,  8  fg.;  VS  VII  56,  17;  158,  12  f.; 
167,  9f.(?);  IX  40,  7  fg.;  17  fg.;  XIH  89 +  a,  11  f.;  P  10,  18  f.;  LC  104,  9  fg.;  132,  21  fg.; 
164,  15  fg. 

"»)  Ebenso  in  CT  II  47,  27  fg.;  50,  10  fg.;  VI  47b,  21  fg.;  49a,  9  fg.  (12:  ar-na 
ig(\)-bu-[u{1)—J);  VIII  24b,  7  fg.;  28b,  17  fg.;  45b,  15  fg.;  VS  VIII  102,  7  fg.;  XUI  7,  8  fg.; 
32,  10  fg.;  M39,  14  fg.;  41,  15  fg.;  RA  IX,  p.  21  sq.,  26  sq.;  AJSL  XXIX  p.  173  sq.,  12  sq. 
(dazu:  1  sq.  =  p.  172  sq.,  14  sq.;  1  sq.);  185,  10  sq.;  LC  157,  47  fg.  (der  Wortlaut  des 
duppu  Id  ragämim:  53  fg.). 

11«)  Dasselbe  gilt  hinsichtlich  der  securitas  im  fränkischen  Rechte,  auf  deren  Aua- 
stellung  erkannt  werden  kann:  Gal,  S.  52;  Brunner,  DRG  II  S.  444.  Auch  das  ab- 
weisende Erkenntnis  des  fränkischen  Rechts  ist  in  diesem  Sinne  Leistungsurteil:  Seel- 
mann, S.  132;  198.  —  In  den  sephar  mirhaq  ist  dies  nicht  ausdrücklich  hervorgehoben; 
Pritsch,  Ztschr.  f.  vergleichende  Rechtsw.,  XXVII  S.  18»,  nimmt  dies  allerdings  an. 

^")  Vgl.  zu  dieser  Übersetzung  und  zur  Lesung  der  Z.  14:  Schorr,  Seisachtie, 
S.  111  und  u.  S.  42. 
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(18)  nÜ  i^^'Samal  '^HfarduJe  {19)  ü  Sa-mu-la-üum  {20)  In.  Pä.  De.  Es:  „Die 
Richter  im  Samastempel  (14)  haben  ihnen  (den  Klägern)  Strafe  auferlegt 
und  dann  (15)  ihre  Ansprüche  abgewiesen.  (16)  (Im  Jahre) ,  nachdem 
Samula-ilum  (17)  einen  Gnadenerlaß  angeordnet  hat  ^^').  (18)  Bei  Samas, 
Marduk  (19)  und  Samula-ilum  (20)  haben  sie  geschworen."  Es  folgen 
die  Namen  von  sieben  Richtern  und  nach  dem  Gerichtsvermerke  (Z.  32 : 
di-in  bU  ^^^Samas:  „Gericht  des  Samastempels")  die  Namen  dreier  Zeugen. 
Dafür .  daß  dieser  Prozeß  tatsächlich  durch  Ausstellung  eines  (in  der 
Urkunde  gleichfalls  nicht  erwähnten)  duppu  lä  ragämim  abgeschlossen 
wurde,  ist  der  Eid  (Z.  18  fg.),  dafür,  daß  schon  der  richterliche  Streit- 
beendigungsvorschlag einen  solchen  vorsah,  die  Analogie  nach  den  anderen 
Prozeßurkunden  entscheidend. 

Neben  den  Endurteilen  (Leistungsurteilen)  geben  uns  die  Quellen 
klare  Beispiele  von  Beweisurteilen,  Erkenntnissen ,  durch  die  das 
Gericht  das  Beweisthema  umschreibt,  die  Beweismittel  festlegt  und  einer 
der  Parteien  den  Beweis  zuschiebt,  nach  deren  Annahme  durch  die  Parteien 
erst  das  Beweisverfahren  spielt  i^^).  So  heißt  es  in  der  o.  Anm.  43  zi- 
tierten Urkunde  LC  132,  21  fg.  (UAZP  316) :  „Der  Verkäufer,  der  (den 
Ochsen)  dem  A  gegeben  hat,  und  B  werden  eine  eidliche  Erklärung  ab- 
geben und  an  dessen  Stelle  (d.  h.  wo ,  auf  welcher  Parteiseite)  es  sich 
(eidlich)  klar  erwiesen  hat,  wird  (der  Ochse)  gegeben  werden"  "^).  Auch 
jene  Prozeßurkunden  werden  hierher  zu  zählen  sein,  in  denen  es  heißt, 
die  Richter  hätten  eine  der  Parteien  (meist  den  Beklagten)  dem  Eide  bei 
einem  Gotte  (oder  dem  göttlichen  Wahrzeichen ;  Gottesbeweis)  übergeben 
{nadänu) ,  welchem  Eide  dann  sofort  die  Verzichtsklausel  folgt.  Einen 
derartigen  Vorgang  schildert  die  Urkunde  CT  II  9  ^^o).  Hier  heißt  es 
Z.  7  fg. :  Ä  a-na  su-ri-nim  ^^^^ama^  (ß)  i-na  ki-[sa-ajl-li  i-na  hU  ^^"^amas 
(9)  i-na  ki-pa-at  Su-mi-im  i-di-nu  [ — J  {10)  su-ii-nam  Sa  ^^^Samas  i-su-u^  : 
„Den  A  (Beklagten)  dem  Wahrzeichen  des  Samas  (8)  im  Hofe  des  Samas- 
tempels (9)  mit  Nennung  (?)  des  (Gottes-)namens  (?)  übergaben  sie  (die 
Richter) ;  (10)  das  Wahrzeichen  des  Samas  riß  er  heraus."  Daran  schließt 
sich  sogleich  (Z.  11  f.)  die  vom  Kläger  abgegebene  Streitverzichtserklärung. 
Ähnlich  verhält  es  sich  in  der  Urkunde  CT  VIII  28a  (UAZP  257),  wo 
der  Beklagten  (A)  ein  Eid  auferlegt  wird.  Z.  7  fg.  lauten :  .  .  .  ni-is 
*^"Aia  {8)  be-el-[tji-sa  A  iz-ku-ur-ma  {9)  ru-gu-[me]-e-Sa  i-zu-uh:  „Bei  Aja, 
(8)  ihrer  Herrin,  schwur  A  und  (9)  wies  ihre  (der  Klägerin)  Ansprüche 
ab."  Die  Schwörende  ist  es  also,  die  durch  Ablegung  des  Eides  (durch 
Erfüllung  des  Beweisurteils)  hinfällig  macht  den  Anspruch  der  Klägerin, 


"')   Über  die  Entstehung  des  Beweisurteils  im  deutschen  Recht  vgl.  Brunn  er, 
DRG  I*,  S.  255  f.;  vgl.  auch  die  neubabylonischen  Beweisverträge. 

"»)  Vgl.  auch  CT  XXIX  421,  11  fg.;  24  fg.  (BB  218);  PBS  7,  19  fg. 
12«)  Vgl.  Walther,  S.  198;  Schorr,  WZKM  XXIV  S.  439  f. 
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die  auch  in  der  Tat  sogleich  (Z.  10  fg.)  ihren  Streitverzicht  erklärt  '•*). 
Unter  Berücksichtigung  der  angeführten  Urkunden  kann  wohl  auch  dort 
ein  Beweisurteil  angenommen  werden,  wo  eine  Partei  zum  Schwüre  bei 
Gott  bestimmt  wird,  darauf  aber  —  noch  vor  dem  Schwüre  —  ein 
Vergleich  zustande  kommt  "*). 

Durch  die  hier  angeführten  Urkunden  ist  m.  E.  erwiesen,  daß  das 
altbabylonische  Prozeßrecht  richterliche  Entscheidungen  (Streitbeendigungs- 
vorschläge) in  Form  von  Beweisurteilen  kannte ;  wann  allerdings  der- 
artige Beweisurteile  zur  Anwendung  kamen  und  ob  überhaupt  hierfür 
ein  Prinzip  bestand,  entzieht  sich  unserer  Betrachtung. 

III.  Der  Abschluß  des  Rechtsstreites  wird  gebildet  durch  Ausstellung 
und  Übergabe  des  duppu  lä  ragämim,  dessen  wesentliche  Bestandteile  der 
Klage-(Streit-)verzicht  und  der  Eid  sind"*).  Wie  die  Prozeßurkunden 
zeigen ,  erfolgt  die  Ausstellung  dieses  duppu  lä  ragämim  regelmäßig 
durch  den  abgewiesenen  ^**) ,  aber  auch  durch  den  in  seinem  Ansprüche 
befriedigten  Kläger  "*).  Wird  der  Rechtsstreit  durch  Vergleich  beendet, 
so   ist   wechselseitiger   Streitverzicht   die   Regel ,    der   auch   von  beiden 


'«')  Dasselbe  Schema  weisen  auf:  M  100,  9,  14 f.,  16 fg.;  VS  VIU  71,  6 fg.,  28 fg., 
35;  Str  48,  19,  20  f.;  vgl.  auch  Grant  27,  13;  56,  14.  —  Wie  CT  VIU  28a  ist  vielleicht 
auch  CT  II  46,  20  (UAZP  283)  aufzufassen:  ru-gu-me-su-nu{l)  {iz-zuyü^:  .ihre  Ansprüche 
wies  er  (der  Schwörende)  ab",  oder  aber  t<n-n)a-rf/(!)-^M(?;  nasdfyu,  IV):  .(ihre  An- 
sprüche) wurden  abgewiesen  (von  den  Richtern)*  zu  lesen:  Walther,  S.  197';  Schorr: 
izC})-zu{l)-u/j. 

"«)  Vgl.  0.  S.  34f.  Zu  erwähnen  sind  die  Urkunden  AJSL  XXIX  p.  189  sq.,  8 sq.: 
A  a-7ia  ni-is  Uim  (9)  a-na  pani  pa-pa-^i-im  id-di-si-ima  {10)  i-na  pa-ni  pa-pa-fyi-im 
{11)  imta-ga-ar-ma:  «die  A  (Beklagte)  dem  Eide  bei  Gott  (9)  vor  der  Götterkammer 
übergaben  sie  (sc.  die  Richter;  Z.  6);  (10)  in  der  Götterkammer  (11)  schloß  sie  darauf 
einen  Vergleich*.    Ferner  CT  IV  47a,  11 ;  14fg.;  VI  33b,  9fg.;  12f.;  VS  VII  7,  lOfg.;  14fg. 

"•)  Bei  der  fränkischen  securitas  besteht  der  Streitverzicht  in  dem  Versprechen, 
daß  der  Prozeßgegner  quietus  et  securus  resideat:  Form.  Andec.  39;  42;  Seelmann, 
S.  81.  Formell  wird  auf  weitere  Klage,  materiell  auf  den  Anspruch  verzichtet.  —  Bei 
der  sephar  mirhaq  wird  zumeist  auf  den  Anspruch  verzichtet:  ,von  heute  ab  auf  immer- 
dar verzichte  ich  auf  (Ansprüche  gegen)  dich";  so  Sayce-Cowley ,  F  =  Pritsch,  No.  11; 
H  =  Pritsch,  No.  13;  J  =  Pritsch,  No.  14.  In  Sayce-Cowley,  B  =  PritÄch,  No.  5  heißt  es: 
,du  hast  mein  Herz  befriedigt  hinsichtlich  des  Grundstückes  (sc.  durch  deinen  Reinigungs- 
eid)",  also  einfache  Quittung. 

12*)  Vgl.  z.  B.  CT  VIII  28  b;  0.  S.  2. 

"»)  So  z.  B.  CT  VIII  17  a  (UAZP  303):  A  klagt  die  Kaufpreisrestsumme  für  ein 
verkauftes  Feld  ein.  Z.  7 fg.:  kaspamam  U-ba-su  ut-te{'>)-[ih]  {8)  u-ul  i-ta-ar-[ma]  (9) 
A  .  .  .  {11)  a-na  eqlimi^  u-ul  i-r[a-ga-am]  {12)  nis  Htsamas  HuMarduk  Za-b[i-um]  {13) 
it-ma:  „Darauf  hat  (der  Beklagte)  sein  (des  Klägers)  Herz  hinsichtlich  des  Silbers  be- 
friedigt. (8)  Indem  er  nicht  darauf  zurückkommt,  (9)  wird  A  (Klgr.)  ...  (11)  wegen  des 
Feldes  nicht  klagen.  (12)  Bei  äamas,  Marduk,  Zabium  (13)  hat  er  geschworen."  Ferner 
G  13,  Rd.  Ifg.;  VS  Vm  101,  6  f.;  R  60,  13;  LC  74,  19  fg.;  CT  IV  13a,  9.  Der  Schwur 
wird  teils  vom  Kläger  allein,  teils  von  beiden  Parteien  geleistet. 
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Parteien  beschworen  wird  "^.  Aber  auch  hier  kommt  Streitverzichts- 
erklärung seitens  des  Klägers ,  wohl  als  des  von  beiden  Parteien  ag- 
gressiveren Teiles ,  vor  ^^^).  Nur  ganz  vereinzelt  findet  sich  auch  der 
Streitverzicht  des  im  Rechtsstreite  unterlegenen  Beklagten,  in  welchem 
Falle  es  aber  zur  geraeinsamen  Beschwörung  desselben  zu  kommen 
scheint  ^^^). 

Die  Form  der  duppi  lä  ragämim  ist  eine  mannigfache.  Es  kommen 
duppi  lä  i'agämim  vor,  die  nur  Streitverzicht  und  Eid,  also  die  wesent- 
lichen Bestandteile ,  enthalten.  Ich  möchte  Streitbeendigungsverträge 
(prozessuale  Friedegedinge)  dieser  Art  als  „reine  duppi  lä  ragämim"' 
bezeichnen.  Als  Beispiel  hierfür  gebe  ich  die  Urkunde  CT  IV  26  b 
(KU  III  691):  {1)  a-na  1/3  Gan  eqlim  ...  (13)  Ä  ü  B  {14)  a-na  ((na)) 
X  (15)  ü  Y  {16)  u-la  i-ra-ga-mu  {17)  nis  ^^^Samas  ^^»Marduk  {18)  ü  Za- 
bi-um :  „Daß  wegen  ^/g  Gan  Feldes  (Sesamfeld,  Dattelhain,  Sklavinnen  .  .  .) 
(13)  A  und  B  (14)  gegen  X  (15)  und  Y  (16)  nicht  klagen  werden,  (17) 
(haben  sie)  bei  Samas,  Marduk  (18)  und  Zabium  (geschworen)".  Dieser 
duppu  lä  ragämim  ist  die  Ausfertigung  eines  Streitverzichtes ,  auf  den 
in  CT  II  50  (KU  III  690)  erkannt  wurde.  A  und  B  sind  zwei  der  dort 
als  Kläger  auftretenden  drei  Personen,  die  mit  ihrer  Klage  abgewiesen 
wurden ;  X  und  Y  sind  die  beiden  Beklagten  dieses  Prozesses  ^^^).  In 
überwiegender  Mehrzahl  enthalten  aber  die  duppi  lä  ragämim  eine  mehr 
oder  minder  eingehende  Schilderung  des  Prozeßverlaufes,  häufig  aber  auch 
den  richterlichen  Streitbeendigungsvorschlag ,  und  im  Anschlüsse  daran 
den  unentbehrlichen  Streit  verzieht  und  den  Eid.  Ein  derartiger  duppu 
lä  ragämim  —  CT  VIII  28b  —  wurde  oben  S.  2  mitgeteilt  ^^o). 


»28)  Vgl.  Peek  13;  R  6,  17  f.;  M  80,  6  fg.;  110,  12  fg.;  AJSL  XXIX  p.  192,  6  sq.; 
P  49,  37  fg.;  CT  IV  47a,  19  fg.  —  Wechselseitiger  Streitverzicht  kommt  auch  bei  Sieg 
einer  Partei  vor:  VS  VII  56,  18;  M  41,  19  f.;  liegt  Verständnislosigkeit  des  Schreibers  vor? 

i'^')  Auch  der  im  Vergleichswege  ganz  oder  teilweise  befriedigte  Kläger  erscheint 
als  in  seinen  Ansprüchen  abgewiesen.  Vgl.  CT  II  43,  28;  LC  74,  18;  CT  VI  33b,  17  fg.; 
VS  VII  7,  21  fg.;  16,  32  f.;  AJSL  XXIX  p.  189,  Rv.  1  sq.;  VS  VIII  11,  7  fg. 

128)  Vgl.  CT  VIII  6b,  21;  G  30,  13 fg.;  LC  104,  21  fg.  —  Die  securitae  wird  von 
der  sachfälligen  oder  in  ihrem  Ansprüche  befriedigten  Prozeßpartei,  meist  dem  Kläger, 
der  Gegenpartei  ausgefertigt.  Vgl.  Gäl,  S.  16;  51;  Seelmann,  8.31;  Brunner,  RGU 
S.  241;  DRG  II  S.  444.  —  Die  sephar  mirhaq  stellt  der  unterlegene,  aber  auch  der  in 
seinem  Ansprüche  befriedigte  (und  quittierende:  Sayce-Cowley,  H  =  Pritsch,  No.  13)  Kläger 
aus;  vgl.  Pritsch,  a.  a.  0.  S.  70. 

"»)  So  auch  CT  VIII  32c;  50c  (Walther,  S.  171);  VS  VIII  19;  LC  70;  M  111 
(=VS  VIII  17/18);  G  26. 

"°)  Übersicht:  1.  Vergleiche:  a)  gegenseitiger  Streitverzicht:  CT  IV  47a; 
VS  VIII  11;  R  6;  P  49;  Peek  13;  b)  Streitverzicht  des  Klägers:  VS  VII  16;  G  2; 
CT  II  43;  VI  33b;  AJSL  XXIX  p.  189  sq.;  R  10  (Walther,  S.  16);  c)  Streitverzicht 
des  Beklagten:  P  10. 

2.  Außerstreitiges  Verfahren  (Teilungen;  u.  S.  59f.;  gegenseitiger  Streit- 
verzicht): R  15;  M  78;  80;  110;  CT  II  28;  AJSL  XXIX  p.  192. 
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Die  größere  Zahl  der  uns  erhaltenen  Prozeßurkunden  aua  der  Zeit 
der  ersten  Dynastie  von  Babylon  sind  dtippi  lä  ragämlm,  doch  kommen 
auch  Prozeßprotokolle  über  einzelne  Gerichtsakte  *'*)  und  Protokolle  vor, 
die  die  richterliche  Entscheidung  (den  Streitbeendigungsvorschlag)  ent- 
halten. Daneben  finden  sich  auch  vereinzelt  Urkunden ,  die  den  Tenor 
des  richterlichen  Streitbeendigungsvorschlages  allein  wiedergeben.  Als 
Beispiel  sei  die  Urkunde  AJSL  XXIX  p.  162  angeführt:  (i)  i-na  Mtim 
eqlim  khim  ...  (5)  ma-la  i-ba-aJf-Iu-u  (4)  ü  ib-ba-aJf-Jfu-u  *")  (5)  il-tu  bi-ini 
a-{(na))  (-di)  fiu-ra-zi-({ib))  (-im)  (ff)  A  ,  .  .  (8)  u-ullu-^u-za-at :  „Von 
Haus,  Feld,  Garten  ...  (3)  soviel  vorhanden  sein  wird  (4)  und  dazu 
kommen  wird  *'*)  (5)  vom  Stroh  bis  zum  Golde  (6)  soll  A  .  .  .  (8)  nichts 
bekommen"  "^). 

Schon  Koschaker  hat  das  Überwiegen  der  duppi  lä  ragämim  unter 
den  erhaltenen  Urkunden  in  KVGR  1914,  S.  437  fg.  betont.  Ich  möchte 
aber  den  Kreis  der  duppi  lä  ragämim  doch  etwas  enger  ziehen.  Nicht 
jede  Urkunde,  die  einen  Streitverzicht  enthält,  ist  ein  solcher;  denn  wir 
haben  ja  gesehen,  daß  die  Verpflichtung  der  Partei,  einen  Streitverzicht 
auszufertigen,  ein  Teil  des  richterlichen  Leistungsurteils  ist.  Die  Streit- 
verzichtsklausel konnte  somit  Teil  des  richterlichen  Streit- 
beendignngsvorschlages    and    ein    Vorschlag   für   den   von   den 


3.  Prozessuale  Friedegedinge  auf  Grund  richterlichen  Streitbeendigungs- 
vorschlages: a)  gegenseitiger  Streitverzicht:  CT  VIII  9a;  R  26;  VS  VII  56  (Walther, 
S.  61f.);  M  41  (=Str  9);  Str  10  (Walther,  S.  14);  b)  Streitverzicht  des  unterlegenen 
(befriedigten)  Klägers:  a)  Schwur  beider  Parteien:  CT  U  9;  VS  VIU  20;  101;  R  58;  60; 
RA  IX  p.  21  sq.;  ß)  der  Verzichterklärenden  allein:  CT  VIII  28a;  M  43;  CT  VUI  17a; 
G  13;  y)  Schwur  einer  oder  beider  Parteien:  CT  VIII  28b;  II  45;  M  40  (=  VS  VIII 
105);  100;  CT  VI  32a;  Str  1;  AJSL  XXIX  p.  185;  M  39;  LC  74;  232;  VS  IX  167/8; 
Str  10;  c)  Streitverzicht  der  unterlegenen  Beklagten:  CT  VIII  6b;  G  30;  LC  104; 
RA  XI  p.  176  sq. 

Besonders  lehrreich  ist  M  43  (UAZP  259),  wo  die  Schilderung  des  Prozeßverlaufes 
in  dem  im  zweiten  Prozesse  errichteten  duppu  Id  ragdmim  ganz  parallel  ist  dem  Prozeß- 
protokolle des  ersten  Verfahrens  (Z.  1 — 13).  —  Die  fränkische  securita«  ist  entweder 
SpezialUrkunde  oder  eine  notitia  über  die  ganze  Gerichtsverhandlung:  Gäl,  S.  51; 
Brunner,  RGU,  S.  240  f.  —  Die  sephar  mirhaq  referiert  kurz  über  den  Prozeßverlauf, 
hebt  insbesondere  den  Reinigungseid  des  Beklagten  hervor. 

»")  CT  IV  23a;  VI  22a;  M  45;  G  17;  35;  P  30;  52/54;  58;  91;  VS  YlII  65; 
XIII  71;  RA  XII  115  sq. 

"«)  Ähnlich  AJSL  XXIX  p.  172  sq.,  2:  bus'esa  ü  vcarkdtis'a:  ,ihr  Besitz  und  ihr 
Nachlaß'. 

"»)  Dazu  Walther,  S.  245;  ähnlich  formuliert  ist  die  Teilungsurkunde  AJSL 
XXIX  p.  199:  „Vs  Gan  Feld  ...  (5)  (ist)  der  Erbanteil  des  A  (6)  und  des  B.  (7)  Einer 
hat  soviel  wie  der  andere  (8)  genommen  (ahum  mala  akim  Su.Ba.An.fTiJ).  (9)  2  Gur 
Getreide  werden  sie  ihrer  Mutter  (10)  monatlich  geben.  (11)  Wer  das  Getreide  nicht 
gibt,  (12)  bekommt  vom  Felde  nichts  {ina  eqlim  ül  s'uhuz).  —  Wie  AJSL  XXIX  p.  162 
auch:  CT  VIII  34c;  VI  47a;  AJSL  XXX  p.  55. 
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Parteien  zu  errichtenden  duppu  lä  ragämim  sein  i^*).  Aber  auch  eine 
Prozeßurkunde,  die  Streitverzicht  und  Eid  enthält,  kann  Prozeßprotokoll 
sein ,  wenn  sich  der  Eid  an  einer  andern  Stelle  der  Urkunde  befindet, 
als  dies  bei  den  duppi  lä  7'agämim  üblich  ist ,  wenn  z.  B.  zwischen 
Klageverzicht  und  Eid  der  Gerichtsvermerk  din  Mt  Warnas  ABC  daiänü  : 
„Grericht  des  Samastempels ;  A  B  C :  die  Richter"  ^^^)  steht ;  es  liegt  hier 
wohl  Beifügung  des  Eides  Vermerkes  am  Ende  des  Prozeßprotokolls  vor. 
Sehr  illustrativ  ist  in  dieser  Hinsicht  CT  II  50  (UAZP  290)  in  Ver- 
bindung mit  CT  IV  26b  (KU  III  691).  Das  Schema  der  Urkunde  CT  II  50 
ist  folgendes:  1.  Rubrum:  Streitgegenstand  (Feld,  Haus,  Sklaven,  Grarten) ; 
Z.  1 — 4.  2.  Klage  (ragämu) ;  Z.  5 — 9.  3.  Abweisung  der  Kläger  durch 
das  ^amastempelgericht ;  Z.  10 f.  4.  Klageverzicht;  Z.  12 — 23:  ana  .  .  . 
saÄüBCDüE  istu  zikarim  adi  sinistum  märü  N  ana  AHB  ül 
eragamu:  „wegen  (Feld,  Haus  . . .)  der  A  und  des  B  werden  C,  1)  und  E,  vom 
Manne  bis  zum  Weibe  die  (=  unter  den)  Kinder(n)  des  N  gegen  A  und  B 
nicht  klagen".     5.  Gerichtsvermerk;   Z.  24:  din  htt  Warnas  ina  Ebahha?'. 

6.  Schwurvermerk;  Z.  25 f. :  nis  .  .  .  itma:  „bei  .  .  .  haben  sie  geschworen". 

7.  Namen  der  vier  Richter  (Z.  27—30)  und  der  sechs  Zeugen  (Z.  32—37). 
Der  Streitverzicht  in  Z.  12—23  ist  der  Inhalt  des  die  Kläger  abweisenden 
richterlichen  Streitbeendigungsvorschlages,  lautend  auf  Ausfertigung  eines 
duppu  lä  ragämim;  mit  dem  folgenden  Gerichtsvermerke  ist  das  eigent- 
liche Gerichtsprotokoll  zu  Ende.  Der  die  Urkunde  abschließende  Schwur- 
vermerk ist  ähnlich  zu  werten  wie  das  :  dinam  lüatu  ül  ilkü  „dieses  Urteil 
haben  sie  (sc.  die  Kläger)  nicht  angenommen"  in  dem  Prozeßprotokolle 
CT  XXIX  42  f.  (ähnlich  PBS  7;  u.  S.  51)  und  besagt  hier,  daß  der 
richterliche  Streitbeendigungsvorschlag  von  den  Parteien  akzeptiert  wurde. 
Daß  es  sich  so  verhält,  erhellt  aus  CT  IV  26b,  einem  von  den  Klägern 
dieses  Prozesses  ausgefertigten  „reinen"  duppu  lä  ragämim  (vgl.  o.  S.  40). 
Bezeichnend  ist  auch  die  Urkunde  CT  VI  42a  (o.  S.  37 f.),  wo  das  den 
Urkundentext  regelmäßig  abschließende  Datum  (Z.  16  f.)  nach  dem 
Streitbeendigungsvorschlage  (Z.  13 — 15),  aber  vor  dem  Schwurvermerke 
(Z.  18 — 20)  steht ,  der  dadurch  die  Stellung  eines  Beisatzes  erhält  ^'^). 
Ahnlich  liegen  die  Dinge,  wenn  in  einer  mit  Streitverzicht  und  Eid  ^.ub- 


13*)  Übersicht:  Prozeßprotokolle:  1.  mit  Streitbeendigungsvorechlag:  CT  VI  8; 
29;  Vm  19a;  42a;  XXIX  42  f.;  VS  VII  149;  158;  167;  IX  40;  XIH  89;  M  42;  LC  132; 
164;  Grant  27;  29;  56;  2.  und  mit  Vorschlag  des  Streitverzichtes:  CT  II  22;  47;  IV  13a; 
VS  VIII  102;  AJSL  XXIX  172  sq.;  173  sq. 

"«)  Nicht  ,Urteil  des  Samastempels":  vgl.  Koschaker,  KVGR  1914,  S.  439»»; 
Walther,  S.  244». 

18«)  Bei  dieser  Auffassung  erklärt  sich  auch  die  sonderbare  Stellung  des  Datums 
inmitten  des  Kontexts  leicht  und  erübrigt  sich  die  Hypothese  von  Schorr,  Seisachtie, 
S.  11»  (auf  S.  12),  die  ich  gerade  für  CT  VI  42  a  ablehnen  möchte. 
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gestatteten  Urkunde  auf  die  Streitvorzichtstafol  verwiesen 
wird;  auch  hier  liegt  m.  E.  ein  Prozeßprotokoll  vor  "^). 

Über  den  Vorgang  bei  Erfüllung  des  richterlichen  Streitbeendigungs- 
vorschlagea  seitens  der  Partei  durch  Ausstellung  der  Streit  verzieh  ta- 
urkunde  belehrt  uns  die  Urkunde  VS  VIII  71,  in  der  es  Z.  35  heißt: 
i.^-tu  i-tam-mu-u  duppi  la  ra-ga-mi-im  i-zi-bu :  „nachdem  sie  (die  Kläger) 
;j^(>schworen  hatten,  haben  sie  eine  Urkunde,  nicht  zu  klagen,  ausgefertigt". 
Die  Reihenfolge  ist  demnach:  Beschwörung  des  angenommenen  richter- 
lichen Streitbeendigungsvorschlages,  der  zugleich  auch  die  Streitverzichts- 
klausel enthält,  und  sodann  Ausstellung  des  duppu  Id  ragämim  als  Folge 
der  Annahme  des  richterlichen  Vorschlags,  der  eine  solche  vorschreibt. 
Ob  die  Ausfertigung  des  duppu  Id  ragämim  Sache  des  Gerichtsschreibers 
war,  läßt  sich  nicht  erweisen.  Daß  diese  aber  möglicherweise  durch 
das  Gericht  erfolgen  konnte,  beweist  die  das  Ende  eines  duppu  Id  ragämim 
darstellende  Urkunde  R  15,  16  f.,  die  davon  berichtet,  daß  sie  am  Orte 
der  Reinigung  (des  Reinigungseides)  im  Tempel  des  J^amaS  von  den 
Richtern  geschrieben  ist  "'). 

Die  Bedeutung  des  duppu  Id  ragämim  für  die  Partei  ist,  daß  ihr 
nach  Beendigung  des  Rechtsstreites  das  im  Prozesse  erstrittene  Recht 
und  die  durch  ihn  hergestellte  Rechtslage  gesichert  wird.  Sehr  richtig 
bemerkt  W  a  1 1  h  e  r  hierüber,  die  duppi  Id  ragämim  "')  seien  im  Grunde 
nichts  anderes  als  Gcschäftsurknnden  ""),  in  denen  der  erstrittene  Gegen- 
stand dem  Eigentümer  gesichert  werde.  Auf  diesen  Gegenstand  (den 
Streitverzicht!)  und  den  Eid  komme  es  auch  allein  an.  Daher  erführen 
wir  über  alles  andere  (den  Anlaß  des  Streits,  den  Gang  des  Verfahrens, 
die  Begründung  des  Urteils)  meist  nur  wenig  oder  nichts.  Da  die  richter- 
liche Entscheidung  der  Rechtskraft  entbehrte  und  daher  auch  von  einer 

»")  Vgl.  z.  B.  CT  II  39,  10  fg.,  wo  die  Richter  dem  Kläger  Strafe  auferlegten  und 
(11)  ,ihm  eine  Siegelurkunde,  daß  er  nicht  klagen  werde  (12)  ausBtellen  ließen*;  folgt 
Streitverzicht  und  Schwur  als  Inhaltsangabe  dieses  duppu  Id  ragämim;  VS  XIII  7,  wo 
nach  dem  dinam  ddnu  an  Stelle  der  zu  verhängenden  Strafe  auf  Ausstellung  einer  Streit- 
verzichtsurkunde erkannt  wird;  dann  Streitverzicht  und  Eid. 

Übersicht:  1.  Prozeßprotokolle  mit  Streitbeendigungsvorschlag,  Vorschlag  des 
Streitverzichts  und  Schwurvermerk:  a)  mit  Gerichtsvermerk:  CT  VI  47a;  II  50;  b)  mit 
Verweisung  auf  den  duppu  Id  ragdmim:  CT  II  39;  46;  VI  49  a;  VIH  45b;  VS  VIII  9/10; 
71;  XIII  7;  32;  2.  Prozeßprotokoll  oder  duppu  Id  ragdmim  {'}):  CT  II  31;  VI  6;  47b; 
VIII  12b;  24b;  43a;  Str  48;  LC  157.  —  Letzthin  hat  Walther,  S.  248  oben,  die  Unter- 
scheidung von  richterlichem  Streitbeendigungsvorschlag  und  Streitbeendigungsvertrage, 
somit  auch  die  zwischen  Prozeßprotokollen  und  duppi  Id  ragdmim  wieder  verwischt. 

"*)  Über  die  Mitwirkung  des  Gerichts  bei  Ausstellung  der  securitas  seit  dem 
achten  Jahrhunderte  vgl.  Gäl,  S.  44 fg.  —  In  Sayce-Cowley,  J==Prit8ch,  No.  14  wird 
erwähnt,  daß  die  Verzichtserklärung  vor  dem  Richter  abgegeben  wurde. 

"*)  S.  245  f.;  er  spricht  allerdings  ungenau  von  , Prozeßurkunden*  im  allgemeinen. 

»")  Vgl.  auch  Koschaker,  RSt  S.  220 f.  —  Die  securitas  des  fränkischen  Volks- 
gerichtes ist  Privaturkunde,  nicht  Gerichtsurkunde;  die  Fertigungen  der  Gerichtsmitgliedcr 
rechtlich  Zeugenfertigungen. 
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„Berufung"  an  eine  höhere  Instanz  nicht  gesprochen  werden  kann  (vgl. 
u.  S.  52),  erübrigt  sich  eine  schriftliche  Urteilsbegründung  und  das  Urteil 
selbst  erscheint  einfach  als  eine  Rechtstatsache.  Wichtiger  ist  es ,  den 
dem  Prozesse  zugrunde  liegenden  und  durch  das  Verfahren  klargestellten 
Tatbestand,  dessen  Wirkung  zeitlich  über  den  Rechtsstreit  hinausreicht, 
schriftlich  zu  fixieren.  Diese  „Dauerwirkung"  des  im  Rechtsstreite  fest- 
gestellten Tatbestandes  wird  bezeugt  durch  die  wiederholt  erwähnte  Ur- 
kunde M  43  (UAZP  259).  Sie  stellt  einen  duppu  lä  ragämim  dar  und 
schildert  den  Verlauf  zweier  Prozesse.  Der  erste  Prozeß,  in  dem  A  nach 
Königsrecht  sein  dingliches  Recht  auf  einen  Garten  geltend  macht  (Z.  3  f. : 
ana  simdat  Sarn  ibqu((ru))rma),  endet  auf  Grrund  seines  Eides  mit  seinem 
Siege.  Nun  macht  wieder  ein  Dritter  dem  A  den  Garten  streitig  (Z.  17 : 
kiräm  ibqurma).  Das  Beweisverfahren  in  dem  zweiten  Prozesse  besteht 
nun  einfach  darin,  daß  die  Eideszeugen  (des  ersten  Prozesses)  ^*^)  vor  den 
Götterwahrzeichen  den  Schwur  des  A  wiederholen  und  bezeugen  i*^). 

IV.  Die  Rechtswirkungen  der  richterlichen  Ent- 
scheidung (des  Streitbeendigungsvorschlages)  und  des 
prozessualen  Friedegedinges  (des  Streitbeendigungs- 
vertrages) der  Parteien. 

Im  schiedsgerichtlichen  Verfahren  bildet  der  Schiedsgerichtsvertrag 
die  Grundlage  des  Verfahrens ;  aus  ihm  entspringen  die  Rechte  und  die 
Pflichten  der  beiden  Vertragsteile.  Ahnlich  verhält  es  sich  im  Falle 
staatlicher  Gerichtsbarkeit  nach  Begründung  des  Prozeßrechtsverhält- 
nisses. Auch  hier  entsteht  für  die  Parteien  der  Anspruch  auf  gericht- 
liche Zuerkennung  des  ihr  zustehenden  Rechtes ,  dem  gegenüber  die 
Verpflichtung  des  Gerichtes  zu  entsprechendem  Handeln  steht.  Das  alt- 
babylonische Prozeßrecht  hatte  das  erste  Stadium  reiner  Schiedsgerichts- 
barkeit bereits  überwunden.  Der  alte  Schiedsgerichtsvertrag 
war  in  der  Form  des  dinam  sühuzu,   dinam  dänu  zu  einem  in  Gegen- 


"^)  Sibütum  panütum  „die  früheren  Zeugen",  wohl  nicht  „die  Ältesten"  als  Ge- 
richtsbehörde; so  auch  Walther,  S.  60,  gegen  Schorr.  Freilich  lautet  sonst  der  Plural 
von  sibum=  „Zeuge":  s'ibu;  Walther,  S.  52.  Nicht  zustimmen  kann  ich  Walther  darin, 
daß  das  Kolleg  der  „Ältesten",  das  im  zweiten  Prozesse  zur  Entscheidung  delegiert  wird, 
identisch  sei  mit  den  Eideszeugen  des  ersten  Prozesses,  daß  also  die  als  Richter  fun- 
gierenden s'ibüti  in  Z.  20  die  erwähnten  sibütum  panütum  sein  sollten;  vielmehr  sind 
beide  Gruppen  von  „Ältesten"  zu  trennen.  Die  Bezeichnung  der  Zeugen  mit  sibütum 
panütum  s'a  Mdr-Amurrim:  „die  früheren  Zeugen  des  Mär-Amurrim"  (Walther:  „die 
früheren  Zeugen  (im  Rechtsstreite)  des  Mär-Amurrim  (des  damaligen  Klägers)  —  übrigens 
ist  Mär-Amurrim  Beklagter,  nicht  Kläger  im  ersten  Verfahren  — )  möchte  ich  anders 
auffassen.  Es  sind  dies  wohl  die  Kaufzeugen  des  Mär-Amurrim,  die  er  zum  ersten  Pro- 
zesse mitbringt  und  die  dann  zugleich  als  Eideszeugen  verwendet  werden. 

1")  Als  bezeichnende  Analogie  hierzu  das  fränkische  Recht:  auch  hier  beruft  sich 
der  Sieger  bei  erneuter  Verhandlung  nicht  auf  das  Urteil  im  Vorstreite,  sondern  auf 
den  bei  diesem  festgestellten  Sachverhalt;  vgl.  Seelmann,  S.  198 f. 
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wart  beider  Teile  vorzunehmenden  Akte  des  Gerichtes 
(ProzeßbegrUndungsakte)  geworden  und  insbesondere  seit  (Jam- 
murapi  scheint  sich  die  staatliche  Autorität  im  Prozesse  immer  mehr 
durchgesetzt  zu  haben.  Wie  der  Prozeßbegründungsakt  selbst  Rechts- 
wirkungen auf  Seiten  beider  Vertragsteile  auslöst ,  so  müssen  bei  Be- 
sprechung der  Rechtswirkungen  des  richterlichen  Streitbeendigungsvor- 
schlages und  des  prozessualen  Friedegedinges  der  Parteien  die  Rechts- 
wirkungen unterschieden  werden,  die  diese  Akte  für  das  Gericht  und  die 
sie  für  die  Parteien  nach  sich  ziehen.  Über  die  Rechtswirkungen  der 
beiden  Akte  auf  der  Seite  der  Prozeßparteien  sind  wir  durch  die  Prozeß- 
urkunden in  gewissem  Maße  unterrichtet,  nicht  aber  über  die  Verbindlich- 
keiten, die  sie  dem  Gerichte  auferlegen.  Hier  wird  aber  unsere  Erkenntnis 
durch  das  Gesetzbuch  Qammurapis  selbst  gefördert.  §  5  K^J,  der  sich 
mit  dieser  Materie  beschäftigt,  lautet: 


10. 


16. 


20. 


Sum-ma  da-a-a-nu-um 
di-nam  i-di-in 

pu-ru-za-am 

ip-ru-tdf 

ku-nti-uk-kam 

u-Ie-zi-ib 

tca-ar-ka-nu-um-ma 

di-in-Su  i-te-ni 

da-a-a-nam  hi-a-tu 

i-na  di-in  i-di-mt 

e-ne-im 

U'ka-an-nu-Su-ma 

ru-gu-um-ma-am 

Sa  i-na  di-nim  hi-a-ti 

ih-haaJf-hi-u 

a-du  12-Iu 

i-na-ad-di-in 

ü  i-na  pu-uh-n-im 


25. 


30. 


i-na 
da-a-a-nu-ti-Su 
u-Ie-it-bu-u-hi-ma 
u-ul  i-ta-ar-ma 
it-ti  da-a-a-ni 
i-na  di-nim 
u-ul  us-sa-ab 


Wenn  ein  Richter 

ein  Verfahren  eröflfnet  (und  durch- 
geführt ?), 

eine  Entscheidung 

gefällt  hat, 

eine  Siegelurkunde 

hat  ausfertigen  lassen; 

hernach 

sein  Urteil  geändert  hat, 

dieser  Richter  soll 

wegen  (16)  Änderung  (15)  des  Urteils, 

(15)  das  er  gefällt  hat, 

nachdem  man  ihn  überführt, 

den  Anspruch, 

der  sich  in  jenem  Rechtsstreite 

ergibt, 

zwölffach 

geben. 

Auch  wird  man  ihn  in  der  Ver- 
sammlung 

von  seinem 

Richter-(24)stuhle 

wegjagen  (aufstehen  lassen) ; 

dann  wird  er  nicht  zurückkehren, 

sich  mit  Richtern 

in  einem  Prozesse 

nicht  (mehr  zusammen)setzen. 
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Dieser  Paragraph,  der  in  der  vorliegenden  Gestalt  der  Interpretation 
erhebliche  Schwierigkeiten  bereitet,  ist  bereits  wiederholt  Gegenstand 
lebhafter  Erörterung  gewesen.  Schwierigkeiten  bot  in  erster  Linie  die 
Übersetzung  von  em2  (Z.  14;  16)  ^^^),  dessen  richtige  Bedeutung  H  arper, 
p.  11;  13,  und  Ungnad,  HG  II  S.  120  und'bei  Greßmann,  S.  144, 
erschlossen  haben  ^**).    Eine  größere  Schwierigkeit  bildet  aber  die  Phrase : 

1")  Von  den  früheren  Übersetzungsversuchen  sind  zu  erwähnen:  H.  Win  ekler, 
S.  11:  ,Wenn  ein  Richter  einen  Prozeß  leitet,  eine  Entscheidung  fällt  und  schriftliches 
Urteil  ausfertigt,  dann  aber  jener  Prozeß  sich  als  fehlerhaft  erweist,  und  man  jenem 
Richter  nachweist,  daß  er  in  dem  Prozeß,  den  er  geleitet,  einen  Fehler  begangen  hat ..." 
Die  strenge  Bestrafung  des  Richters  wäre  unverständlich,  wenn  es  sich  nur  um  ein 
wegen  falscher  Beweiswürdigung  oder  falscher  rechtlicher  Beurteilung  fehlerhaftes  Urteil 
handelte.  Gegen  Win  ekler  schon  Stooß,  Schweiz.  Ztschr.  f.  Straf  recht,  1903,  S.  17, 
der  , Rechtsbeugung"  annimmt.  So  auch  Jeremias,  S.  31f.;  Ulmer,  Hammurabi,  sein 
Land  und  seine  Zeit,  AO  IX/1  S.  28;  25  (Bestechlichkeit  oder  Rechtsbeugung)  und 
Walther,  S.  11  (Beugung  des  Urteils  durch  den  Richter).  Dagegen  wieder  D.  H.  Müller, 
S.  10;  77,  der  ausführt,  es  handle  sich  in  §  5  „um  Aufhebung  oder  Annulierung  eines 
in  Rechtskraft  erwachsenen  Urteils,  also  um  Abänderung  einer  res  iudicata".  Demgemäß 
übersetzt  er:  „Wenn  ein  Richter  .  .  .  hierauf  seinen  Rechtsspruch  für  nichtig  erklärt, 
zahlt  dieser  Richter,  sobald  er  der  Aufhebung  des  Rechtsspruches  überwiesen  wird  ..." 
So  auch  Seh  eil,  p.  24  und  Schorr,  UAZP  S.  336.  Eine  ähnliche  Auffassung  vertreten 
Kohler  und  Peiser,  HG  I  S.  10:  „Wenn  ein  Richter  einen  Prozeß  richtet,  .  .  .  darnach 
aber  seinen  Prozeß  ungiltig  machte,  jener  Richter,  wenn  man  ihn  davon,  daß  er  den 
Prozeß,  den  er  richtete,  ungiltig  machte,  überwies,  ..."  (Vgl.  auch  die  „modern-juristische 
Fassung",  S.  76.)  Nach  alledem  würde  es  sich  aber  in  §  5  um  die  Bestrafung  eines 
Falles  von  verweigerter  Justiz  handeln,  denn  auch  die  Vernichtung  eines  rechtsgültigen 
und  darum  verbindlichen  „Uiteils"  —  wir  wollen  diese  Ungenauigkeit  hinnehmen  — 
ist  eine  solche,  wenn  keine  neue  Entscheidung  an  die  Stelle  der  alten  gesetzt  wird. 
Wäre  dies  richtig,  so  ist  nicht  abzusehen,  warum  §  5  dermaßen  auffallend  betont,  daß 
bereits  ein  chippu  Id  ragdmim  errichtet  worden  ist,  da  ja  hier  das  wesentliche  Element 
des  Deliktes  die  Verweigerung  des  Urteilsspruches  wäre. 

1**)  Eml  =  „ändern"  ist  auch  anderweitig  belegt.  Wenig  förderlich  zwar  §  52  Kg: 
ri-iksa-ti-su  u-ul  in-ni:  „sein  Vertrag  wird  nicht  geändert  (oder:  aufgehoben)  werden", 
aber  um  so  mehr  das  Vertragsformular  der  Serie  ana  ittis'u  (Haupt,  SAKT  S.  67): 
{39)  ana  ar-kat  umt'me  amelu  ana  ameli  {40)  ana  la-a  e-ni-e  {41)  a-na  la  ra-ga-me  {42) 
nis  iii-su-nu  it-mu-u  {43)  nis  sar-ri-s'u-nu  ahames  {44)  iz-qu-ru:  (39)  „daß  in  Zukunft 
Einer  gegen  den  Andern  (40)  (den  Vertrag)  nicht  ändern  werde,  (41)  Keiner  Anspruch 
erheben  werde,  (42)  haben  sie  bei  ihren  Göttern  geschworen,  (43)  bei  ihrem  Könige  ge- 
meinsam (44)  geschworen".  Das  Formular  vereinigt  zwei  Klauseln,  die  sich  sonst  einzeln 
finden;  sehr  häufig  der  Anspruchsverzicht  mit  ragdmu  (San Nicolös  Fassung  A;  AKT  S.  44 fg.; 
o.  Anm.  17);  aber  auch  enü  allein  in  R.  116,  21  fg.  (UAZP  204):  .  .  .  [a-na]  {22)  ri-ik-s[a]- 
ti-su  an-ni-a-at  [u]-la  e-ne{^)-e-[im]  {23)  nis  .  .  .  {24)  In.  Päd:  „seinen  Vertrag  nicht  zu 
ändern  (23)  hat  er  bei  .  .  .  (24)  geschworen".  Das  sumerische  Äquivalent:  Bai  (einen  Ver- 
trag durchbrechen,  ändern:  vgl.  Delitzsch,  Sumer.  Glossar,  S.  62)  findet  sich  häufiger 
in  der  Wendung  Ukur.  SÜ  Nu.  Mu.  Un.  Da.  Bai.  E.  Es:  „daß  sie  in  Zukunft  (den  Vertrag) 
nicht  ändern  werden,  (haben  sie  geschworen);  San  Nicolös  Fassung  C:  AKT  S.  52  fg. 
Synonym  dazu  ist  das  in  Sippar  häufige  nukkuru  ('ISS,  H^)  in  der  Eidesformel:  nis' 
iluA  u  i^uB  la  a-wa-at  duppim  an-ni-im  u-na-ka-ru:  „bei  den  Göttern  A  und  B  schworen 
sie:  ,Wer  den  Wortlaut  der  Tafel  ändert'  .  .  .  (sc.  ist  ein  Feind  der  Götter)".  Vgl.  noch 
KH  Col.  XXV  r,  68 fg.;  XXVI  r,  10. 
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ina  dtn  idfnu  en{m.  Dinam  dänu,  das  hier  (Z.  15  f.)  nichts  anderes  als: 
„ein  Urteil  fällen"  bedeuten  kann ,  wird  einige  Zeilen  vorher  (Z.  7)  als 
term.  techn,  für  den  Prozeßbegründongsakt  verwendet,  und  die  Fällung 
des  Urteils  mit  pttrussäm  panlsu  wiedergegeben.  Dies  hat  H.  "Winckler 
richtig  gefühlt,  indem  er  tibersetzte  (Z.  14  fg.) :  „und  man  jenem  Richter 
nachweist,  daß  er  in  dem  Prozesse,  den  er  geleitet,  einen  Fehler 
begangen  hat",  welche  Übersetzung  aber  fiir  die  juristische  Interpretation 
des  Paragraphen  nicht  verwendbar  ist.  Ähnlich  übersetzten  Kohler 
und  Peiser'").  Schwierigkeiten  bietet  der  Paragraph  auch  für  die 
Fixierung  des  Zeitpunktes ,  in  dem  die  Änderung  des  Urteils  strafbar 
wird.  Der  frühest  mögliche  Zeitpunkt  ist  natürlich  leicht  feststellbar; 
es  ist  dies  die  Ausfertigung  des  Streitverzichtes  durch  die  Partei ,  der 
Zeitpunkt  des  Abschlusses  des  prozessualen  Friedegedinges  (des  Streit- 
beendigungsvertrages). Aber  immerhin  ließe  der  Paragraph  die  Deutung 
zu,  daß  die  Änderung  des  Urteils  in  einem  zweiten  Verfahren  de  eadem  re 
geschehe.  So  weit  faßt  Koschaker  offenbar  den  Inhalt  des  §  5  K9  **<'). 
Hütte  aber  §  5  den  Richter  bestrafen  wollen ,  der  in  einem  zweiten 
Prozesse  über  dieselbe  Sache  ein  einem  bereits  gefällten  Urteile  wider- 
sprechendes Urteil  sprach,  so  müßte  die  Fassung  des  Paragraphen  zu- 
mindest als  sehr  ungeschickt  bezeichnet  werden.  Auch  erschiene  nach 
§  5  eine  Änderung  des  ersten  Urteilspruches  nur  dann  als  strafbar, 
wenn  sie  von  demselben  Richter  vorgenommen  wird ;  ein  anderer 
Richter  könnte  dies  straflos  tun,  denn  es  heißt:  „Wenn  ein  Richter  .  .  . 
sein  Urteil  (dinlti)  geändert  hat."  Jedenfalls  eine  merkwürdige  Kasuistik 
des  Gesetzes! 

Die  Schwierigkeiten  fallen  aber  mit  einem  Schlage  weg,  wenn  man 
annimmt,  daß  §5  von  den  Redaktoren  des  Gesetzbuches 
Hammurapis  überarbeitet  worden  ist**^).  Nach  meiner  Vor- 
stellung dürfte  das  Vorbild  des  §  5  etwa  gelautet  haben :  himma  daiänum 
dinhi  Hein  daiänam  ^nati  ina  diu  idinu  enim  nkanmdüma  .  .  . ;  „wenn  ein 
Richter  sein  Urteil  ändert  und  man  diesen  Richter  der  Änderung  des 
Urteiles,  das  er  gefällt,  überwiesen  hat,  (so  soll  ...)".  Daß  eine  Änderung 
der  richterlichen  Entscheidung  (als  Streitbeendigungsvorschlag)  erst  nach 
Abschluß  des  Friedegedinges  der  Parteien  strafbar  sein  konnte,  mußte 
als  selbstverständlich  erscheinen,  war  sie  doch  ein  Vorschlag  des  Richters 
an  die  Parteien,  der  bis  zu  dessen  Annahme  variabel  war  und  im  Inter- 


"«)  Vgl.  oben  Anm.  143. 

>*8)  PSBA  1913  p.  240:  ,The  judge  is  forbidden  to  pass  a  second  sentence  of  the 
same  matter,  after  having  caused  the  piain tiff  to  grand  .  .  .  a  deed  of  renuntiation" ; 
RSt  S  96":  Der  Richter  wird  bestraft,  „der  gegen  die  Rechtskraft  einer  Entscheidung 
handelt*. 

1«)  Über  Interpolationen  im  Kö  vgl.  Koschaker,  RSt  S.  2 fg.;  218 fg.;  San 
Nicolö,  AKT  S.  184  fg. 
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esse  der  Beendigung  des  Prozesses  sein  mußte,  wenn  die  Parteien  mit 
dem  ersten  Vorschlage  nicht  einverstanden  waren.  Die  Absicht  der 
Redaktoren  des  KH  scheint  nun  dahin  gegangen  zu  sein,  diesen  Umstand 
besonders  zu  betonen  und  hervorzuheben ,  und  dies  taten  sie  in  etwas 
doktrinärer  Weise  durch  die  Anführung  der  drei  Prozeßphasen  und  durch 
besondere  Unterstreichung  des  Anfangstermins  der  Strafbarkeit  der  Hand- 
lung des  Richters  durch  warkänumma :  „und  hernach".  Durch  diese 
Annahme  fällt  der  sonst  m.  E.  nicht  zu  überbrückende  Widerspruch  in 
der  Bedeutungsverschiedenheit  der  Terminologie  dinam  dänu:  Col.  VI,  7 
und  15  weg ;  dinam  dänu  gebrauchen  die  Redaktoren  in  dem  im  Urkunden- 
formular üblichen  Sinne  (als  Bezeichnung  des  ProzeßeröfFnungsaktes) ;  für 
die  richterliche  Entscheidung ,  für  die  nun  dinu  nicht  mehr  gebraucht 
werden  konnte,  wurde  der  im  Epilog  des  Gesetzes  gern  verwendete  Aus- 
druck purussü  gewählt;  das  Wort  entspricht  dem  Sprachgebrauche  der 
Redaktoren  1*8).  Dadurch  wurde  allerdings  der  Sinn  des  Paragraphen 
stark  getrübt ;  dinsu  von  seinem  Beziehungsworte  getrennt.  Bei  Streichung 
der  m.  E.  von  den  Redaktoren  eingefügten  Zeilen  ist  es  auch  klar,  daß 
§  5  nicht  an  ein  zweites  Verfahren  denkt  und  einfach  für  den  Richter 
dieselbe  Pflicht  aufstellt,  wie  sie  für  die  Parteien  nach  Abschluß  des 
prozessualen  Friedegedinges  gilt ,  den  in  das  Friedegedinge  (den  Streit- 
beendigungsvertrag) aufgenommenen  Streitbeendigungsvorschlag  nicht  mehr 
zu  ändern  ^^^). 

Was  die  Frage  nach  den  Rechtswirkungen  des  Streit- 
beendigungsvorschlages (Urteiles)  für  den  Richter  betriift, 
so  ergibt  sich  aus  §  5  KH,  daß  der  Richter  an  diesen  seinen  Vorschlag 


»*»)  Vgl.  Col.  XXIV  r,  71;  XXV  r,  70;  82;  89;  XXVI  r,  88;  XXIV  r,  86  (91-5-9,  221). 

1«)  Vgl.  oben  Anm.  144;  Str  48,  20  fg.;  VS  VIII  20,  14  fg.;  CT  II  9,  18  fg.  —  Indem 
wir  §  5  KH  eine  einheitliche  Fassung  absprachen  und  zu  beweisen  suchten,  daß  an  ihm 
die  Spuren  der  Redaktorenarbeit  noch  zu  sehen  seien,  war  zugleich  die  Annahme  ge- 
geben, daß  der  Paragraph  auf  einer  Vorlage  vorhammurapischen  Rechts  beruhe.  Ich 
glaube  in  der  Tat,  daß  die  ursprüngliche  Fassung  dieses  Paragraphen  einer  ziemlich 
alten  Rechtsschichte  angehört.  Wir  werden  später  sehen,  daß  die  Parteien  nach  dem 
Rechte  der  Zeit  der  ersten  babylonischen  Dynastie  an  das  von  ihnen  abgeschlossene  und 
beschworene  Friedegedinge  dergestalt  gebunden  waren,  daß  in  einem  zweiten  Prozesse 
de  eadem  re  nicht  nur  der  Richter  kein  anderes  Urteil  fällen  konnte,  sondern  auch  die 
gegen  diesen  Vertrag  verstoßende  Partei  mit  einer  Strafe  (armi)  belegt  wurde  (Rechts- 
kraftswirkung des  Streitbeendigungsvertrages;  vgl.  unten  S.  56  fg.).  Nun  schiebt  aber 
gerade  §  5  KH  die  privatrechtliche  Wirkung  des  unter  Verstoß  gegen  das  abgeschlossene 
Friedegedinge  der  Parteien  erfolgenden  neuerlichen  Streitbeendigungsvorschlages  des 
Richters  in  den  Vordergrund;  der  Richter  ist  zur  Zahlung  des  Zwölffachen  des  rugummü, 
in  dem  wir  etwa  den  Betrag  des  Streitinteresses  sehen  können,  verpflichtet.  Der  folgende 
mit  ü  angeknüpfte  Satz,  der  von  einer  öffentlichen  Bestrafung  des  Richters  —  Ausschluß 
vom  Richteramte  —  spricht  (Z.  23  fg.),  macht  den  Eindruck  eines  späteren  Zusatzes,  der 
den  Tendenzen  Hammurapis  wohl  entspricht.  Das  Ganze  ist  natürliche  unbewiesene 
Vermutung,  die  aber  doch  einen  gewissen  Grad  von  Wahrscheinlichkeit  für  sich  hat. 
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u  lange  nicht  gebunden  ist ,    bis  die  Parteien  auf  der  Basis  dieses  Vor- 
thlages   das   prozessuale  Friedegedinge  abgeschlossen  hatten;   bis  dahin 
war  die  Abänderung  des  „Urteils"  ohne  weiteres  möglich  ""). 

Über  die  Rechtswirkungen  des  richterlichen  Streit- 
lioendigungavorschlages  für  die  Prozeßparteien  erfahren 
wir  aus  §  5  nichts ;  immerhin  kann  geschlossen  werden,  daß  die  Parteien 
an  den  richterlichen  Vorschlag,  den  der  Richter  selbst  noch  ändern  konnte, 
im  so  weniger  gebunden  sein  konnten.  Wir  werden  aber  hierüber  durch 
'  ini";(»  Prozeßurkunden  näher  unterrichtet. 

Vor  allem  gibt  uns  das  subjektiv  stilisierte  Prozeßprotokoll,  die 
Urkunde  CT  XXIX  42 f.;  41  (BB  216),  das  den  Verlauf  dreier  Prozesse 
schildert ,  darüber  willkommenen  Aufschluß.  Es  handelt  sich  dabei  um 
ein  Verfahren  über  den  Nachlaß  des  ermordeten  Ibqatum  (Z.  1 ;  13). 
Z.  2 — 3  sprechen  von  der  Ladung  (fabdtu)  der  Beklagten:  Mlb-ni- 
'^'*Amurrum  [tlj  Plli-ü-*'''^amaJf  märü^^  Ih-ga-tum  (3)  ana  ha-H-tim  la  btt 
ahim  [ni-a-ti]  ^^^)  is-ha-tu-ma:  „Ibni-Amurrum  und  lli-ü-§ama§,  die  Söhne 
des  Ibqatum,  (3)  wegen  der  Habe  des  Vaterhauses  ergriffen  [uns]"  "').  Dem- 
nach treten  die  Söhne  des  Ermordeten  als  Kläger  auf;  die  berichtenden 
Personen  („wir"),  deren  Namen  wir  Z.  12;  15 f.  erfahren  —  ASkudum 
und  Araat  -  Amurrim  —  sind  die  Beklagten.  Es  kommt  zur  Prozeß- 
eröffnung ^**)  und  die  Richter  fällen  das  Urteil ,  durch  das  sie  den  Be- 
klagten einen  Reinigungseid  auferlegen  (Beweisurteil;  o.  S.  38 f.;  Z.  9  —  16). 
Dann  heißt  es  Z.  17:  di-nam  an-ni-a-am  u-ul  il-ku-ma:  „dieses  Urteil 
i  Streitbeendigungsvorschlag)  nahmen  sie  (sc.  die  Kläger;  3  Pers. !)  nicht 
an"  "').    Im  weiteren  Verlaufe   referiert  das  Protokoll  über  ein  zweites 


I 


»«>)  Für  das  fränt lache  Recht  vgl.  Seel  mann,  S.  33;  85 f.;  103;  198.  Hatten  die 
Hi'isitzei-  tiu  falsches  Urteil  gefunden,  so  konnte  der  Vorsitzende  Gerichtshalter  das 
Sil)luß<;ebot  auf  Grund  eines  neu  gefundenen  Urteils  abändern;  die  Schöffen  waren  an 
il;r  Urteil  nicht  gebunden.  Auch  nach  Vollwort  und  Ausgabe  des  Urteils  war  es  des 
Richters  Befugnis  und  Pflicht,  quod  perpere  iudicavit,  versatim  melius  discussione  habeta 
emendare  procuret  (Chlotharii  II.  praef.  c.  6).  Hinweise  darauf:  Brunn  er,  DRG  II  S.  225; 
Schröder,  DRG«  S.  181. 

"1)  So  sicher  mit  Landsberger,  ZDMG  69,  S.  525  zu  ergänzen.  Zur  Urkunde 
und  ihrer  Interpretation  vgl.  Dhorme,  RA  VIII  p.  103  sq;  Cuq,  ibid.,  p.  173  sqq.; 
Lindl,  S.  462,  No.  1590;  Walther,  S.  228 fg. 

^'•-)  Z.  8:  i-na  pa-ni-tim  di-nam  i-di-nu-ni-a-ti-ma:  (6  Richter,  darunter  ein  »Richter 
von  Babylon")  , gewährten  uns  zuerst  das  Verfahren". 

*")  So  gegen  Cuq,  RA  VIII  p.  177,  der  annimmt,  die  Beklagten  lehnen  den 
Eid  ab  und  seien  dazu  berechtigt,  da  die  Kläger  keine  Beweise  zu  erbringen  ver- 
mochten. —  Nur  im  Wortlaut  des  Eides  stehen  die  Beklagten  in  der  dritten  Person, 
im  Referat  ist  die  Scheidung:  Kläger  =  3.  Pers.;  Beklagter  =  1.  Pers.,  streng  durch- 
geführt. Aus  dem  Wechsel  Z.  8:  di-nam  i-di-nu-ni-a-ti-ma:  „sie  gewährten  uns  Prozeß- 
verfahren" (im  ersten  Prozesse)  und  Z.  22:  u-s'a-^i-zu-su-nu-ti  (erg.  di-nam;  Z.  18):  ,sie 
gewährten  ihnen  Prozeßverfahren" ,  können  keine  juristischen  Folgerungen  gezogen 
werden;   im   ersten  Falle   bezieht   sich   das    .uns"   auf  Kläger  und  Beklagte;   so  auch 
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Verfahren  vor  einem  nahezu  gleichbesetzten  Senate  *^*),  und  wieder  heißt 
es  nach  der  Prozeßgewährung :  (25)  di-nam  sa-tu  u-ul  il-ku-u :  „jenes  ,Urteil' 
nahmen  sie  nicht  an"  ^^^).  Nun  wenden  sich  die  Kläger  an  den  König 
und  es  kommt  zu  einem  dritten  Prozesse  "^).  Der  König  fällt ,  ähnlich 
wie  der  Senat  des  ersten  Verfahrens,  ein  Beweisurteil,  dem  sich  die  Kläger 
fügen  ^^^).  Die  Annahme  C  u  q  s ,  daß  das  in  der  Urkunde  geschilderte 
Verfahren  ein  Strafprozeß  sei ,  ist  zu  verwerfen ;  es  liegt  vielmehr  ein 
zivilgerichtliches  Verfahren  über  den  Nachlaß  des  ermordeten  Ibqatum 
vor.  Desgleichen  tut  C  u  q  der  Urkunde  Grewalt  an,  wenn  er  die  richter- 
liche Entscheidung  des  ersten  Prozesses  (und  auch  des  zweiten)  als  eine 
vorläufige  Entscheidung  —  un  interlocutoire  (p.  178)  —  bezeichnet.  Nichts 
spricht  dafür;  derartige  Entscheidungen  sind  uns  aus  einer  Reihe  von 
Prozeßurkunden  bekannt  und  immer  handelt  es  sich  dort  um  endgültige 
Entscheidungen  ^^^).  Ebensowenig  haben  wir  im  Königsverfahren  ein 
außerordentliches  Verfahren  vor  uns  ^^^).  G-ewiß  hat  das  Verfahren  vor 
dem  Königsgerichte  allgemein  einen  anderen  Charakter;  die  Kläger 
weigern  sich  nicht,  die  Entscheidung,  die  ihnen  um  nichts  günstiger  ist, 
als  die  früheren,  anzunehmen,  aber  dies  hängt  eben,  wie  wir  noch  sehen 
werden ,  mit  der  dem  königlichen  Urteile  innewohnenden  Zwangsgewalt 
zusammen  ^^'').     Wenn   man   die    Urkunde   nicht   mit   der  Absicht   inter- 

Z.  25f.:  der  König  schickte  uns  {it-ru-da-na-ti-im-ma)  zum  Gotte  Ama,  nämlich  ASkudum 
(Bkl.),  Ili-ü-äamas  (Klgr.)  und  Amat-Amurrim  (Bkl.).  Die  Analogie  zu  PBS  7  (vgl.  S.  28,  51) 
bestätigt  unsere  Auffassung. 

^^)  Tl.  18:  i-na  sa-ni-im  di-nim:  ,im  zweiten  Prozesse";  an  die  Stelle  von  zwei 
Richtern  des  ersten  Verfahrens  tritt  ein  neuer  Richter  ein. 

"**)  Sc.  die  Kläger;  wieder  gegen  Cuq,  der  die  Beklagten  das  Urteil  ablehnen  läßt 
mit  der  Begründung:  „Le  defendeur  est  toujours  libre  de  ne  pas  repondre"  (1.  c.  p.  178). 

i^ö)  Z.  25:  i-na  sa-al-si-im  sarram  im-hu-ru-ma :  „im  dritten  (Prozesse)  gingen  sie 
(sc.  die  Kläger)  den  König  an". 

1°')  Der  König  schickt  (Z.  26:  it-ru-da-na-ti-im-ma)  die  Parteien  zu  Gott  Ama, 
„dem  Richter  der  Wahrheit".  Dort  erklärt  der  eine  Kläger  (Ili-ü-äamas) :  {29)  da-i-ik 
a-hi-ia  i-di:  „den  Mörder  meines  Vaters  kenne  ich",  zieht  also  anscheinend  seine  Be- 
schuldigungen gegen  die  Beklagten  wegen  Mittäterschaft  am  Morde  zurück.  Die  Be- 
klagte Amat-Amurrim  sagt  in  der  gleichen  Form  eidlich  aus :  [30)  .  .  .  s'a  a-ka-lu  {31)  ü 
ap-ra-ku  sa  he-li-ia-ma  si-ki-il-tam  {32)  [la  u-z]a-a[k]-ki-lu:  „was  ich  esse  und  trage,  ist 
(Eigentum)  meines  (Ehe- ?)herrn;  Aufwand  (32)  habe  ich  nicht  getrieben  (?)".  Cuq  sieht 
in  dieser  Aussage  ein  Geständnis;  ich  möchte  dies,  trotzdem  die  Aussage  nicht  ganz 
klar  ist,  nicht  glauben.  Dagegen  spricht  schon  der  zweite  Satz  des  Eides.  Es  wird 
sich  vielmehr  um  einen  Reinigungseid  handeln. 

1^8)  Auch  dafür,  daß  in  Z.  18:  i-na  ^a-ni-im  di-nim  als  zweiter  Gerich tstermin 
aufzufassen  sei,  wie  Lindl  übersetzen  will,  fehlt  jeder  Anhalt. 

"^)  So  freilich  Cuq,  p.  179:  „Celui-ci  (le  roi),  constatant  que  les  voies  ordinaires 
de  la  procedure  n'ont  donne  aucun  resultat,  prescrit  le  recours  au  jugement  d'un  dieu." 
Aber  auch  die  Entscheidung  im  ersten  Verfahren  war  ein  Beweisurteil,  lautend  auf 
Reinigungseid ! 

"°J  Cuq,  p.  179:  „Le  proces  va  s'engager  contradictoirement;  chacune  des  parties 
doit   prendre   position.     Les  inculpes  ne  peuvent  se  dispenser  de  faire  une  declaration 
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preüert,  wie  Cuq,  der  meint,  den  Satz  „en  Chaldöe,  corame  chez  les 
peaples  modernes,  lea  jugements  sont  obligatoires"  (p.  177)  durch  sie  be- 
stätigt ,  oder  doch  wenigstens  nicht  widerlegt  zu  finden ,  so  ergibt  sich 
aus  ihr  klar,  daß  die  Parteien  nicht  gehalten  waren,  den  Streit- 
beendigungsvorschlag des  Richters,  der  ihnen  nicht  behagte,  anzunehmen. 

Dasselbe  ersehen  wir  aus  PBS  7  (o.  S.  28),  wo  die  Richter  von 
Nippur  dem  Beklagten  einen  Reinigungseid  auferlegen  (Beweisurteil).  Der 
namentlich  genannte  Kläger  aber  nimmt  das  Urteil  nicht  an :  Z.  22  f. : 
A  di-nam  lu-a-fi  {28)  u-ul  Ifi-kji:  „A  (Kläger)  hat  jenen  Rechtsspruch 
nicht  angenommen."  Also  auch  hier  eine  endgültige  Entscheidung, 
die  aber  abgelehnt  wird. 

Ein  ähnliches  Bild  zeigt  auch  das  subjektiv  stilisierte  Prozeßprotokoll 
CT  VI  8  *^').  Die  beiden  in  dieser  Urkunde  geschilderten  Verfahren  de 
eadem  re  —  die  Urkunde  ist  das  Prozeßprotokoll  über  das  zweite  Ver- 
fahren —  weisen  starke  Züge  von  Selbsthilfe  auf.  Ungnad  und 
Walther  verweisen  die  Urkunde  in  die  Zeit  von  Sumula-ilu  bis  Abil- 
Sin.  Zuerst  wird  (Z.  11  fg.)  von  der  in  Form  der  manus  iniectio  er- 
folgenden Ladung  des  Berichtenden  („ich")  gesprochen,  der  dadurch,  daß 
er  sich  an  ein  Schiedsgericht  wendet,  den  Gang  der  Selbsthilfe  unter- 
bricht (o.  S.  16)  **').  Dessen  Entscheidung  ist  ihm  aber  nicht  günstig. 
Nun  wendet  sich  der  Berichtende  an  das  Z.  1 — 10  genannte  Richterkolleg 
unter  Vorsitz  eines  Sakkanakku.  Dieses  zweite  Verfahren  scheint,  soviel 
erkennbar ,    mit   einem   Vergleiche    zu    schließen  '^').      Muß   freilich    bei 


sinc^re  sur  le  fond  du  d6bat,  sans  s'exposer  ä  la  vengeance  du  dieu  ,jage  da  droit'.' 
Abgesehen  davon,  daß  Cuq  von  der  falschen  Annahme  ausgeht,  daß  die  Beklagten 
das  Urteil  (im  Sinne  Cuqs:  das  Interlocut)  nicht  angenommen  hätten,  liegt  in  der  Zwei- 
seitigkoit  des  vom  Könige  gefällten  Beweisurteiles  kein  wesentlicher  Unterschied  gegen- 
über der  Entscheidung  im  ersten  Prozesse.  Und  warum  sollten  die  Beklagten  gerade 
hier  die  , Rache  des  Gottes*  fürchten,  da  sie  doch  —  wie  Cuq  meint  —  schon  in  dem 
ersten  Verfahren  den  ihnen  durch  das  , Interlocut"  auferlegten  Eid  abgelehnt  hatten! 

»")  BB  92.     Vgl.  Landsberger,  ZDMG  69,  S.  506  fg.;  Walther,  S.  130  f. 

"")  Z.  13  f.:  ü  Li-pi-it-h'tar  {14)  am-}}U-ur-ma:  »auch  den  Lipit-I§tar  (14)  ging 
ich  an*.     Lipit-Istar  ist  wohl  der  Vorsitzende  eines  RichterkoUegs;  vgl.  u.  Anm.  213. 

18»)  Zuerst  wird  der  Kläger  (»ich")  auf  die  Rückkehr  des  s'akkanakku  aus  Babylon 
vertröstet;  nach  dieser  (so  gegen  Walther,  1.  c;  vgl.  das  nochmalige  amhurma  in  Z.  28) 
wird  ihm  das  Verfahren  gewährt,  dessen  Ergebnis  in  Z.  33  fg.  dargestellt  wird:  ,An 
diesem  (jenem)  Tage  (?)  war  es  {u-ma-am-sa-ti-itna),  (34)  daß  er  (sc.  der  Beklagte)  mich 
eine  Siegelurkunde  ausstellen  ließ;  (35)  Feld  und  Getreide  (36)  wird  (braucht)  sie  (die 
Wöi'tYu- Priesterin;  vgl.  Z.  15  f.)  nicht  (zu)  geben  {la  ta-na-di-in ;  so  Landsberger, 
ZDMG  69  S.  508).*  Ich  möchte  hierbei  nicht  wie  Walther  an  das  Bekenntnis  einer 
Niederlage  durch  den  Berichtenden  glauben;  dieser  stellt  vielmehr  einen  duppu  Id  ragd- 
mim  (mit  der  Siegelurkunde  {kunukku)  Z.  34  ist  gewiß  nicht  die  besprochene  Urkunde 
gemeint)  aus.  Auch  der  Beklagte  verzichtet  auf  sein  Zugriffsrecht  (Z.  35  f.)  und  dürfte 
auch  seinerseits  einen  in  dem  subjektiv  gefaßten  Protokoll  nicht  erwähnten  duppu  Id 
ragdmim  ausgestellt  haben,  wenn  ein  solcher  Schluß  nach  Analogie  objektiv  stilisierter 
Prozeßurkunden  erlaubt  ist.    Das  Ganze  bleibt  natürlich  bloße  Vermutung.  —  Im  Gegen- 

4* 
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Fixierung  des  der  Urkunde  zugrunde  liegenden  Tatbestandes  auch  manches 
unklar  bleiben,  so  ergibt  sich  doch  vollkommen  klar,  daß  auch  hier  die 
Entscheidung  (der  Streitbeendigungsvorschlag)  des  ersten  Gerichtes  (Lipit- 
Istar)  abgelehnt  und  ein  anderes  Richterkolleg  zur  Entscheidung  an- 
gerufen wird,  ohne  daß  es  sich  im  zweiten  Prozesse  um  Wiederaufnahme 
eines  durch  Urteil  geschlossenen  Verfahrens  oder  um  Berufung  handelte  ^^*). 
Schließlich  ist  noch  die  Urkunde  VS  IX  40^")  anzuführen.  Diese 
Urkunde  hat  letzthin  von  "Walt her  eine  Auslegung  gefunden,  der  ich 
nicht  zuzustimmen   vermag.     Sie  sei  daher  vollinhaltlich  wiedergegeben : 


5. 


ki-is-?^   sa    70  Sar  libittum   sa 

Tm-lik-Sin 
a-na  I-din-^^'*^amaJ  id-dfij?-mi- 

m  f 
is-tu  jfattim  4*"'» 
na-ab-zu-u-ma 
Pl-d'm-^^^^^amaS  a-na  Be-li-zu-nu 


i-na  hit  ^^"^amaJ  uh-lam-ma 

4  -f  185  Qa  ^e.  Kur 

46  Sar  libittum 

la  da-ia-nu  i-na  bit  '^"Samas 
10.  ((Plm-lik-Sin))  (I-din-^^''S^amas 
i-mi-du 

aJ-sum  ki-i?-ri 

na-ab-zu-üm 

Pl-din-^^^^amaJ  ub-lam 

P  Ab-di-a-ra-ah 
15.  ü  kär  Sippai** 

di-nam  i-mu-ru-u-ma 

ru-gu-ma-ni  Sa  Im-Uk-Sin 

i-mu-du  Pj-din-^^^^amaJ 
4  -I-  136  Qa  ^e.  Kur 
20.  46  Sar  libittum 
Pl-din-^^'*SamaI 
a-na  Im-Uk-Sin  i-na-di-in. 


Die  Gegenleistung  für  70  Sar  Ziegeln. 

die  Imlik-Sin 
dem  Idin-Sama§  gegeben  hatte, 

war  seit  vier  Jahren 

verweigert  worden  (stand  aus). 

(6)  Er  brachte  (daher)  (5)  den  Idin- 
Samas  zu  Belizunu 
i  in  den  Tempel  des  Samas. 
!  4  Kur  135  Qa  Gerste  (und) 
i  46  Sar  Ziegeln  (waren  es), 
1  die  die  Richter  im  Tempel  des  Samas 

dem  (Idin-Samas)  auferlegt  hatten. 

Wegen  der  (12)  verweigerten 

(11)  Gegenleistung 

brachte  er  den  Idin-Samas  herbei. 

Abdi-arah 

und  das  kät-u  von  Sippar 

prüften  den  Streit; 

den  Betrag  der  Klageansprüche  des 

Imlik-Sin 
haben  sie  dem  Idin-Samas  auferlegt. 
4  Kur  135  Qa  Getreide, 
(und)  46  Sar  Ziegeln 
soll  Idin-Samas 
dem  Imlik-Sin  geben. 


satze  zu  VS  VII  158  und  CT  XXIX  42  f.  ist  hier  der  in  erster  Person  Berichtende  Kläger, 
eine  Besonderheit,  die  wohl  mit  der  durch  das  Selbsthilfe  verfahren  {manus  iniectio)  ver- 
bundenen ümkehrung  der  Parteirollen  zusammenhängen  dürfte.  (Anders  Landsberger, 
S.  507). 

»«*)  An  Berufung  denkt  allerdings  Landsberger,  S.  .S08. 

J85)  UAZP  270;  vgl.  Kohlor,  KU  IV  S.  98;  Koschaker,  RSt  S.  96";  Walther, 
S.  119. 
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W  a  1 1  h  e  r  konstruiert  den  Keehtsfall  so,  daß  B^lizunu  Gläubigerin 
(lt'8  linlik-Sin  sei,  dessen  Schuldner  wieder  ldin-Sama§  wäre.  Das  erste 
Verfahren  im  SamaStempol  hätte  zwischen  Beiizunu  und  Imlik-Sin  ge- 
spielt und  die  Tempelrichter  vielleicht  Idin-Sama.-ii  zur  Zahlung  an  BAli- 
/unu  veranlaßt.  Das  zweite  Verfahren  habe  zwischen  Imlik-Sin  und 
Idin-Sama.^  stattgefunden.  Doch  bietet  die  Urkunde  auch  bei  dieser 
Annahme  Übersotzungsschwierigkeiten.  Dazu  kommt  noch,  daß  nach 
Walt  he  rs  Interpretation  die  „Gegenleistung"  (kip^i  sonst  meist  Lohn, 
Miete)  genau  so  groß  (oder  doppelt  so  groß!)  sein  müßte  wie  die  Schuld 
des  Imlik-Sin  an  Beiizunu.  M.  E.  wird  aber  die  Urkunde  ganz  klar, 
wenn  man  in  Z.  10  eine  Vcrschreibung  annimmt,  wie  eine  solche  ja 
inöglich  ist,  und  statt  des  Pim-lik-Sin:  p I-d'm-*^*KSama3  setzt,  in  Beiizunu 
aber  ein  Mitglied  des  Itichterkollegs  oder  vielmehr  eine  Einzelrichterin 
sieht  ^^%  etwa  in  ähnlicher  Stellung,  wie  Sumu-Akäak  in  CT  II  46  und 
II  47  (u.  S.  69 f.).  Der  Sachverhalt  ist  dann  folgender:  Imlik-Sin  führt 
den  Idin-Samas  vor  das  Tempelgericht.  Da  er  aber  mit  dessen  Ent- 
sicheidung  offenbar  nicht  einverstanden  ist ,  wendet  er  sich  in  einem 
/.weiten  Verfahren  an  den  rabidnum  •''')  Abdi-arah  und  das  A-drw  von 
Sippar,  das  eine  gleichlautende  Entscheidung  fällt,  der  sich  der  Kläger 
offenbar  auch  fügt  ^^^). 

Übereinstimmend  zeigen  die  angeführten  Urkunden,  daß  der  alt- 
babylonische Prozeß  mit  der  Urteilsfällung  noch  nicht  beendigt  war. 
Indem  aber  die  Parteien  die  Möglichkeit  hatten,  zu  dem  Streitbeendigungs- 
vorschlage  des  Richters  Stellung  zu  nehmen ,  und  ihn  auch  abzulehnen, 
so  ist  in  diesem  wesentlichen  Punkte  der  an  das  alte  schiedsgerichtliche 
Verfahren  erinnernde  Charakter  des  altbabylonischen  Prozesses  er- 
wiesen ^^^).     Die  Erledigung  des  Rechtsstreites   erfolgte   erst  durch   den 


«8«)  Gegen  Walther,  S.  9«.  —  Eine  Frau  (»^"ItVar-uMimu*««  oder  dingir innina- 
Ama-Mul)  begegnet  uus  als  Urkundenschreiberin  (tupsarratum)  in  den  Urkunden  (vgl. 
dazu  Walther,  S.  37f.);  eine  Frau  als  Richterin  vielleicht  in  AJSL  XXIX  p.  172sq.,  11: 
jtafit  *l"Samas  dahin  ga-gi-im:  .Priesterin  des  §ama§,  Richterin  des  Klo8ter(bezirk)8*, 
wo  es  aber  auf  der  Hülle  heißt:  (9)  daidn  natit  il^Sanws  {10)  s'a  ga-gi-im:  , der  Richter 
der  Prie8terin(nen^  des  §ama§  des  Klosters  .  .  .";  vgl.  auch  AJSL  XXX  p.  60,  Rv.  2: 
U  natit  'i^Samas  daiänum:  ,U,  die  Priesterin  des  Samaä,  Richterin*  oder  ,PriesterJn 
des  äamas-dajanum*.     Vgl.  Walther,  S.  17. 

'«')  Vgl.  Walther,  S.  116. 

1"*)  Aber  auch  nach  Walthers  Übersetzung  bleiben  die  Richter  des  §ama§tempels 
bloße  Schiedsrichter  —  trotz  seines  scharfen  Angriffes  gegen  Kohler  und  Schorr. 
Denn  wenn  sie  Idin-Samal  zur  Zahlung  veranlaßten  und  es  diesem  nach  dem  Urteile 
noch  möglich  ist,  den  rabidnum  und  das  kam  von  Sippar  anzugehen,  so  liegt  eben 
Schiedsgerichtsbarkeit  vor,  wie  dies  auch  offensichtlich  bei  den  anderen  hier  besprochenen 
Urkunden  der  Fall  ist. 

»«»)  So  auch  das  frühfränkische  Recht:  Seelmann,  S.  132;  198:  Gäl,  S.  17 f. 
Die  Partei  kann  sich  dem  Urteilsspruche  widersetzen:  vgl.  das  sed  nee  hoc  his  adquies- 


—     54     — 

Streitverzicht  des  abgewiesenen  oder  des  befriedigten  Klägers  —  selten 
des  abgewiesenen  Beklagten  —  bzw.  durch.  Abschließang  des  prozessualen 
Friedegedinges  (Streitbeendigungsvertrages).  Durch  diesen  Vertrag  ver- 
pflichten sich  die  Parteien  bzw.  der  Kläger,  nicht  wieder  Ansprüche  zu 
erheben,  ihr  Recht  nicht  mehr  geltend  zu  machen  und  den  Vertrag  nicht 
zu  ändern.  Dem  Richter  andererseits  ist  es  durch  das  Gesetz  —  §  5  KIJ  — 
von  nun  an  verboten,  seine  Entscheidung  (den  Streitbeendigungsvorschlag), 
die  die  Grundlage  des  Streitverzichtes ,  des  Friedegedinges  der  Parteien 
bildete ,  zu  ändern.  Dabei  mag  weniger  an  eine  graphische  Änderung 
des  duppu  lä  ragämim  (Fälschung)  gedacht  werden ,  wenn  das  Gericht 
auch  bei  seiner  Ausstellung  mitwirkt  (o.  S.  43) ;  denn  die  Urkunde  wird 
ja  den  Parteien  übergeben ;  s  i  e  stellen  sie  —  wechselseitig  oder  nicht  — 
aus.  Das  Verbot  des  enü  ist  vielmehr,  wie  dies  aus  den  Verzichtsklauseln 
der  Vertragsurkunden  (San  Nicolos  Fassung  C;  o.  Anm.  17)  erhellt, 
dem  lä  täru  (San  Nicolos  Fassung  B),  dem  lä  ragämu  (San  Nicolös 
Fassung  A)  gleichzustellen  ^^°).  Dadurch  ist  dem  Richter  das  Abgehen 
von  seiner  Entscheidung  nach  Abschluß  des  prozessualen  Friede- 
gedinges verboten  ^^^). 

Was  nun  die  Wirkung  des  Friedegedinges  (Streit- 
beendigungsvertrages) für  einen  zukünftigen  Prozeß  anbelangt, 
so  ist  hier  insbesondere  die  Frage  zu  beantworten,  ob  dem  Friedegedinge 
Rechtskraftswirkung  in  dem  Sinne  zukam,  daß  „es  unzulässig  war,  daß 
der  Richter  denselben  Tatbestand  zwischen  denselben  Parteien  bei  einer 
Wiederholung  des  Prozesses  anders  beurteilte  als  im  Vorprozesse"  ^''^), 
oder  nur  die  privatrechtliche  Wirkung  des  Verfalles  einer  Konventional- 


centibus  (»sich  dem  Urteilsspruche  nicht  fügen  und  nicht  gehorchen")  in  Gregor  von 
Tours,  bist.  Franc.  VII,  23. 

"«)  Vgl.  San  Nicolö,  AKT  S.  54. 

"1)  Ebenso  wird  das  Verfahren  der  fränkischen  Zeit  erst  mit  Ausstellung  der 
securitas  geschlossen;  dies  erhellt  schon  aus  der  Terminologie.  Der  Abschluß  des  Friede- 
gedinges wird  mit  causam  pacificare  bezeichnet  (Seelmann,  S.  30);  dieses  erscheint 
zugleich  als  causam  finire  (Seelmann,  S.  33  f.).  Nicht  das  Uiteil,  sondern  die  Aus- 
stellung der  securitas  verhindert  also  ein  causam  repetere.  Seelmann,  S.  177  f.;  103. 
A.  M.  waren  allerdings  Brunner,  DRG  II  S.  522;  Schröder,  DRG«  S.  416;  Zoepfl, 
DRG  §  125a,  XVII  und  die  bei  Seelmann,  §  142^  Angeführten.  Vgl.  auch  Schreiber, 
GGA  1911,  S.  732  fg.;  1913,  S.  504  f.,  der  in  dem  Streitverzichte  den  Rest  der  alten 
Auffassung  des  Prozesses  als  Gegenstand  eines  Vertrages  zwischen  ürteilsprecher  und 
Parteien  sieht.  —  In  den  Elep  haut  ine -Urkunden  wird  das  entscheidende  Gewicht 
nicht  auf  das  richterliche  Urteil,  das  in  den  Verzichtsurkunden  gar  nicht  erwähnt  wird, 
sondern  gerade  auf  die  sephar  mirhaq  gelegt:  vgl.  Sayce-Cowley,  D  =  Pritsch,  No.  6; 
dazu  auch  u.  Anm.  173. 

"2)  In  dieser  Weise  faßt  Schreiber,  GGA  1911  S.  733  den  wesentlichen  Inhalt 
der  Rechtskraft.  Kose  haker,  Berl.  philol.  Wochenschrift  1912  Lp.  17131  spricht  hier 
von  , publizistischer"  Wirkung. 
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strafe,   wobei   es  aber  dem  Richter  trotzdem  möglich  war,   eine  anden- 
lautende Entscheidung  zu  fällen  ^^•). 

Konventionalstrafklauseln,  die  auch  in  den  altbabylonischen  Ver- 
tragsurkunden äußerst  selten  vorkommen,  finden  sich  in  Prozeßurkunden, 
soweit  icli  zu  sehen  vermag,  nur  in  VS  VII  7,  23  fg. ;  G-  17,  Rv.  5  sq.  "*) 
nnd  in  VS  VIII  20,  lOf.  >").  In  der  Regel  erfolgte  die  Sanktion  der 
Streitverzichtsklausel  durch  Eid  bei  den  Stadtgöttem,  dem  Könige  und 
vereinzelt  auch  der  Stadt.  Regelmäßig  müßte  also  doch,  wenn  wir  auch 
(ohne  daß  wir  hierfür  ein  Beispiel  hätten)  annehmen  könnten,  daß  in  den 
drei  genannten  Urkunden  nur  die  Konventionalstrafe  verfiele,  die  Ver- 
hängung einer  Strafe  die  Folge  eines  Verstoßes  gegen  ein  beschworenes 
Friedegedinge  (Streitbeendigungsvertrag)  oder  gegen  einen  gelegentlich 
eines  Vertragsabschlusses  zustande  gekommenen  und  in  die  Urkunde  auf- 
genommenen beschworenen  Anspruchsverzicht  sein.  Der  promissorische  Eid, 
der  insbesondere  in  Südbaby lonien  seine  ursprüngliche  Gestalt  als  reiner 
Königseid  bewahrt  hatte,  stellt  auch  in  der  Form  des  Götter-  und  Königs- 
eides den  beschworenen  Vertrag  unter  den  Schutz  des  Königs.  Vertrags- 
bruch erschiene  demnach  nicht  nur  als  Eidesbruch  gegenüber  den  Schwur- 


"•)  Der  Streitverzicht  des  fränkischen  Rechtes  seitigte  die  Wirkung,  daß  bei 
Wiederaufnahme  des  Streites  die  Antwort  auf  die  neue  Klage  unter  Berufung  auf  ihn 
verweigert  werden  konnte.  Vgl.  lex  Rom.  Raet.  Curiensis  24,  2:  Ambo  duo  .  .  .  si  hoc 
fecerint  (causa  per  stipula  finire)  ipsa  causa  removere  non  possunt;  £zp.  §  9  zu  Otto  I. 
(M6H  Leg.  IV,  p.  569) :  non  tibi  respondere  debeo,  quia  ecce  finem  quam  mihi  fecisti  .  .  . 
Seelmann,  S.  33;  103;  177  f.  —  Die  sephar  mirfiaq  enth&lt  die  typische  Erklärung: 
,und  kein  Prozeß  (soll  =  kann  entstehen)*:  so  Sayce-Cowley,  F  =  Pritsch,  No.  11; 
H  —  Pritsch,  No.  13;  J  =  Pritsch,  No.  14.  (Dieselbe  Formel  aber  auch  in  Vertrags- 
urkunden; vgl.  Sayce-Cowley,  C  =  Pritsch,  No.  7;  G  =  Pritsch,  No.  12;  K  =  Pritsch,  No.  15). 
In  Sayce-Cowley,  B  =  Pritsch,  No.  5  heißt  es:  ,du  sollst  fern  sein  jedem  Prozesse*;  in 
Sayce-Cowley,  F  =  Pritsch,  No.  11  findet  sich  neben  der  erstgenannten  Formel  die  Er- 
klärung: „und  ich  verzichte  auf  jeden  Prozeß".  Außerdem  wird  stets  eine  Konventional- 
strafe versprochen,  über  die  Wirkung  der  Formel  ,kein  Prozeß*  belehrt  uns  Sayce- 
Cowley,  H  =  Pritsch,  No.  13;  hier  heißt  es:  ,wer  klagt,  soll  die  Vertragsstrafe  zahlen 
und  dann  auf  die  Ansprüche  auf  den  Streitgegenstand  verzichten*.  Die  Formel  hat  also 
publizistische  Wirkung.  —  Die  große  Bedeutung  der  sephar  mirhaq  erhellt  aus  Sayce- 
Cowley,  D  =  Pritsch,  No.  6:  Hier  übereignet  der  Empfänger  der  sephar  mirhaq  Sayce- 
Cowley,  B  =  Pritsch,  No.  6  das  Streitobjekt,  ein  Haus,  seiner  Tochter  (zur  Mitgift- 
bestellung) und  beteuert  sein  Eigentum  durch  Hinweis  auf  jene  Verzichtsurkunde.  Dann 
heißt  es:  „Wenn  morgen  oder  an  einem  andern  Tage  (der  Aussteller  der  Verzichts- 
urkunde) oder  sein  Sohn  dich  klagt  wegen  jenes  Hauses,  so  hole  jene  Urkunde  hervor 
und  stehe  auf,  um  mit  ihr  Klage  zu  erheben."  (Wegen  der  Vertragsstrafe:  Pritsch, 
a.  0.  S.  31"). 

"*)  Gerichtliches  Anerkenntnis;  Z.  4  ein  Richter.  In  beiden  Fällen  findet  sich 
die  Strafklausel:  itdr  ibaqar  eqlam  kitna  eqlim  inadin:  „kommt  er  darauf  zurück  und 
macht  er  ein  dingliches  Recht  geltend,  wird  er  ein  Feld  für  das  Feld  geben*. 

"5)  i-ta-ar  i-ba-ga-ar  (11)  ^j^  ma  na  kaspim  I.  Lal.  E:  „kommt  er  darauf  zurück 
und  macht  er  ein  dingliches  Recht  geltend,  so  wird  er  ^/o  Mine  Silber  zahlen". 
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göttern,  sondern  ließe  unmittelbar  die  Strafgewalt  des  Königs  eintreten  ^''^). 
Wiederholt  werden  in  den  Prozeßurkunden  aimu  und  leHu  als  Strafen 
erwähnt.  Mit  der  ursprünglichen  Bedeutung  von  Sünde,  Missetat,  aber 
auch  Sündenschuld  und  der  daraus  entspringenden  Sündenstrafe  sind  sie 
als  „Strafe"  natürlich  allgemeine  Begriffe  (Walt her,  S.  234);  es  ist 
aber  zu  untersuchen ,  ob  ihnen  nicht  in  den  Urkunden  die  Bedeutung 
einer  besonderen  Strafe  bzw.  der  Strafe  für  ein  besonderes  Delikt  zu- 
kommt.    Und  ich  glaube,  daß  ein  solcher  Beweis  möglich  ist  "^). 

Die  Urkunde  CT  VI  47  b  (UAZP  266)  berichtet  von  einem  Streite 
über  eine  Sklavin.  A ,  die  vor  zwanzig  Jahren  von  ihrem  Gratten  ver- 
stoßen wurde ,  der  bei  dieser  Gelegenheit  einen  allgemeinen  Anspruchs- 
verzicht abgab  ^^^),  hatte  die  Sklavin  ihrer  Adoptivtochter  geschenkt.  Nach 
dem  Tode  der  A  klagt  der  Gatte  die  Adoptivtochter  wegen  der  Sklavin. 
Nach  der  Prozeßgewährung  heißt  es  Z.  21:  ar-nam  i-mi-du-su:  „eine 
Strafe  legten  sie  ihm  (dem  Gatten)  auf.  Dieser  erklärt  nun  neuerlich 
seinen  Streitverzicht.  Ahnlich  liegen  die  Dinge  in  der  Urkunde  CT  II  45 
(UAZP  278;  Walt  her,  S.  205):  A,  der  Verkäufer  eines  Grundstücks, 
vindiziert  es  von  der  Käuferin  B  wegen  des  von  dieser  in  Besitz  ge- 
nommenen Überschusses.  Bei  der  religiös  verbrämten  Nachmessung  des- 
selben stellt  sich  heraus ,  daß  es  nicht  nur  nicht  zu  groß ,  sondern  im 
Gegenteile  zu  klein  ist.  B  bekommt  daher  außerdem  noch  ein  Grund- 
stück. Dann  heißt  es  Z.  16  fg. :  as-sum  i-tu-ru-ma  A  {17)  a-na  B  ir-gu- 
mu  {18)  ar-nam  i-mi-du-m :  „Weil  A  auf  die  Sache  zurückkam  und  (17) 
gegen  B  klagte,  (18)  haben  sie  (sc.  die  Richter)  ihm  eine  Strafe  auf- 
erlegt." In  beiden  Fällen  handelt  es  sich  um  den  Bruch  eines  be- 
schworenen Vertrages ;  im  ersten  Falle  offenbar  um  einen  Verstoß  gegen 
ein  prozessuales  Friedegedinge  (vgl.  R  59 ;  UAZP  232),  im  zweiten  Falle 
um  den  Verstoß  gegen  den  mit  dem  Kauf  vertrage  verbundenen  Klage- 
verzicht. In  CT  VI  47  b  wird  die  Tatsache,  daß  bereits  einmal  ein  Friede- 
gedinge abgeschlossen  worden  war ,  als  das  wesentlichste  Moment  des 
Tatbestandes  allein  hervorgehoben;  in  CT  II  45  wird  auf  den  (mit  der 
Verzichtsklausel  versehenen)  Kaufvertrag  direkt  hingewiesen.  Hierher  ist 
auch  die  Urkunde  LC  157  (UAZP  280)  zu  zählen,  wo  die  Verkäuferin 
das  von  ihr  verkaufte  Haus  mit  der  Begründung  vindiziert,  daß  ihr  der 
Kaufpreis  noch  nicht  gezahlt  worden  sei.  Die  Richter  prüfen  {amäru) 
den  Tatbestand  und  {49)  as-Sum  ^^^^^kunukki^^-sa  u-ha-aq-qi-ru  {60)  ar-nam 
i-mi-du-fi:  „weil  sie  ihr  Siegel  abgestritten  hatte,  (50)  legten  sie  ihr 
Strafe   auf".     Auch  hier  wird  also  die  Verhängung  der  Strafe  mit  dem 

"«)  Vgl.  Pedersen,  Der  Eid  bei  den  Semiten,  Der  Islam,  3.  Beiheft,  S.  155  f.;  158. 

1")  Vgl.  auch  Schorr,  UAZP  S.  350;  Koschaker.  KVGR  1914  S.  349  f.;  RSt 
S.  208 f.;  letzthin  San  Nicolö,  AKT  S.  188;  124. 

"8)  Z.  10  f.:  duppi  la  ra-ga(\)-(mi-im)  (Walther,  S.  247)  {11)  a-na  mi-im-ma  sa 
A  (i-zi-bu) :  „eine  Streitverzichtsurkunde  (11)  betreffs  jedweder  Habe  der  A  fertigte  er  aus". 


—     67     — 

\ .  rstoß  gegen  den  (mit  Klageverzicht  ausgestatteten)  Kaufvertrag  be- 
-riindet.  Auch  in  der  Urkunde  VS  VIII  102  (UAZP  264;  Klage  wegen 
einer  Sklavin  und  ihrer  Kinder)  wird  zwar  die  Vorgeschichte  des  Pro- 
zesses nicht  erwähnt,  wohl  aber  betont,  daß  die  Klageerhebung  der  Grund 
der  Bestrafung  des  Klägers  war :  Z.  7  f. :  /rti-iwm  irj-gu-mu  ar-fnajm 
i-mi-[du-hi]  (8)  [mu-ut-ta-az-zju  u-ga-U-hu :  „Weil  er  geklagt  hatte,  haben 
sie  ihm  Strafe  auferlegt ;  (8)  sein  Stirnhaar  haben  sie  abgeschnitten"  ^"). 
Die  angeführten  Urkunden  legen  die  Vermutung  nahe,  daß  in  anderen 
l^rozeßurkunden,  in  denen  dem  Kläger  eine  Strafe  auferlegt  wird,  ohne 
daß  hierfür  ein  näherer  Grund  angegeben  würde,  ein  Verstoß  des  Klägers 
gegen  einen  beschworenen  Anspruchs-  oder  Streitverzicht  die  Veranlassung 
dazu  ist.  Ich  hebe  hier  insbesondere  die  Urkunde  CT  VI  42  a  (UAZP  274) 
hervor ,  da  wir  in  der  glücklichen  Lage  sind ,  auch  die  dort  bezogene 
Vertragsurkunde  und  das  Friedegedinge  des  ersten  Prozesses  zu  besitzen  ^^^). 
Der  Kaufvertrag  ist  in  der  Urkunde  CT  IV  50a  (UAZP  93)  geboten»"); 
der  erste  Prozeß  wird,  wie  Schwcnzner  wohl  mit  Recht  annimmt, 
von  der  Urkunde  AJSL  XXIX,  p.  185  behandelt.  Hier  klagt  (ragämu : 
Z.  9)  die  Tochter  des  (I5)aliqum  wegen  des  von  ihrem  Vater  verkauften 
Dattelhains  gegen  die  Käuferin  T  und  deren  Vater  —  allerdings  wird  in 
CT  IV  50  a  nicht  er,  sondern  seine  Ehefrau  als  Käufer  genannt  —  wird 
aber  vom  Samastempelgericht  abgewiesen  (Z.  10  fg.)  und  stellt  einen 
Streitverzicht  aus,  den  sie  beschwört  (Z.  13  fg.)-  Die  Klägerin,  die  dem 
Kaufvertrage  ihres  Vaters  nicht  beigetreten  war,  verstößt  mit  ihrer 
Klage  daher  auch  nicht  gegen  den  beschworenen  Kaufvertrag ;  dabei  ist 
der  Ausgang  des  Prozesses  für  sie  immerhin  nicht  allzu  schlimm,  Haliqum, 
der  schon  einmal  gelegentlich  des  Abschlusses  des  Kaufvertrags  eine  be- 
schworene Abstandserklärung  abgegeben  hatte,  wird  dem  Streit  verzichte 
beigezogen  und  gibt  auf  diese  Weise  nochmals  eine  beschworene  Verzichts- 
erklärung ab.  Unsere  Urkunde  CT  VI  42  a  ist  nun  das  Protokoll  des 
zweiten  Prozesses  über  denselben  Dattelhain.  Als  Kläger  treten  Haliqum, 
eine  dritte  Person  (wohl  ein  Verwandter)  und  dessen  Kinder  auf.  Wieder 
werden  die  Kläger  nach  Eröffnung  des  Verfahrens  abgewiesen,  ihnen  nun 
aber  eine  Strafe  auferlegt  (Z.  14).  Haliqums  Bestrafung  erklärt  sich  unter 
Berücksichtigung  der  analogen  Urkunden  —  CT  II  45 ;  VI  47  b  ;  LC  157  : 


"•)  Nicht  ganz  klar  ist  die  Wendung  in  VS  XIII,  7,  8 fg.:  as'-sum  eqlatn  ib-ku-ru 
{9)  ki-}na  ar-nim  e-mi-di-[im]  {10)  duppi  la  ha-ga-ri-[i]m  [11)  i-zi-i[b]:  , anstatt,  daß  ihm, 
weil  er  das  Feld  vindiziert  hat,  eine  Strafe  auferlegt  wurde,  hat  er  eine  Streitverzichts- 
urkunde ausgestellt".  (So  Landsberger  nach  mündlicher  Mitteilung;  anders  Walther, 
S.  235  ^)  Doch  wird  auch  hier  der  Kausalzusammenhang  zwischen  Klage  und  (nicht 
vollzogener)  Verhängung  der  Strafe  hervorgehoben. 

»«o)  Zum  Folgenden  vgl.  Schwenzner,  OLZ  1920  Sp.  16 fg.;  San  Nicolö, 
AKT  S.  122  «0. 

'«»)  Ein  gewisser  Haliqum  verkauft  Gartenland  an  T  und  ihre  Mutter  R. 
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VS  VIII  102 ;  XIII  7  —  damit,  daß  er  sich  durch  Erhebung  der  Klage 
eines  Braches  des  eidlichen  Anspruchs-  und  Streitverzichtes  schuldig 
machte ;  nicht  aus  der  Urkunde  ersichtlich  ist  der  Grrund  der  Bestrafung 
der  andern  Kläger.  Vielleicht  ist  dieser  darin  zu  sehen,  daß  die  Kläger 
Streitgenossen  des  Vertragsbrüchigen  Haliqum  sind  und  so  auch  als  dessen 
Mitschuldige  behandelt  werden  ^^^). 

Die  besprochenen  Urkunden  leiten  uns  zu  jenen  Prozeßurkunden  über, 
die  des  Umstandes  ausdrücklich  Erwähnung  tun ,  daß  bereits  früher 
bezüglich  des  Streitgegenstandes  eine  (eidliche)  Abstandserklärung  ab- 
gegeben worden  war.  Hier  sind  die  Prozesse  der  beiden  Urkunden  K,  6 
(UAZP  301)  und  P  10  (UAZP  292)  zu  erwähnen.  Beide  Prozesse  werden 
durch  Vergleich  beendigt  und  der  Schwur  —  und  mit  ihm  auch  die  Ab- 
standserklärung —  erneuert.  Eine  Bestrafung  der  Kläger  erfolgt  offen- 
bar wegen  der  vergleichsweisen  Beendigung  des  Rechtsstreites  nicht  ^^^). 
Das  prozessuale  Friedegedinge  (der  Streitbeendigungsvertrag)  mußte  als 
privater  Vertrag  einer  Abänderung  zugänglich  sein.  Die  Quellen  geben 
uns  zwar  kein  direktes  Beispiel  dafür,  aber  die  beiden  in  Rede  stehenden 
Urkunden  weisen  doch  darauf  hin,  daß  diese  Vermutung  keine  abwegige 
ist.  (xewisse  Schwierigkeiten  bietet  die  Urkunde  CT  II  46  (UAZP  283 ; 
Walther,  S.  210^).  Die  Kinder,  die  (rattin  und  der  Bruder  des  A 
klagen  hier  gegen  B :  (7)  .  .  .  a-na  mi-im-ma  (8)  sa  A  i-zi-bu  (9)  ü  e-li-su 
ir-su-u :  „wegen  alles  dessen,  (8)  was  A  hinterlassen  (9)  und  von  ihm  (B) 
zu  fordern  hatte"  ,  werden  aber  auf  Grund  des  Reinigungseides  des  B 
abgewiesen.  Aus  dem  nun  folgenden  Streitverzichte  ersehen  wir ,  daß 
der  von  den  Klägern  geltend  gemachte  Anspruch  schon  einmal  Gegen- 
stand  eines    Rechtsstreites    gewesen   sein   mußte.      Es   heißt   nämlich   in 


182^  Vgl.  auch  CT  VIII  24b;  45b,  in  welchen  Urkunden  über  den  Grund  der  Be- 
strafung nichts  gesagt  wird.  Wohl  aber  ist  es  denkbar,  daß  in  CT  VIII  45  b  der 
Kläger,  der  Sohn  eines  der  Verkäufer,  dem  Kaufvertrage  beigetreten  ist  und  auch  für 
seine  Person  einen  beschworenen  Anspruchsverzicht  abgegeben  hat,  wie  wir  dies  ins- 
besondere in  Nippur  finden;  vgl.  San  Nicolo,  AKT  S.  55.  Vgl.  aber  auch  für  Babylon 
LC  157,  18  fg.  (UAZP  280). 

1*3)  In  R  6  handelt  es  sich  um  Vertragsanfechtung  {i-tu-ru  ir-gu-mu-ma:  Z.  9). 
Der  Vergleich  wird  Z.  13  fg.  wiedergegeben:  es-si-ta-am  {14)  ni-is  i^^Samas  (15)  ü  Bu- 
nu-iah-tu-rm-i-la  {16)  In.  Pd.  De.  Es  {17)  a-na  wa-ar-ki-it  nmi»^i  {18)  la-a  i-ra-ga-mu: 
„Von  neuem  haben  sie  (14)  bei  Samas  (15)  und  Bunutahtun-ila  (16)  geschworen:  (17)  ,In 
Zukunft  (18)  werden  sie  nicht  klagen.'"  In  P  10  dringen  die  Kläger  auf  Erfüllung  eines 
Vertrages,  den  der  Vater  der  Beklagten  mit  ihrem  Vater  abgeschlossen  hatte.  Nach 
dem  Streitbeendigungsvorschlage  kommt  es  zu  einem  Vergleiche  und  neuerlicher 
Einigung;  Z.  20 fg.:  Gihil.  Bi.  Es.  A.  An  {21)  Lü.  Lü-Ü  Ba.  E.  Ne.  Gin  {22)  Se.  Ga.  Ne.  Ne. 
Ta  .  .  .  .  {33)  .  .  In.  Ne.  En.  Sum.  Us:  „von  Neuem  haben  sie  sich  geeinigt;  in  ihrer  Bereit- 
willigkeit (einverständlich)  .  .  .  haben  sie  ihnen  gegeben".  Hier  ist  für  das  Unterbleiben 
der  Bestrafung  der  Kläger  neben  der  vergleichsweisen  Beendigung  des  Prozesses  der 
Umstand  maßgebend,  daß  die  Kläger  mit  ihrer  Forderung  wenigstens  teilweise  durch- 
dringen; daß  dem  siegreichen  Kläger  keine  Strafe  auferlegt  werden  kann,  ist  wohl  klar. 
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Z.  21  tg. :  dub'bi  la  ra-ga-mi-im  (22)  u'-nu-u-ma  a-na  B  (23)  i-zi-bu  u-ul 
i-ta-ni-ma  {24)  a-na  B  u-ul  i-ra-ga-mu  (folgt  Schwur):  „Eine  Urkunde, 
nicht  zu  klagen,  (22)  erneuerten  sie  und  dem  B  (23)  stellten  sie  (sie)  aus. 
Indem  sie  nicht  darauf  zurückkommen ,  (24)  werden  sie  gegen  B  nicht 
klagen."  Der  duppu  lä  ragämhn,  auf  den  hier  angespielt  wird,  scheint 
ausgestellt  worden  zu  sein  gelegentlich  einer  früheren  Auseinandersetzung 
der  Parteien ,  deren  Protokoll  wir  in  CT  II  22  ^**)  besitzen.  In  dieser 
Urkunde  legt  B ,  der  Beklagte  der  Urkunde  CT  II  46 ,  im  Tempel  des 
Sama§  Rechnung  über  ^/^  Mine  Silber  ***),  die  er  von  A  zu  Gesellschafts- 
geschäften {ana  tappütim)  erhalten  hatte.  Dessen  Söhne,  Töchter  und 
Gattin  quittieren  den  festgestellten  Betrag  "*)  und  erklären  ihren  Streit- 
verzicht. 

Es  liegt  hier  anscheinend  ein  außerstreitiges  Verfahren  vor  den 
Tempelrichtern  vor,  wie  sich  ein  solches  nicht  nur  bei  Auflösung  von 
Sozietäten,  sondern  auch  bei  Erbteilungen,  also  überall  dort  findet,  wo 
eine  Partei  oder  beide  Parteien  eine  eidliche  Deklaration  über  das  vor- 
handene Vermögen  abgeben  {ha'aru  II)  oder  einen  Reinigungseid  schwören 
{eMhu :  „sich  reinigen")  **^).  Ein  solcher  kann  natürlich  nur  im  Tempel 
(vor  dem  Wahrzeichen  der  Götter)  abgelegt  werden  und  so  ist  hier  auch 

•«*)  UAZP  282;  Walther.  S.  210»;  ZDMG  69  S.  424. 

>")  Z.  12:  ni-ka-zi-su  maffor  <t«Samas  i-pu-us'-tnai  ,er  (B)  machte  vor  §amai 
seine  Rechnung". 

"«)  Z.  13:  u-bi-ru-ma:  ,(*/a  Minen  7  Seqel  Silber)  stellten  sie  (eidlich;  der  Schwörende 

und  das  SamaSteaipelkoUeg)  fest*. 

>")  So  bei  den  Erbteilungen  VS  IX  130  (ÜAZP  187)  / 131  (=  M  105;  Hülle):  Teilung 
auf  Grund  eidlicher  Feststellung  {ha'aru)  mit  dem  Wahrzeichen  des  Samaä  und  der  Säge 
des  Warnas;  M  107  (UAZP  195):  Erbteilung  vor  einem  mindestens  viergliedrigen  Richter- 
kolleg (Walther,  S.  31)  zwischen  drei  Brüdern;  der  eine  Bruder  leistet  einen  Rei- 
nigungseid {ana  nU  ilim  ebebü),  die  beiden  Andern  erklären  ihren  Streit  verzieht; 
CT  VIII  3  a  (UAZP  194):  Reinigungseid  des  die  Teilung  vornehmenden  ältesten  Bnid]er8 
{a-^ju-su-nu  ra-bu]-u:  Z.  25)  ,beim  Wahrzeichen  des  Ellil  im  Heiligtume  ihres  Gottes 
(■/.  23  f.)  und  Streitverzicht  der  beiden  anderen  Beteiligten.  Bei  Auflösung  von  Gesell- 
sohaftsverti-agen:  CT  II  22;  M  78  (UAZP  171):  Nach  Gewährung  des  Verfahrens  {dinam 
si'ihuzu:  Z.  7)  und  der  Abrechnung  leisten  beide  Gesellschafter  Reinigungseide  (Z.  16  fg.) 
und  erklären  wechselseitig  ihren  Streitverzicht.  Es  handelt  sich  hier  m.  E.  trotz  der 
Terminologie  {daidne  kaJddu:  Z.  5;  dinam  stihuzu)  nicht  um  ein  streitiges,  sondern  um 
ein  außerstreitiges  Verfahren.  Den  Parteien  mag  vielleicht  ein  streitiges  Verfahren  vor- 
{^eschwebt  haben;  allein  nicht  die  angegangenen  Richter,  sondern  die  im  Samaätempel 
gewähren  das  Verfahren;  vgl.  die  Hülle  (Str.  44,  6),  wo  es  statt  ana  bU  i^^Samas  irubuma 
heißt:  ü-ru-du-su-nu-tivia:  ,in  den  Tempel  des  Öamas  verwiesen  sie  (die  angegangenen 
Richter)  sie  (die  Parteien)".  R  15  (UAZP  170;  vgl.  Z.  3  f.);  CT  II  28  (UAZP  172;  vgl. 
Z.  4  f.);  VS  VIII  8  (=  M  79;  UAZP  169;  vgl.  Z.  7  f.).  In  den  drei  letztgenannten  Ur- 
kunden, in  denen  die  Gerichtsstätte  genannt  ist,  wird  ein  Reinigungseid  einer  Partei 
oder  beider  Parteien  anzunehmen  sein,  wenn  ein  solcher  in  den  Urkunden  auch  nicht 
ausdrücklich  erwähnt  wird.  Vgl.  aber  VS  VIII  8,  15  f.:  is-tu  bi-e  {16)  a-na  kurdsim 
u-za-ku:  ,vom  Stroh  bis  zum  Golde  haben  sie  (alles)  rein  gemacht"  (klar  gestellt: 
zakv,  IIi;  Eid!). 
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ein  Eingreifen  der  Tempelgerichtsbarkeit  gegeben,  in  anderen  zahl- 
reichen Fällen  von  Erhteilungen  und  auch  Auseinandersetzungen  von 
Gesellschaftern  ündet  sich  ein  derartiger  ßeinigungseid  nicht;  es  erfolgt 
die  Auseinandersetzung  hier  auch  außergerichtlich  ^^**i.  Wir  werden  wohl 
nicht  fehlgehen,  wenn  wir  glauben,  daß  ein  solches  außerstreitiges  Ver- 
fahren nur  dann  praktisch  wurde,  wenn  die  Mitberechtigten  mit  der  ein- 
fachen Rechnungslegung  nicht  zufrieden  waren. 

Kehren  wir  nun  aber  zu  unseren  beiden  Urkunden  CT  II  22  und 
CT  II  46  zurück.  Die  Erben  des  A  hatten  ,  wie  dargelegt ,  dem  B  in 
CT  II  22  einen  Streitverzicht  ausgefertigt;  trotzdem  strengen  sie  in 
CT  II  46  einen  Prozeß  an,  werden  abgewiesen  und  zur  Ausfertigung 
eines  neuen  Streit  Verzichtes,  nicht  aber  zu  einer  Strafe  verurteilt.  Dies 
scheint  gegen  unsere  Annahme  zu  sprechen.  Allein  genauere  Einsicht 
zeigt,  daß  das  Klagebegehren  in  CT  II  46  weiter  gefaßt  ist  als  auf  den 
Betrag ,  der  in  CT  II  22  Gegenstand  der  Auseinandersetzung  ist.  In 
CT  II  46  ist  Streitgegenstand  „alles,  was  A  hinterlassen  und  von  B  zu 
fordern  hatte",  während  in  CT  II  22  Gegenstand  der  Auseinandersetzung 
^/g  Mine  Gesellschaftskapital  und  je  ^3  Mine  Geschäftsgewinn  sind.  Daß 
der  erste  duppu  lä  ragämim  die  Klage  der  Erben  des  A  nicht  deckte, 
geht  auch  daraus  hervor,  daß  der  Richter  den  Prozeß  eröffnet  und  meri- 
torisch  entscheidet  in  Form  eines  Beweisurteils,  das  dem  Beklagten  den 
Reinigungseid  zuschiebt.  Für  unsere  Untersuchung  ergibt  sich  daher, 
daß  es  sich  in  CT  II  46 ,  trotzdem  hier  ein  abermaliger  Streit  verzieht 
ausgefertigt  wird,  nicht  um  einen  zweiten  Prozeß  de  eadem  re  handelt, 
vielmehr  Erweiterung  des  Klagebegehrens  vorliegt  und  das  Verfahren 
meritorischen  Charakter  trägt  ^^^).    Ahnlich  liegen  die  Dinge  in  den  beiden 

188)  In  dem  Hammurapi-Fragment  bei  Poebel,  Hist.  and  gramm.  Tests  No.  93 
(vgl.  auch  OLZ  1915  Sp.  162  fg.;  Scheil,  RA  XIII  p.  49  sq.)  heißt  es  unter  J  2:  „wenn 
jemand  einem  Andern  Geld  zwecks  gemeinschaftlicher  Geschäfte  {ana  tappütim)  gegeben 
hat,  so  sollen  sie  Gewinn  und  Verlusti  der  sich  ergeben  hat,  ma-Jiar  ilim  mi-it-/ja-ri-is 
iz-zu-uz-zu:  „vor  Gott  zu  gleichen  Teilen  teilen".  Also  das  bekannte  außerstreitige  Ver- 
fahren. —  Über  den  Vorgang  bei  außergerichtlichen  Teilungen  belehren  uns 
Str.  47,  15  fg.  und  Str.  25/6,  46  fg.:  zuerst  erfolgt  die  Feststellung  der  Anteile,  dann 
einverständliche  Teilung  {Ina  mügurtisumi  izuzu).  Andere  Beispiele  außergerichtlicher 
Auseinandersetzungen  sind  M  103;  104;  106;  CT  11  4;  VI  42b;  VS  IX  144'.=;;  LC  89; 
98/9;  P  23;  32  u.  a.  Wenn  daher  Walther,  S.  190,  sagt,  die  Erbteilungen  gehörten 
zu  den  Rechtshandlungen,  „die  regelmäßig  und  von  vornherein  im  Tempel  vorgenommen 
wurden",  so  kann  dem  nicht  zugestimmt  werden;  nur  dann,  wenn  die  Ablegung  eines 
Reinigungseides  oder  einer  eidlichen  Deklaration  mangels  Einigung  notwendig  wui'de, 
wird  es  zu  einem  außerstreitigen,  dem  streitigen  Verfahren  nachgebildeten  (vgl.  das 
dinam  sühuzu  in  M  78),  Verfahren  gekommen  sein.  Vgl.  auch  Koschaker,  RSt  S.  220 
(zu  p.  16  n.  20). 

18')  Unter  der  Voraussetzung,  daß  das  dlnam  stiJjuzu  nicht  technisch  gebraucht  ist 
(u.  S.  70)  spräche  auch  das  Zurückziehen  der  Klage  vor  der  Prozeßeröffnung  durch  das 
Richterkolleg  (nach  Analogie  von  CT  II  47)  für  das  Unterbleiben  der  Bestrafung  der 
Kläger.     Vgl.  u.  S.  64  f. 


—  öl   - 

Urkundeu  M  78  (ÜAZP  171)  und  M  39  (UAZP  284  A).  Wieder  haben 
zwei  Personen,  A  und  B,  einen  Geflellschaftsvertrag  geschlossen  und  er- 
folgt die  Auseinanderaetzung  in  einem  außerstreitigen  Verfahren  vor  dem 
Gerichte  des  ^amaätempels :  M  78.  In  M  39  kommt  es  zwischen  den 
Parteien  zu  einem  neuerlichen  Verfahren.  A  und  sein  Bruder  hatten  ein 
Haus  gekauft  und  B  fordert  einen  Anteil,  indem  er  geltend  macht,  daß 
das  Haus  mit  dem  GeselUchaftsvermögen  gekauft  worden  sei.  A  leistet 
jedoch  einen  Reinigungseid  dahin,  daß  er  das  Haus  mit  dem  Gelde  seiner 
Mutter  gekauft  habe,  ß  (und  seine  Brüder)  werden  abgewiesen  und  auf 
Abgabe  eines  Streitverzichts  erkannt.  Es  handelt  sich  also  auch  hier 
nicht  um  ein  zweites  Verfahren  de  eadem  re  und  wird  daher  keine  Strafe 
verhängt  '^°). 

Nicht  ganz  klar  ist  P  30  ^^'),  ein  Protokoll  über  eine  eidliche  Aus- 
sage dreier  Personen  vor  Zeugen ,  die  an  der  Spitze  der  Urkunde  ver- 
zeichnet sind.  Die  für  uns  in  Betracht  kommenden  Zeilen  lauten:  (19) 
ni-il  Sar-n-im  a-na  daiäne'^^  {20)  ni-il-la-ku-u-via  {21)  a-na  wa{f)-ri  ia- 
nu-u-tim  ni-te-ib-bu-ma  {22)  Se-ir-tam  lu-u  i-im-mi-du-ni-a-ti  {23)  ü  {DUB. 
DUB=)  duppdt  mi-im-ma  {24)  i-na  ga-ti-ni  i-ba-aS-Sn-u-ma  {25)  ni-il  lar- 
ri-im  mi-it-^a-ri-iJf  {26)  it-tnu-u.  Die  Übersetzung  bietet  große  Schwierig- 
keiten. Der  Sinn  der  eidlichen  Aussage  ist  nach  Walthers  eingehender 
Darlegung  wohl  der,  daß  die  Schwörenden  sich  verpflichten,  nicht  wieder 
zu  klagen ,  „weil  jeder  dem  andern  eine  Verzichtserklärung  ausgestellt 
hat".  Es  könnte  unter  Vorbehalt  übersetzt  werden:  „'Beim  Könige! 
(Wenn)  wir  zu  den  Richtern  gehen  und  uns  zu  einem  andern  (=  aber- 
maligen) Losgehen  (einem  weiteren  Streite?  ic'r:  „sich  aufmachen,  los- 
gehen") erheben,  soll  man  uns  fürwahr  Strafe  auferlegen  (das  schwören 
wir :  Schwurmodus !).  Auch  sind  Urkunden  über  alles  (oder :  irgend 
etwas?)  in  unserer  Hand.'  Beim  Könige  haben  sie  dieses  geschworen"  ^^*). 
Richtigkeit  der  Übersetzung   vorausgesetzt,   würde  auch  diese  Urkunde 


190)  Fraglich  ist  übrigens,  ob  die  beiden  Verfahren  zeitlich  zusammenhängen  oder 
nicht;  vgl.  Walther,  S.  199.  —  Ein  zweites  Verfahren  de  eadem  re  ist  uns  überliefert 
in  M  43  (UAZP  259),  doch  ist  hier  der  Kläger  im  zweiten  Prozesse  eine  andere  Person 
als  der  Kläger  des  ersten  Verfahrens.  Auch  die  Urkunde  RA  IX  p.  21  sq.  (UAZP  317), 
wo  der  Sohn  des  einen  Kontrahenten  gegen  die  Nichte  des  Gegenkontrahenten  nach 
52  Jahren  klagt,  kann  für  unsere  Untersuchung  nicht  verwertet  werden;  jedenfalls  war 
er  durch  die  Abstandserklärung  des  Vaters  nicht  gebunden  und  wird  daher  auch 
nicht  bestraft. 

«1)  UAZP  313;  Walther,  S.  104;  Koschaker,  KNGR  1914,  S.  440. 

19*)  Anders  Kohler,  der  die  Urkunde  nach  Ungnads  Übersetzung  (KU  IV  1068) 
als  Prorogationsvertrag  auffaßt  <a.  a.  O.  S.  98).  Schorr  übersetzt  im  Sinne  von 
Walther,  aber  Z.  21  f.:  , wegen  des  Tausches  (?;  pi-hu)  wollen  wir  zum  Zweitenmale 
prozessieren  {7ii-di(\)-ib-bu-ba  (l))-,  eine  Strafe  mögen  sie  uns  auferlegen".  Das  Adverb  h't 
als  Wunschpartikel  forderte  aber  das  Praeteritum.     Vgl.  auch  Cuq,  RA  VIII  p.  178. 
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den  Zusammenhang    zwischen  Strafe    und  Verstoß    gegen  eine  Abstands- 
erklärung oder  einen  Streitverzicht  aufzeigen  ^^^). 

Über  die  Frage,  worin  amu  und  sertu  als  Prozeßstrafen  bestanden, 
hat  zuletzt  Koschaker  gehandelt.  In  zwei  Prozeßurkunden,  CT  VIII 
4ob,  14  f.  (UAZP  263)  und  VS  VIII  102,  8  (UAZP  264)  wird  als  Strafe 
das  muttatam  gullubu :  „das  Scheren  des  Stirnhaares"  genannt.  Es 
handelt  sich  dabei  um  eine  Ehrenstrafe,  denn  das  wallende  Haupthaar 
war  das  Zeichen  des  im  Besitze  seiner  bürgerlichen  und  Ehrenrechte  be- 
findlichen Vollfreien  ^^*).  Das  Scheren  des  Stirnhaares  wird  demnach  in 
CT  IV  42a,  26  fg.  (UAZP  23)  geradezu  als  aran  mä7'ü  awüi:  „die  Strafe 
der  vollfreien  Männer"  bezeichnet.  Aber  auch  andere  Leibes-  und  Ehren- 
strafen finden  sich.  So  wird  in  dem  Friedegedinge  VS  VIII  19  (UAZP  229) 
für  den  Fall  des  Verstoßes  gegen  dasselbe  Durchbohren  der  Nase,  Aus- 
renken der  Hände  und  Herumführen  auf  dem  Marktplatze  angedroht  ^^^). 
Daneben  scheint  vielleicht  auch  Geldstrafe  als  mmu  vorgekommen  zu 
sein  ^^'^).  Das  spröde  Quellenmaterial  läßt  es  nicht  zu ,  über  den  Inhalt 
des    amu   zu   einem   näheren  Ergebnisse   zu   gelangen ,    als   bereits  K  o  - 


19»)  In  CT  II  47  (UAZP  261;  Walther,  S.  204 f.)  wird  (den  Klägern)  Strafe  auf- 
erlegt, weil  sie  die  Beklagte  zu  Unrecht  der  Fälschung  einer  Adoptions-(man<i!w-)Urkunde 
beschuldigen.  Fraglich  ist,  ob  dies  die  Folge  einer  Verzichterklärung  gelegentlich  des 
Twarw^M -Vertrages  ist  oder  nicht  eher  §  4  KH  hereinspielt,  der  bei  falscher  Beschuldigung 
die  Verhängung  des  aran  dini  süa'.i:  „der  Strafe  dieses  Prozesses"  androht. 

1»*)  Vgl.  Koschaker,  RSt.  S.  205  fg. 

195)  Ähnlich:  Serie  ana  ittisu  VII  (=  V  R  25,  29a fg.;  „sumerische  Familien- 
gesetze»);  dazu  Walther,  S.  238;  Koschaker,  RSt  S.  207;  SZ  41  S.  287.  —  Zu  den 
Strafklauseln  in  VS  VII  204;  LC  237/8  vgl.  Walther,  a.  a.  0.;  Ungnad,  BA  VI  5 
S.  31;  Pedersen,  S.  190;  zu  denen  der  Verträge  aus  Kerkuk  (VS  I  108,  8  f.;  109,  17): 
„dem  Vertragsbrüchigen  wird  man  einen  Bronzeblock  in  den  Mund  schlagen"  vgl.  Un- 
gnad, a.a.O.  Vgl.  noch  die  Kauf  Urkunde  aus  vorsagonischer  Zeit:  Thureau-Dangin, 
Recueil  de  tablettes  Chaldeennes  (Paris  1903)  16,  Rv.  Col.  II:  (1)  Ud.  Da  (2)  Ka.  Ka  Na 
iß)  Nig.  Erim  (4)  Ba.  Gä.  Gä  (5)  Gis.  Kak  {ß)  Ka.  Ka.  Na  (7)  Su.  Gaz:  „wenn  er  mit  seinem 
Munde  schlechtes  macht  (gegen  den  Vertrag  verstößt  o.  ä.),  so  wird  ein  Nagel  in  seinen 
Mund  geschlagen";  vgl.  San  Nicolö,  AKT  S.  2132. 

198)  So  CT  VI  49a,  11  f.   (UAZP  277):   „[2]  Seqel  Silber als  Strafe"  {[ar].na), 

wenn  diese  Ergänzung  Schorrs  zutreffend  ist;  VS  VII  158,  12:  1/2  siqil  kaspim  [13) 
i-mi-du-ni-is-su:  „1/2  Seqel  Silber  (13)  legten  sie  ihm  auf";  doch  kann  es  sich  hier  um 
ein  Urteil,  gerichtet  auf  Geldleistung,  handeln;  vgl.  VS  IX  40,  11;  18.  Walther 
S.  234,  nimmt  einen  arnu  an.  —  Vom  amu  ist  der  rugumrmi  (Koschaker,  RSt  S.  96^"; 
Walther,  S.  235)  zu  unterscheiden,  der  einfach  oder  als  Vielfaches  die  Funktion  einer 
Privatstrafe  hat;  vgl.  KH  §  5;  §  12  (dazu  Koschaker,  RSt  S.  95  fg.;  San  Nicolö,  AKT 
S.  181  fg.).  —  Nicht  um  den  arnu,  sondern  vielmehr  um  eine  Konventionalstrafe  handelt 
es  sich  in  VS  VIII  20  (KU  IV  1050).  Dem  Streitverzichte  wird  die  Mutter  des  Klägers 
beigezogen,  während  sich  zur  Zahlung  der  Konventionalstrafe  nur  der  Kläger  verpflichtet; 
vgl.  Z.  5 — 9;  10  fg.  Einen  ähnlichen  Effekt  haben  die  Klauseln,  in  denen  sich  die 
Prozeßpartei  für  ersatzpflichtig  erklärt  (apdlu),  wenn  ein  Dritter  gegen  die  Gegenpartei 
Ansprüche  wegen  des  Streitgegenstandes  erheben  sollte.  Vgl.  CT  VIII  43  a,  15  fg. 
(UAZP  271);  dazu  Koschaker,  BR  S.  174^;  San  Nicolö,  AKT  S.  150 fg. 
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achaker,  RSt  S.  209  fg.  dargelegt  hat.  Die  Prozeßstrafe,  die  den 
sachfälligen  Kläger  traf,  der  gegen  einen  Anspruchs-  oder  Streitverzicht 
\t  rstieß,  konnte  im  Scheren  des  Stirnhaares  bestehen,  vielleicht  auch  in 
.  iner  anderen  Ehrenstrafe  und  etwa  auch  in  einer  Geldstrafe,  was  ich 
a))er  nur  mit  besonderer  Zurückhaltung  aussprechen  möchte. 

Ein  klareres  Bild  gewähren  uns  die  überlieferten  Prozeßurkunden 
über  das  Verfahren,  das  bei  Verhängung  der  Strafe  eingehalten 
w  urde.  Eine  Reihe  von  Urkunden ,  in  denen  von  einer  Bestrafung  des 
Klägers  berichtet  wird,  erwähnen  das  Prozeßverfahren  selbst  mit  keinem 
Worte.  Unmittelbar  an  die  regelmäßig  durch  dinam  Sühuzu  ausgedrückte 
TrozeßeröfFnung  schließt  sich  der  Vermerk  über  die  Bestrafung  der  Partei 
an.  Als  charakteristisches  Beispiel  für  diese  Gruppe  von  Prozeßurkunden 
sei  die  Urkunde  CT  VI  47b  (UAZP  266)  kurz  referiert:  der  Kläger, 
der  schon  vordem  bezüglich  des  Streitobjektes  einen  Anspruchsverzicht 
ausgefertigt  hatte  (Z.  10  f.) ,  klagt  nun  trotzdem  (Z.  17) ;  das  Gericht 
gewährt  das  Verfahren  (Z.  20)  und  legt  dem  Kläger  sogleich,  ohne  daß 
von  andern  Gerichtshandlungen  die  Rede  wäre,  eine  Strafe  auf  (Z.  21), 
worauf  dieser  wiederum  einen  Streitverzicht  ausstellt  (Z.  22  f.)  *'').  Dort, 
wo  Urkunden  dieses  Schemas  über  eine  Art  meritorischen  Verfahrens 
berichten,  ist  dieses  bei  der  ProzeßeröfFnung  bereits  durchgeführt  und 
beschränkt  sich  darauf,  festzustellen,  ob  eine  Gewährung  des  Prozesses 
zu  erfolgen  habe  (vgl.  o.  S.  26).  So  findet  in  der  noch  näher  zu  be- 
sprechenden Urkunde  CT  II  47  (UAZP  261)  das  für  die  Beklagte  günstige 
Beweis  verfahren  (Zeugeneid  vor  den  Götterwahrzeichen)  vor  dem  Einzel- 
richter Sumu-Akäak  statt  (vgl.  u.  S.  68  f.).  Dann  heißt  es  in  der  für 
unsere  Urkunden  typischen  Weise  in  Z.  22  fg. :  Jfi-bu-Ia  ü  Ü-ha-tu-Sa  .  .  . 
{25)  iq-bu-u-ma  daidnü*^^'  (26)  di-natn  u-Ia-M-zu-Iu-nu-ti-ma  (27)  daiänv\*^^^ 
a-na  ar-na  e-nii-di-Iu-{nu?)  (28)  iq-bu-u-nm:  „Nachdem  ihre  Zeugen  und 
ihre  Zeuginnen  ...  (so  und  so)  .  .  .  (25)  ausgesagt  hatten ,  haben  die 
Richter  (26)  ihnen  das  Verfahren  gewährt  und  (27)  haben  die  Richter 
(ihm :  einem  der  Kläger ;  oder  besser)  (ihnen)  eine  Strafe  aufzuerlegen 
(28)  ausgesprochen.'*  Das  Verfahren  scheint  hier  vom  Richterkolleg 
in  der  Tat  nur  zum  Zwecke  der  Strafverhängung  und  Abweisung  der 
Kläger  gewährt  zu  werden  und  trägt  durchaus  formalen  Charakter. 
Ein  sachliches  Verfahren  und  eine  Kognition  durch  das  Richterkolleg 
findet  nicht  mehr  statt;  die  Richter  verhängen  lediglich  sofort  nach  der 
Prozeßeröfinung  den  arnum  ^^^). 


«')  Das  gleiche  Schema  weisen  auf  die  Urkunden  CT  II  39;  47;  VIU  45  b;  VS  VIII 
102;  XIII  7  und  —  Richtigkeit  der  Ergänzung  Schorrs  vorausgesetzt  —  CT  VI  49a. 

»98)  Auch  in  VS  VIII  102  (UAZP  264)  findet  die  Sitzung  des  Gerichtes  (Z.  4  f.) 
vor  der  Prozeßeröffnung  (Z.  6)  statt  und  hat  sie  jedenfalls  die  Beratung  über  diese 
zum  Gegenstande.  Die  Bestrafung  des  Klägers  erfolgt  sogleich  nach  dem  dinam  svhuzu 
unter  der  schlechthinnigen  Begründung:  as's'um  irgumu:   ,weil  er  geklagt  hatte"  (Z.  7). 
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Diesen  Urkunden,  in  denen  die  Strafe  nach  formell  eröffnetem  Ver- 
fahren sogleich  verhängt  wird ,  stehen  freilich  einige  Urkunden  gegen- 
über, die  gleichfalls  eine  Bestrafung  der  klagenden  Partei  erwähnen,  in 
denen  wir  Ansätze  meritorischen  Verfahrens  vorfinden.  Soweit  ich  sehe, 
handelt  es  sich  hier  nur  um  drei  Urkunden,  nämlich  CT  II  45  (UAZP  278); 
VIII  24b  (UAZP  267)  und  LC  157  (UAZP  280).  Allein,  in  CT  II  45 
und  LC  157  wird  die  Prozeßgewährung  nicht  ausdrücklich  hervor- 
gehoben ^^^)  und  ist  es  möglich,  daß  das  in  denselben  durch  aivätam  amäru 
angedeutete  Verfahren  gar  nicht  als  meritorisches  in  Ansprucli  genommen 
werden  kann.  In  CT  II  45  dagegen  besteht  das  „meritorische"  Ver- 
fahren nach  Eröffnung  des  Prozesses  lediglich  in  einer  religiös  verbrämten 
Vermessung  des  streitigen  Grundstücks,  welcher  Beweis  zur  Beurteilung 
des  Klagebegehrens,  einer  Vindikation  eines  nicht  mitverkauften,  aber 
vom  Käufer  in  Besitz  genommenen  Grundstücksteils  ^°°)  notwendig  war. 
Auf  viel  mehr  als  auf  die  Prüfung  der  Prozeßvoraussetzungen  scheint 
sich  daher  in  diesen  Prozessen,  in  denen  der  Verstoß  des  Klägers  gegen 
einen  früheren  Klageverzicht  nicht  offen  zutage  getreten  sein  mag,  das 
Verfahren  nicht  zu  erstrecken  und  könnte  immerhin  an  eine  Abweisung 
des  Klägers  a  limine  mit  gleichzeitiger  Bestrafung  desselben  wegen  des 
Verstoßes  gegen  seine  Verzichterklärung  gedacht  werden. 

Eine  weitere  Frage  ist,  wann  diese  Strafe  —  arme  oder  sertu  — 
verwirkt  ist.  Daß  dies  nur  wegen  eines  tatsächlichen  Verstoßes 
gegen  eine  beschworene  Verzichtserklärung  der  Fall  ist,  die  Strafe  also 
nur  zugleich  mit  der  Abweisung  des  Klägers  verhängt  werden  konnte, 
braucht  wohl  nicht  besonders  hervorgehoben  zu  werden.  So  verfiel  denn 
auch  der  Kläger,  der  einen  mit  Klageverzicht  ausgestatteten  Kaufvertrag 
anfocht  und  mit  seinem  Ansprüche  durchdrang,  selbstredend  nicht  in 
Strafe ,  da  ja  der  Prozeß  selbst  darlegte ,  daß  er  im  Rechte  war  ^oi). 
Auch  dann,  wenn  der  Kläger,  der  zwar  schon  einmal  einen  Klageverzicht 
erklärt  hatte,  ein  Recht  geltend  machte,  das  durch  diesen  nicht  gedeckt 
war ,  konnte  es  gleichfalls  nicht  zu  einer  Bestrafung  desselben  kommen 
(vgl.  o.  S.  58  fg.).  In  jenen  Fällen  aber,  wo  die  klagende  Partei  tatsächlich 
mit  einer  Strafe  belegt  wurde,  ist. zu  untersuchen,  ob  sie  der  Strafe 
bereits  wegen  ihrer  ersten  prozessualen  Schritte  oder 
erst  mit  der  Streiteinlassung,  dem  dinam  sühuzu,  verfiel. 
M.  E.   ist   dies   letztere   anzunehmen ,    denn  auch  jene  Urkunden ,   in 


1"»)  Die  Eröffnung  des  Verfahrens  ist  indirekt  zu  erschließen  einerseits  durch  den 
Gang  der  Parteien  zum  Gerichte  (CT  VIII  24  b,  5)  bzw.  durch  die  Reden  der  Parteien 
vor  Gericht  (LC  157,  Ifg.;  26  fg.),  andererseits  durch  das  awdtam  amdru  des  Gerichts 
(CT  VIII  24b,  6;  LC  157,  47);  vgl.  o.  S.  31. 

»o«)  VgL  San  Nicolö,  AKT  S.  206  f. 

201)  Vgl.  CT  VIII  17a;  VS  VII  16;  LC  74;  G  13;  M  80.  In  all  diesen  Fällen 
trägt  das  Verfahren  selbstverständlich  meritorischen  Charakter. 
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denen  die  Verhängung  der  Strafe  auf  Grund  eines  rein  formellen  Ver- 
fahrens erfolgt,  notieren  stets  die  erfolgte  Prozeßgewährung  durch  das 
Gericht "").  Erst  recht  muß  natürlich  dann  vor  Verhängung  der  Strafe 
das  Verfahren  eröffnet  worden  sein,  wenn  die  Bestrafung  erst  nach 
durchgeführtem  „meritorischen"  Verfahren  (oder  wohl :  nach  Prüfung  der 
Prozeßvoraussetzungen)  erfolgt "').  Ist  diese  unsere  Annahme  richtig, 
dann  müßte  demgemäß  der  vor  der  Streiteinlassung  zurücktretende  Kläger 
diu  Verhängung  des  amu  haben  vermeiden  können.  Dafür  scheint  mir 
nun  auch  die  Urkunde  G  2  (UAZP  300)  ein  hübsches  Beispiel  zu  bieten. 
Der  Kläger ,  der  ein  dingliches  Recht  auf  ein  Feld  und  einen  Garten 
geltend  macht  —  wohl  Retrakt  — ,  »einigt  sich  gütlich"  {[i-t]a'am-ga-ru : 
link.  R.  Z.  2)  mit  dem  Beklagten,  »weil  er  den  Prozeß  fürchtete"  {[d]i-7iam 
ip-la-ali-ma :  link.  R.  Z.  1).  Auf  der  Rückseite  wird  noch  erwähnt,  daß 
der  Kläger  1  Seqel  Silber  als  »Abfindung"  {ni-ba-afi-jfü)  genommen  habe'"). 
Schließlich  ist  noch  zu  untersuchen,  wie  weit  die  durch  das  pro- 
zessuale Friedegedinge  bewirkte  Bindung  reichte.  Wie  jeder  Vertrag 
kann  auch  das  prozessuale  Friedegedinge  (der  Streitbeendigungsvertrag) 
nur  gegen  und  für  die  an  ihm  beteiligten  Personen  Rechts  Wirkungen 
haben,  also  in  der  Regel  für  und  wider  die  Prozeßparteien,  die  diesen 
Vertrag  schließen  •'*').  Soll  dem  Friedegedinge  eine  weitergehende  Bindung 
zukommen,  so  ist  es  notwendig,  daß  jene  Personen,  für  und  gegen  die  es 
wirken  soll ,  ihm  zugezogen  und  im  duppu  lä  ragämim  genannt  werden, 
so  wie  dies  ja  auch  bei  Vertragsabschlüssen  zu  geschehen  pflegte  '"^j.    Die 

*°*)  Dies  erhellt  aus  folgenden  Urkunden,  die  in  dieser  Beziehung  das  gleiche 
Schema  aufweisen  (PEÖ  =  Gewahrung  des  Verfahrens,  dinam  sü/fuzu;  Str  —  Yerbängung 
der  Strafe):  CT  II  39:  PEÖ  Z.  8;  Str  Z.  9  f.;  CT  II  47:  PEÖ  Z.  25  f.;  Str  Z.  27  f.; 
CT  VI  47b:  PEÖ  Z.  19  f.;  Str  Z.  21;  CT  VI  49a:  PEÖ  Z.  7  f.;  Str  Z.  11  f.  (?  ergänzt); 
CT  VIII  45b:  PEÖ  Z.  12  f.;  Str  Z.  14 f.;  VS  Vlll  102:  PEÖ  Z.  6;  Str  Z.  7f.;  VS  XIU  7: 
PEÖ  (dinam  ddnu)  Z.  6  f.;  Str  Z.  8  f. 

«0»)  Vgl.  CT  VIII  24b:  awdtam  amdru  Z.  6;  Str  Z.  7  f.;  CT  II  45:  PEÖ  Z.  8; 
,meri  torisch  es*  Verfahren;  Str  Z  16  fg.;  LC  157:  Reden  der  Parteien;  awdtam  amdru 
Z.  47;  Str  Z.  49  f.  —  Die  Prozeßgewährung  wird  nicht  erwähnt  in  CT  VI  42  a  (o.  S.  57); 
68  handelt  sich  wohl  um  eine  Auslassung  durch  Schreiberversehen. 

*"*)  Dies  ist  auch  der  Grund  seiner  Furcht  vor  dem  Prozesse,  weshalb  er  sich 
durch  Einigung  vor  der  Streiteinlassung  der  Bestrafung  entzieht.  Sehr  richtig  bemerkt 
Walther,  S.  232  f.:  es  sei  dabei  an  die  wie  sonst  immer  geringe  Abfindung  bei  der 
Erbschaft,  also  an  etwas  früheres  (nicht  an  eine  Abfindung  gelegentlich  des  Prozesses) 
zu  denken;  daher  habe  er  an  dem  Felde  kein  Recht  mehr, 

*"*)  In  diesem  Sinne  kann  der  Satz  Schorrs,  UAZP  351,  hingenommen  werden, 
daß  ,das  Urteil*  in  der  Regel  nur  unter  den  Parteien  rechtswirksam  sei. 

«°«)  Vgl.  CT  II  45,  19  fg.  (UAZP  278):  dem  Streitverzichte  des  Klägers  tritt  dessen 
Gattin  und  dessen  beide  Töchter  bei;  sie  verpflichten  sich,  weder  die  Beklagte,  noch 
deren  Brüder  (!)  künftig  zu  behelligen.  Ähnlich  werden  in  M  100,  16  fg.  (UAZP  296) 
der  zweite  Ehegatte  der  von  ihren  Kindern  aus  erster  Ehe  belangten  Mutter,  sowie 
deren  Kinder  aus  zweiter  Ehe  dem  Streitverzichte  beigezogen.  In  P  10,  34  fg.  (Nippur; 
UAZP  292)    werden    dem    Streitverzichte    der   Beklagten    (zwei    Brüder)    , deren   Erben, 

5 
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Zuziehung  dritter  Personen  zu  dem  prozessualen  Friedegedinge  scheint 
bereits  vorscblagsweise  im  Tenor  des  ricMerliclien  Streitbeendigungs- 
vorschlags enthalten  gewesen  zu  sein.  Dies  erhellt  aus  dem  Prozeß- 
protokolle CT  VIII  45b,  das  auf  den  diippu  lä  ragämim  verweist;  auch 
die  Urkunden  CT  II  47 ;  50  und  LC  157 ,  die  für  unsere  Frage  in  Be- 
tracht kommen,  sind  offenbar  keine  dwppi  lä  ragämim. 

Es  sei  mir  gestattet,  zum  Schlüsse  dieses  Paragraphen  die  Ergeb- 
nisse der  Untersuchung  über  die  richterliche  Entscheidung  und  das  pro- 
zessuale Friedegedinge  der  Parteien  kurz  zusammenzufassen: 

1.  Sowohl  §  5  KH  als  auch  die  Prozeßurkunden  zeigen ,  daß  mit 
der  Fällung  des  Richterspruchs  das  Grerichtsverfahren  des  alt- 
babylonischen Rechtes  noch  nicht  beendigt  war,  daß  vielmehr 
erst  der  duppu  lä  ragämim,  der  sich  als  die  schriftliche  Fixierung 
des  Streitverzichts,  des  beschworenen  prozessualen  Friedegedinges 
der  Parteien ,  darstellt ,  eine  Bindung  bewirkte  und  den  Prozeß 
abschloß.  Aus  dieser  Erkenntnis  folgt,  daß  dem  Richterspruche 
eine  Rechtskraftwirkung  in  dem  o.  S.  54  dargelegten  Sinne  nicht 
zugekommen  ist. 


80 viele  ihrer  vorhanden"  {Ibila.  A.  Ni  Ä.  Na.  Me.  A.  Bi)  zugezogen,  welche  Fassung  des 
Streitverzichts  der  Nippurenser  Verzichtsklausel  der  Kaufverträge  entspricht  (vgl,  San 
Nicolös  Fassung  D;  AKT  S.  54  f.).  Vgl.  noch  VS  VIII  20;  CT  II  47;  50;  VIII  45b; 
AJSL  XXIX  p.  185  (Beitritt  des  Vaters  der  Klägerin).  —  Ob  es  sich  dabei  tatsächlich 
um  Beitritt  der  genannten  Personen  zum  Streitverzichte  handelt  oder  die  Streitpartei 
dem  Gegner  gegenüber  für  die  Unterlassung  von  Anfechtungshandlungen  seitens  dieser 
Personen  einsteht,  ist  nicht  ganz  sicher,  obwohl  man  dann  eher  die  Formel:  ana  hagri 
X  .  .  .  izzaz:  ^bei  Klageerhebung  seitens  des  X  haftet  (die  Prozeßpartei) "  erwarten  würde 
(oder:  ippal:  „er  wird  Ersatz  leisten").  Zu  den  Termini  nazdzu  und  apäla  vgl.  jetzt 
San  Nicolö,  AKT  S.  143  fg.;  197  f.  Klar  erwähnt  den  Beitritt  des  Sohnes  der  Ver- 
käuferin zum  Klageverzicht  derselben  die  Urkunde  LC  157,  18  f.  (UAZP  280):  ü  a-na 
si-bu-tim  A  mdri-sa  {19)  sa  2  Sar  bitim  zitta-su  il-ku-u  u-sa-ak-ni-ik:  ,auch  habe  ich 
zum  Zeugnis  den  A,  ihren  (der  Verkäuferin)  Sohn,  (19)  der  2  Sar  Haus-(grundstück)  als 
seinen  Erbteil  bekommen  hatte,  sein  Siegel  aufdrücken  lassen*.  Auch  in  UM  Villi  27, 
14 fg.  schwören  tatsächlich  die  Geschwister  des  Verkäufers  mit  diesem;  vgl.  San  Nicolö, 
AKT  S.  55;  146.  Zum  neubabylonischen  ina  as'dbi:  „im  Beisein*  vgl.  Koschaker, 
BR  S.  201  fg.  —  Über  die  Wirksamkeit  der  fränkischen  securitas  dritten  Personen  gegen- 
über dadurch,  daß  der  Vertragsschuldner  hierfür  die  Haftung  übernahm,  vgl.  Gäl, 
S.  53  fg.  —  Auch  in  den  sepliar  mirhaq  ist  regelmäßig  eine  derartige  Erweiterung  der 
Rechtskraft  der  Verzichtserklärung  zu  finden.  Der  den  Verzicht  Erklärende  begibt  sich 
für  seine  Person  des  Klagerechtes  gegen  den  Prozeßgegner  und  dessen  Verwandte,  deren 
Kreis  bald  weiter,  bald  enger  gezogen  wird.  Der  Klageverzicht  hat  publizistische 
Wirkung  (vgl.  o.  S.  55"^);  außerdem  wird  Zahlung  einer  Konventionalstrafe  versprochen. 
Auch  den  Verwandten  des  Verzichtenden  wird  verboten  zu  klagen,  welches  Verbot  ent- 
weder derart  gesichert  wird,  daß  der  Verzichtende  die  Haftung  (mit  Konventionalstrafe) 
übernimmt  (so  Sayce-Cowley,  B  =  Pritsch,  No.  5;  J  =  Pritsch,  No.  14)  oder  der 
klagende  Dritte  selbst  der  Strafe  verfallen  soll  (so  Sayce-Cowley,  F  =  Pritsch, 
No.  11;  H  =  Pritsch,  No.  13). 
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2.  Es  ist  vielmehr  durch  Prozeßurkunden  nachzuweisen,  daß  die 
richterliche  Entscheidung  durch  die  Parteien  abgelehnt  werden 
konnte,  daß  dieser  also  nur  die  Bedeutung  eines  Vorschlages  für 
den  abzuschließenden  Streitbeendigungsvertrag  (das  prozessuale 
Friedegedinge)  der  Parteien  zukam.  Der  richterliche  Streit- 
beendigungsvorschlag ,  der  bereits  den  Inhalt  des  prozessualen 
Friedegedinges  formulierte,  konnte  die  Gestalt  eines  Leistnngs- 
urteiles  oder  eines  Beweisurteiles  haben. 

3.  Als  ein  Vorschlag  für  das  Friedegedinge  der  Parteien  band  die 
richterliche  Entscheidung,  solange  sie  von  den  Parteien  noch 
nicht  angenommen  war,  auch  den  Richter  nicht.  Aus  §  5  KQ, 
der  an  ein  zweites  Verfahren  de  eadem  re  nicht  denkt,  ist  deutlich 
zu  ersehen,  daß  der  Richter  erst  mit  Abschluß  des  Friedegedinges 
durch  die  Parteien  an  seinen  Rechtsspruch  gebunden  war  und  dann 
allerdings  im  Falle  einer  Abänderung  desselben  straffällig  wurde. 

4.  Die  Rechts  Wirkung  des  Friedegedinges  ist  die  der  Beendigung 
des  Prozesses  durch  Bindung  der  Parteien  an  den  Vertrag.  Als 
die  Form,  in  der  die  Erledigung  des  Rechtsstreites  im  schieds- 
gerichtlichen Verfahren  vor  sich  zu  gehen  pflegt,  ist  dies  mithin 
ein  Hinweis  auf  den  ursprünglichen  Schiedsgerichtscharakter  des 
altbabylonischen  Prozesses. 

5.  Das  Friedegedinge  band  grundsätzlich  nur  die  Vertrags-(Prozeß-) 
Parteien;  sollte  sich  seine  Wirkung  auch  für  und  gegen  dritte 
Personen  erstrecken,  so  war  es  notwendig,  daß  diese  dem  Friede- 
gedinge beitraten  und  demnach  im  dujppu  Id  ragämim  gen&nnt  wurden. 

6.  Berufung  und  Instanzenzug  waren  dem  altbabylonischen  Rechte 
fremd.  Ein  zweiter  Prozeß  de  eadem  re  nach  Abschluß  des  pro- 
zessualen Friedegedinges  war  dann  möglich ,  wenn  der  Kläger 
durch  dieses  nicht  gebunden  oder  das  durch  die  Klage  geltend 
gemachte  Recht  durch  den  Streitverzicht  (oder  auch  im  Falle 
eines  ersten  Prozesses  durch  den  gelegentlich  eines  Vertrags- 
abschlusses abgegebenen  Klageverzicht)  nicht  gedeckt  war.  Im 
Falle  des  Verstoßes  gegen  einen  Klage-(Streit-)verzicht  erlitt  der 
Kläger  eine  Strafe  {amu,  seHii),  wobei  in  einigen  Urkunden  aus- 
drücklich hervorgehoben  wird ,  daß  der  Grund  der  Verhängung 
der  Strafe  eben  der  Verstoß  gegen  diese  eidliche  Verzichts- 
erklärung wäre.  Die  Strafe  erscheint  mit  der  Prozeßgewährung 
(Streiteinlassung)  als  verwirkt;  die  Abweisung  und  Bestrafung 
des  Klägers  erfolgt  in  der  Regel  auf  Grund  eines  rein  formellen 
Verfahrens  (a  limine).  Bis  zur  Streiteinlassung  konnte  der  Kläger 
durch  Rücktritt  vom  Prozesse  die  Verhängung  der  Strafe  ver- 
meiden. 


Dritter  Absclmitt. 
Beiträge  zur  altbabylonischen  Gerichtsorganisation. 

A.  Richterkollegien  und  Einzelrichter. 

Die  bisher  besprocheneii  Urkunden  zeigen  bereits ,  daß  im  alten 
Babylonien  der  Zeit  der  Hammurapidynastie  regelmäßig  E-ichterkollegien 
—  Kollegien  geistlicher  und  weltlicher  Richter  —  zur  Entscheidung  be- 
rufen waren.  Das  Wort  daiänu  erscheint  regelmäßig  im  Plural  {DL 
KUD^^^'  =  daiänü'"^^^')  und  nur  eine  geringe  Zahl  von  Urkunden  spricht 
von  Einzelrichtern  {daiänu).  Allein  es  ist  hier  im  einzelnen  Falle  nicht 
sicher,  ob  das  Pluralzeichen  {mes)  nicht  infolge  Nachlässigkeit  des 
Schreibers  einfach  weggeblieben  ist,  also  ob  nicht  auch  hier  ein  Richter- 
kolleg  entschieden  habe.  In  einer  Reihe  von  Urkunden  kann  dies  aus 
anderen  Indizien  in  der  Tat  nachgewiesen  werden  ^^'^). 

Von  besonderem  "Werte  sind  nun  jene  Urkunden,  in  denen  wir  einen 
Wechsel  von  Einzelrichter  undRichterkolleg  während  des 
Verfahrens  finden.  An  erster  Stelle  sei  die  Urkunde  CT  II  47  (UAZP  261 ; 
Walther,  S.  204)  genannt.    Hier  beschuldigen  A  und  B  die  Beklagte 

207)  So  R  10,  8  f.  (Schon-  II  6),  wo  das  Verbum  im  Plural  steht  trotz  des  im 
Singular  geschriebenen  Subjekts  {DI.  KUD  sar-ri[im]:  , Richter  des  Königs;  ebenso  R  59 
(UAZP  232)  Z.  6  f.:  a-na  DI.  KUD  is-ni-ku-ma  (7)  DI.  KUD  e-zi-ib-sa  iq-bu:  „zu  dem 
Richter  (?  Einzelrichter  bei  der  Prozeßeröffnung;  oder  schon  hier  Plural)  kamen  sie  und 
dann  sprachen  (die)  Richter  ihre  Scheidung  aus."  Bei  der  Rede  der  Partei  in  Z.  9 
steht  das  Verbum  richtig  im  Singular:  iq-bi:  „er  sprach".  Unter  den  Zeugen  findet  sich 
ein  s'akkanakkum,  ein  hazdnum,  ein  warküm  (:  EGIR),  also  ein  Richter k oll eg;  vgl.  dazu 
Walther,  S.  123;  126;  132  f.).  Auch  der  Gerichtshof  in  der  Urkunde  RA  IX  p.  21  sq., 
19  sq.,  bestehend  aus  dem  sdpirum  und  einem  Richter  {s'a-pir  Sippar^i  ü  DI.  KUD 
Sippar^i)  wäre  zu  auffällig;  vgl.  Walther,  S.  139.  Dasselbe  gilt  für  AJSL  XXIX  p.  1728q., 
9  sq.  (o.  Anm.  166;  Walther,  S.  17):  A.,  der  Richter  von  Babylon,  mDI.  KUD  Sipparki 
(,(die)  Richter  von  Sippar"),  und  die  natitu  des  Samas,  Richterin  des  Gagüm  (oder  nach 
der  Hülle:  der  (?)  Richter  der  §amaspriesterin(nen)  des  Gagüm),  Auch  in  CT  VIII  40a, 
9;  15;  23  (UAZP  311)  dürfte  Dl.  KUD('mes)  Bdbiliki  zu  lesen  sein:  „(die)  Richter  von 
Babylon«;  a.  M.  Walther,  S.  7.  In  VS  VIII  11,  5  ist  da-ia-nu  wohl  Plural  und 
u-sa-hi-zu-{su)-nu-ti-ma  zu  lesen;  so  auch  üngnad,  KU  IV  1057;  UAZP  302;  Walther, 
S.  6.  Zweifelhaft  wegen  des  schlechten  Zustandes  ist  VS  VII  167,  2:  „der  (?)  Richter 
von  Dilbat,  wohl  eher  DL  KUD{»tes)  Dilbatki.  Als  Einzelrichter  fungiert  der  rab 
Amurrim  (:  Q-AL  MAR.  TU)  in  VS  IX  142  f.,  6  (=  M  110);  vgl.  Walther,  S.  146. 


der  Fälschung  einer  Adoptionsurkunde  und  vindizieren  auf  dieser  Grund- 
lage —  als  gesetzliche  Erben  —  ein  Hausgrundstück  im  gagüm  (Kloster- 
bezirk). Dann  heißt  es  Z.  16 :  •"^w-mu-^HaA:**  im-liu-ru-u-ma :  „den  ."^umu- 
Ak§ak  gingen  sie  an".  Vor  diesem  findet  nun  der  für  die  Beklagte 
günstige  Zeugenbeweis  statt.  Hierauf  berichtet  die  Urkunde  in  Z.  2ö  fg. : 
.  .  .  dniänü^'^  {:DI.KUD^s)  (^26)  di-nam  u-Ia-^i-zu-^fu-nu-H-ma  {27) 
daiänüi**'^)  a-na  ar-na  e-nH-di-Iu-(nu)  (28)  iq-bu-u-ma:  „Die  Richter  (26) 
gewährten  ihnen  das  Verfahren ;  (27)  darauf  haben  (die)  Richter  (ihnen) 
eine  Strafe  aufzuerlegen  (28)  ausgesprochen."  Es  folgt  der  Streitverzicht, 
der  Gerichtsvermerk  (Samaätempelgericht)  und  die  Aufzählung  der  Namen 
der  Richter:  (38)  DI.  KUD""''-.  „Richter":  lli-bäni  (?),  (40)  Il§u-elläzu 
(41)  Sin-iqi§am.  Das  eigentliche  Verfahren,  das  mit  der  Prozeßgewährung 
(dtnam  lüfiuzu)  beginnt,  ist  in  die  Z.  25  i.  f. — 28  zusammengedrängt.  Die 
Kläger  haben  sich  aber  bereits  in  Z.  16  an  das  Gericht  nach  vorheriger 
(außergerichtlicher)  Klageerhebung  {ragämu:  Z.  10)  gewendet  (ma^ru). 
Daß  der  Prozeßgewährung  eine  (formale)  Überprüfung  des  geltend  ge- 
machten Rechtes  vorangehen  konnte,  ist  bereits  o.  S.  26  dargelegt  worden. 
Während  diese  nun  in  VS  VIII  102,  4  f.  durch  das  Richter  k  o  1 1  e  g  er- 
folgt, scheint  in  CT  II  47  die  dem  dtnam  Wiuzu  vorhergehende  Klage- 
prüfung und  Stoffsammlung  durch  einen  Einzelrichter  vorgenommen 
worden  zu  sein,  ein  Vorgang,  welcher  der  „Sitzung"  des  Senates  in  VS 
VIII  102  gleichzustellen  sein  wird.  Es  erhebt  sich  nun  die  Frage ,  in 
welchem  Verhältnis  Sumu-Ak§ak^'  zu  dem  das  Verfahren  gewährenden 
Senat  (Z.  25  f.)  steht.  Ihn  als  den  Vorsitzenden  des  Senates  anzusehen, 
wie  dies  Schorr,  UAZP  S.  361,  tut,  geht  wohl  nicht  an  »»8).  Doch 
könnte  Sumu-Aksak^'  wohl  ein  Mitglied  des  Senates  sein ;  bei  den  Namen 
der  Richter  fehlt  zwar  der  seine ,  doch  ist  die  Z.  39  leer ;  violleicht 
hätte  sein  Name  dort  eingefügt  werden  sollen.  Doch  kann  Sumu-Aksak" 
auch  ein  speziell  zur  Prüfung  des  Klagebegehrens  bestimmter  Richter  sein. 
Als  solchen  finden  wir  ihn  auch  in  CT  II  46  (UAZP  283,  Walther, 
S.  197).  §umu-Aksak^'  tritt  hier  allerdings  viel  selbständiger  auf.  E  r  selbst 
gewährt  den  Parteien  das  Verfahren  (di-nam  u-Ia-M-zu-nu-ti-ma :  Z.  12) 
und  fällt  den  auf  Ablegung  eines  Reinigungseides  lautenden  Beweis- 
beschluß (a-na  u-bu-bi-im  id-di-is-su-nia :  Z.  14).  Durch  seinen  Eid  weist 
der  Beklagte  die  Ansprüche  des  Klägers  ab  (vgl.  o.  Anm.  121).  Damit 
ist  das  Verfahren  beendet  und  es  kommt  nicht  erst  zu  einer  Prozeß- 
führung vor  einem  Richterkolleg.  Auch  in  dieser  Urkunde  wird  es  sich 
um  eine  von  Sumu-Aksak*^'  durchgeführte  Klageprüfung  handeln ,   wobei 

80S)  Der  Vorsitzende  des  Senats  wird  in  den  Urkunden  in  der  Regel  besonders 
hervorgehoben,  entweder  in  der  Form,  daß  es  heißt:  ,A  und  der  Gerichtshof  (vgl. 
VS  VIII  102,  4  f.;  VS  IX  40,  14)  oder  in  der  Weise,  daß  der  Gerichtsvermerk  am  Ende 
der  Urkunde  lautet:  .Gericht  {dm)  des  A"  (vgl.  CT  VI  47b,  25;  Walther,  S.  o;J  unter 
IlSu-bäni). 
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aber  die  Ansprüclie  der  Kläger  im  Gegensatze  zu  CT  II  47  gar  nicht 
erst  vor  den  Senat  gebracht,  sondern  im  kurzen  Wege  durch  den  Einzel- 
richter —  a  limine,  wenn  man  so  sagen  darf  —  zurückgewiesen  werden. 

Schwierigkeiten  für  das  Verständnis  der  beiden  Urkunden  CT  II  46 
und  47  bietet  allerdings  das  in  beiden  Urkunden,  aber  in  anscheinend 
verschiedenem  Sinne  gebrauchte  dtnam  M/mzu.  In  CT  II  47  ist  bei  der 
Eröffnung  des  Verfahrens  durch  das  Richterkolleg  das  der  Prüfung  der 
Prozeßvoraussetzungen  gewidmete  Verfahren  bereits  durchgeführt  und 
hat  diese  offenbar  nur  den  Zweck,  den  (oder:  (die»  auf  seinem  (ihrem) 
Ansprüche  beharrenden  Kläger  der  Bestrafung  zuzuführen ,  wozu  jeden- 
falls der  Einzelrichter  nicht  als  zuständig  erschien  und  er  die  Sache 
deshalb  an  den  Senat  verweist.  In  CT  II  46  dagegen  gewährt  bereits 
Sumu-Aksak'''  als  Einzelrichter  das  Verfahren.  Ich  bin  nun  der  An- 
sicht ,  daß  wir  in  dieser ,  als  Prozeßprotokoll  anzusprechenden  Urkunde 
das  dtnam  sühuzu  in  dem  Sinne  zu  verstehen  haben,  daß  sich  der 
Richter  auf  die  Prüfung  der  Streitfrage  überhaupt  eingelassen  habe, 
also  etwa  im  Sinne  von  awätam  amäru.  Als  dann  der  Beklagte  durch 
seinen  Reinigungseid  die  Ansprüche  der  Kläger  entkräftigte ,  scheinen 
diese  daraus  die  Konsequenzen  gezogen  zu  haben,  indem  sie  einen  duppu 
lä  ragämim  ausstellten ,  so  daß  sich  das  Richterkolleg  mit  ihrer  Sache 
nicht  mehr  zu  beschäftigen  brauchte,  also  auch  nicht  eine  Prozeßgewährung 
durch  dieses  erfolgen  konnte.  Technisch  wäre  der  Gebrauch  von  dtnam 
sühuzu  in  CT  II  46  allerdings  nicht,  ist  aber  wohl  daraus  zu  erklären, 
daß  man  in  der  Urkunde  den  Umstand  hervorheben  wollte,  daß  sich  das 
Gericht  mit  der  Klage  beschäftigt  habe. 

Schlaglichtartig  erhellt  wird  der  ganze  Fragenkomplex  durch  die 
Urkunden  Grant  27,  29  und  56  aus  Larsa  ^o»).  Grant  27  und  56  weisen 
das  gleiche  Schema  auf;  beide  Urkunden  handeln  von  Vindikations- 
prozessen  {haqäru).  Die  Parteien  wenden  sich  in  beiden  Fällen  an  einen 
Einzelrichter,  der  sie  an  das  Gericht  des  Tempels  der  Nin-mar  verweist, 
wo  ihnen  die  Tempelrichter  das  Verfahren  gewähren  ^i»),  ein  Beweisurteil 
fällen,  demgemäß  der  Beklagte  den  Eid  ablegt.  Der  Vorgang  entspricht 
also  hier  dem  in  der  Urkunde  CT  II  47  geschilderten;  nicht  der  von 
den  Parteien  angegangene  Einzelrichter ,  sondern  erst  das  Richterkolleg 
gewährt  das  Verfahren  ;  von  einer  Prüfung  der  Prozeßvoraussetzungen 
wird  allerdings  nicht  gesprochen.    Die  Stellung  des  Einzelrichters  bleibt 


'■ä"»)  Auszugsweise  Umschrift  von  Grant  27  und  56  bei  San  Nicolö  AKT  S.  228 f. 

210)  Vgl.  Grant  27,  5  fg.  (56,  7  fg.):  mUMmurta-ni-iu  (Grant  56:  »iü-bar-i^Samas) 
(6)  im-hu-ru-uma  (7)  a-na  bit  UNin-mar^i  {8)  ii-ru-du-ni-iu-nu-ti-i-ma  {56:  itru-da-as- 
su-nu-ü-ma)  daidmi»ies  {56:  s'a  bit  i^u^Nin-marl^i)  di-nam  u-sa-hi-zu-su-nu-ti-{i-)ma:  ,Den 
Nimurta-Niäu  (Grant  56:  übar-§amas)  (6)  gingen  sie  an;  (7)  zum  Hause  (Tempel)  der 
Nin-mar  (8)  schickte  er  sie.  (9)  Die  Richter  (56:  des  Tempels  der  Nin-mar)  gewährten 
ihnen  das  Verfahren." 
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freilich  auch  hier  dunkel.  In  Grant  56  findet  sich  allerdings  unter 
den  Namen  der  Richter  und  der  Zeugen  ein  Ubar-SamaS  (Z.  31);  wenn 
wir  annehmen  dürften,  daß  dieser  mit  dem  in  Z.  5  genannten  Einzel- 
richter identisch  ist,  so  könnte  man  den  Einzelrichter  dieser  Urkunde 
als  ein  Mitglied  des  das  Verfahren  gewährenden  Senats  ansprechen.  In 
Grant  29,  in  welcher  Urkunde  sich  der  Streit  um  ein  Haus  dreht,  heißt 
es  Z.  5fg. :  *^  *'Ri-im-*^/Sln-m-jfu  (6')  ü  Ma-ri-ir-si-tim  (7)  di-nam  u-Sa-hi-zu- 
iu-nu-tima :  „Rim-Sin-niSu  (6)  und  Mari-irsitim  (7)  gewährten  ihnen  (sc. 
den  Parteien)  das  Verfahren.**  Darauf  werden  die  Parteien  an  das  Ge- 
richt des  Nin-mar-Tempels  verwiesen;  dort  wird  ihnen  nochmals  das 
Verfahren  gewährt  {DI.  KUD"*'''  di-nam  u-^a-/ii-zu-lu'[nu-ti-ma]:  Z.  10). 
Bei  diesem  Prozesse  werden  also  zwei  Personen  um  Gewährung  des 
Verfahrens  angegangen,  aber  wieder  sind  sie  nicht  mit  dem  erkennenden 
Senate  identisch'*^).  Der  Fall  liegt  auch  nicht  so,  daß  die  Tempelrichter 
als  bloße  Eidesstaber  fungieren ;  denn  erst  diese  fällen  das  Beweisurteil 
(Übergabe  eines  Zeugen  zum  Eide),  nicht  etwa  die  beiden  ersten  Richter. 
Diese  Urkunde  ist  eine  schöne  Parallele  zu  CT  II  46.  Auch  hier  ge- 
währen die  angegangenen  Richter  selbst  das  Verfahren;  die  technische 
Eröffnung  des  Prozesses  und  das  Eingehen  in  das  Meritum  der  Sache 
geschieht  aber  offenbar  erst  durch  den  Tempelrichtersenat*"). 

Auf  Grund  der  vorstehenden  Ausführungen  in  Verbindung  mit  dem 
o.  S.  26  f.  Bemerkten  kann  demnach  gesagt  werden,  daß  es  im  altbaby- 
lonischen Prozesse  vor  Gewährung  des  eigentlichen  Verfahrens  {dinam 
silAuzu)  zu  einer  formalen  Überprüfung  der  Prozeßvoraussetzungen  und 
des   vom  Kläger   geltend  gemachten  Rechtes   kam ,    die  dann  vor  einem 


«")  Ihre  Stellung  zum  Tempelrichterkolleg  iat  dunkel;  die  Z.  24—31  mit  den  Namen 
der  Richtet  und  Zeugen  sind  zerstört. 

*'3)  Einen  Wechsel  von  einem  Einzelrichter  zum  Richterkolleg  weisen 
ferner  folgende  Urkunden  auf:  Peek  13  (KU  III  695;  Walther,  S.  16):  Klage  wegen 
eines  Hauses.  Z.  5  f.  lauten:  da-ia-nam  im-hu-ru-u-ma  (0)  daia-nu  di-nam  u-s'a-hi-zu- 
su-nxi-ti-ma:  , Den  Richter  gingen  sie  an  und  dann  (6)  gewährten  ihnen  die  Richter  das 
Verfahren."  Demnach  fungiert  auch  hier  ein  ausdrücklich  als  „Richter"  bezeichneter 
Einzelrichter,  ohne  daß  uns  die  Urkunde  über  seine  Amtshandlungen  näher  aufklärte; 
doch  erfolgt  die  Prozeßgewährung  und  das  meritorische  Verfahren  (Beweisurteil:  ana 
i^usurimiim  (!)  hurdsim  (!)  sa  i^usamas  naddnu;  Vergleich  der  Parteien  bei  diesem  Wahr- 
zeichen) vor  dem  Richterkolleg.  In  VS  IX  40  (o.  S.  52 f.)  liegen  die  Dinge  ähnlich;  hier 
bringt  der  Kläger  den  Beklagten  vor  Belizunu,  die  ich  trotz  Walt  her,  S.  9^  als  ein 
amtliches  Organ  ansehen  möchte,  während  der  Streitbeendigungsvorschlag  selbst  von 
einem  Richter koUeg  erlassen  wird.  —  Viel  selbständiger  leitet  der  in  der  Urkunde 
RA  XI  p.  176  sq.  genannte  Einzelrichter  Sin-idinnam  das  Verfahren.  Nach  meritorischer 
Durchführung  des  Prozesses  macht  er  einen  in  Form  eines  Beweisurteils  gehaltenen 
Streitbeendigungsvorschlag  und  nur  der  Eid  wird  im  äamastempel  geschworen.  Wenn 
wir  aber  den  Richter  dieser  Urkunde  tatsächlich  mit  dem  Sin-idinnam  der  Hammurapi- 
briefe  identifizieren  könnten  (vgl.  u.  Anm.  222),  würden  wir  diese  Selbständigkeit 
leicht  begreifen. 
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Einzel ricliter  —  in  Grant  29  vor  zwei  Ricbtern  —  oder  vor  dem  Senate 
selbst  stattfinden  konnte.  Diese  Annahme  ,  daß  die  Einleitung  des  Ge- 
richtsverfahrens, die  Prüfung  der  Prozeß  Voraussetzungen  vor  dem  dtnam 
Mhuzu,  durch  einen  Einzelrichter  erfolgen  konnte,  wird  noch  bestärkt 
durch  drei  weitere  Urkunden,  Str  48  (P eiser,  KB  IV  S.  30;  KU  III 
723;  Walther,  S.  Ulf.),  M  45  (UAZP285;  Walther,  S.  13 ;  208i) 
und  CT  IV  23  a.  In  den  beiden  erstgenannten  Urkunden  wenden  sich 
die  Parteien  wieder  in  der  bekannten  Weise  an  einen  Einzelrichter,  dies- 
mal aber  an  den  Vorsitzenden  eines  richterliche  Funktionen  ausübenden 
obrigkeitlichen  Kollegs ,  der  das  Gericht  zusammenruft ,  vor  dem  dann 
die  Prozesse  spielen  ^i^^.  In  der  Urkunde  CT  IV  23a,  die  ich  unter  dem 
Vorbehalte,  daß  Walthers  Zeilenstellung  richtig  ist,  o,  S.  26  als  die 
Rede  der  Kläger  vor  der  ProzeßerÖfi'nung  angesprochen  habe,  ist  wieder 
derjenige,  der  die  beschworene  Erklärung  der  Partei  entgegennimmt,  ein 
Einzelrichter  ^i*)  und  spielt  auch  hier  die  Einleitung  des  Verfahrens  vor 
einem  solchen. 

Einen  Richter  erwähnt  schließlich  noch  §  5  KH  {sum-ma  da-a-a- 
nu-um  .  .  .:  „wenn  ein  Richter").  Daß  es  sich  aber  dabei  nicht  um  einen 
Einzelrichter  handelt ,  ist  klar.  Der  Singular  ist  auf  andere  Weise  zu 
erklären  und  ergibt  sich  schon  aus  der  Technik  des  Gesetzes ,  nach  der 
ein   kasuistischer  Fall   konstruiert   und   dann    die  Entscheidung   geboten 

"»)  Vgl.  Str  48,  12 fg.:  ml-din-Sin  Dl.  KUD  Larsam^^i  {13)  im-hu-ur-ma  {14) 
ra-hi-a-nu-um  s'a  dlim^i  Ku-ta-al-la  u  irsüim  u  si-bu-ut  älim  {15)  iz-zi-zu-ma  {var.: 
is-pu-ru-nim-ma):  ,ldin-Sin,  den  Richter  von  Larsa  (13),  ging  er  an  und  (14)  der  rabiänum 
der  Stadt  Kutalla  und  des  Stadtbezirks  und  die  Ältesten  der  Stadt  (15)  traten  hin 
(var.:  schickten  Nachricht)."  Nun  folgt  das  meritorische  Verfahren  (Gottesbeweis).  Der 
angegangene  Richter  und  zugleich  Vorsitzende  des  Richterkollegs  versammelt  also  den 
Senat,  vor  dem  das  Verfahren  stattfindet  Abzulehnen  ist  die  Vermutung  Walthers, 
der  an  mehrere  Verhandlungen  denkt.  —  In  M  45  heißt  es  Z.  7:  DI.  KUD  a-lum 
ip-hu-ur-ma :  „Der  Richter  versammelte  die  Stadt"  (und  im  Tore  des  Marduk  .  .  .  fragten 
sie  den  A,  der  dann  folgendermaßen  aussagte  ....).  Zwar  erwähnt  diese  Urkunde  nicht, 
daß  sich  die  Parteien  an  den  Richter  {DI.  KUD)  wandten,  doch  ist  dies  logische  Voraus- 
setzung für  Z.  7  und  erfolgt  die  Zusammenstellung  des  Richterkollegs  so  wie  in  Str  48. 
Unrichtig  wieder  Walther,  S.  13,  der  annimmt,  daß  „die  Stadt"  behufs  Klarstellung 
vor  Gericht  geladen  würde.  Die  Stadt  (=  die  „Ältesten")  erscheint  vielmehr  als  das 
zur  Entscheidung  berufene  Kolleg,  als  der  Richtersenat.  —  Zu  vergleichen  ist  auch 
CT  VI  8  (BB  92),  wo  es  Z.  13  f.  heißt:  „Auch  den  Lipit-Istar  ging  ich  an";  dieser  wird 
ebenso  als  Vorsitzender  des  Richterkollegs  zu  denken  sein  wie  Amanänum,  der 
sakkanakkum ,  der  Vorsitzende  des  zweiten  Prozesses,  dessen  Beisitzer  in  Z.  2 — 9  auf- 
gezählt werden,  da  es  auch  in  Z.  18  heißt:  „Den  Amanänum  ging  ich  an"  (sc.  beim 
zweiten  Verfahren).  —  Charakteristisch  bleibt  demnach  für  alle  hier  besprochenen  Ur- 
kunden, daß  sie  von  einer  Verweisung  von  einem  Einzelrichter  (Grant  29:  von  zwei 
Richtern)  an  einen  Richtersenat,  und  nie  umgekehrt,  zu  erzählen  wissen,  daß  es  also 
immer  ein  Einzelrichter  ist,  an  den  sich  die  Parteien  zuerst  um  Gewährung  von  Gerichts- 
hilfe wenden. 

"*)  Vgl.  (Rand  Z.  2)  a-na  [N.  iV.]  {Ohv.  1)  da-ia-ni-im:  (Rv.  1—8:  A  und  B  kamen 
vor  diesen  Zeugen)  „zu  [N.  N.],  den  Richter". 
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rd*i»).  Das  Gleiche  ist  aas  Z.  281g.  zu  ersehen,  wo  es  heißt,  daß 
ein  solcher  Richter,  der  von  seinem  Richterstuhl  verjagt  wird,  nicht  mehr 
zurückkehren  und  sich  mit  Richtern  in  einem  Prozesse  nicht  mehr  zu- 
sammensetzen darf  {itti  daiäni  ina  dfnim  ül  idfjfab).  Der  Singular  ist  aber 
andererseits  dadurch  gerechtfertigt,  als  ein  nach  §  5  KIJ  zu  bestrafendes 
1  »elikt  auch  von  einem  einzelnen  Mitgliede  eines  Richterkollegs  begangen 
werden  kann. 

B.  Tempelgerichtsbarkeit  und  Gerichtsbarkeit  weltlicher  Richter. 
Königsgerichtsbarkeit. 
I.  Die  Prozeßurkunden  aus  der  Zeit  der  ersten  Dynastie  von  Babylon 
geben  uns  Beispiele  von  der  Gerichtsbarkeit  sowohl  von  Tempelrichtern 
wie  auch  von  weltlichen  Richtern.  Meißner,  §5,  wollte  allerdings 
die  Rechtsprechung  als  eine  ausschließlich  den  Priestern '^^)  überlassene 
Tätigkeit  erklären.  Allein  gegen  ihn  wandte  sich  bereits  Cuq,  der  die 
Gerichtsbarkeit  weltlicher  Richter  in  dankenswerter  Weise  besonders  be- 
tonte und  das  Tätigkeitsgebiet  sowie  das  Verhältnis,  in  welchem  diese 
beiden  Gruppen  von  Richtern  zueinander  standen,  abzugrenzen  versuchte. 
Nach  seinen  Darlegungen  bestand  weniger  ein  Nebeneinander ,  als  ein 
Nacheinander  von  Tempelgerichtsbarkeit  und  Gerichtsbarkeit  weltlicher 
Richter.  Von  entscheidendem  Einflüsse  seien  die  Reformen  ^ammurapis 
gewesen ,  durch  die  eine  Zentralisation  des  Reichs  angestrebt  werden 
sollte  *^^).  Sei  vordem  weltliche  Gerichtsbarkeit  dann  eingetreten,  wenn 
man  sich  auf  das  Gesetz  des  Königs  berief,  so  habe  Hammurapi  seine 
neuen  Gesetze  direkt  unter  königliche  Autorität  {les  juges  du  roi  f)  ge- 
stellt **®).  C  u  q  s  Auffassung  schloß  sich  K  o  h  1  e  r ,  allerdings  vorsichtig, 
an,  während  sich  Schorr  auf  das  entschiedenste  für  die  von  Cuq 
vertretene  Lehre  einsetzte  und  zu  ihrer  Bestärkung  eine  allerdings  un- 
zureichende Tabelle  über  die  Verschiedenheit  der  Gerichtsverfassung  in 
der  Zeit   vor   und  nach  bzw.  unter  Hammurapi  zusammenstellte  '^'). 

«>»)  Vgl.  über  diese  zuletzt  Koschaker,  RSt  S.  214  (Nachtrag  zu  S.  2^).  —  Die 
stereotype  Redensart  summa  awilum  {irrisum,  re'um  .  .  .) :  „gesetzt  ein  Mensch  (ein  Bauer, 
ein  Hirte  .  .  .)*  sßt'Zt  das  Subjekt  stets  in  den  Singular.  Der  Singular  des  §  5  K^  ist 
von  dieser  Redensart  attrahiert;  vgl.  §§  1 — 3;  6—8. 

«1«)  Ungenau  für:  Tempelrichter;  vgl.  Walther,  S.  180 f. 

«")  Zur  Bedeutung  des  KH  als  Reichsgesetz  vgl.  Koschaker,  RSt  S.  179  fg.;  sein 
Einfluß  auf  das  Partikularrecht  des  Südens  scheint  aber  nicht  allzu  groß  gewesen  zu 
sein;  vgl.  San  Nicolö,  AKT  S.  74. 

*'*)  Vgl.  RA  VII  p.  65  sq. ;  insbes.  p.  68  sq.  —  „Hammourabi  ne  s^est  p<u  contente 
de  reformer  le  droit:  il  institua  une  justice  plus  prompte  et  inspiree  par  un  esprit  nou- 
veau"  (p.  71  sq  ). 

"»)  Vgl.  UAZP  S.  338  fg.;  339c.  Das  Ergebnis  der  Untersuchung  Schorrs  ist, 
daß  ]gammurapi  in  den  letzten  Jahren  seiner  Regierung  eine  einschneidende  Reform  in 
der  Gerichtsverfassung  vorgenommen  habe:  »Den  Tempeln  wird  ihre  richterliche  Funktion 
entzogen  und  staatlichen  Organen,  Zivilrichtern,  anvertraut"   (S.  340). 
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Neuestens  hat  auch  W  a  1 1  h  e  r  diese  Frage  einer  eingehenden  und  gründ- 
lichen Untersuchung  unterzogen  ^^o^^  jjj,  kommt  dabei  (S.  188  f.)  zu  dem 
Schlüsse,  daß  es  im  ganzen  bei  dem  Urteile  C  u  q  s  über  den  mit  Hammu- 
rapi  eingetretenen  Wechsel  bleiben  könne,  wenigstens  unter  zwei  Voraus- 
setzungen: erstens,  daß  durch  die  Seltenheit  der  Urkunden  älterer  Zeit 
und  durch  das  hier  vorwiegende  "Weglassen  des  Titels  der  erkennenden 
Personen  das  statistische  Bild  nicht  verschoben  wird,  und  zweitens,  daß 
wir  die  „Richter"  der  späteren  Urkunden  als  weltliche  Richter  ansprechen 
können.  Die  Verstaatlichung  des  Grerichtswesens  sei  zwar  anzuerkennen, 
aber  der  von  C  u  q  aufgestellte  Gegensatz  verliere  infolge  der  Unsicher- 
heit dieser  Prämissen  doch  an  Schärfe,  „So  können  wir  nur  von  einer 
Einordnung  der  Richter  in  das  staatliche  Grerichts- 
w  e  s  e  n ,  aber  nicht  von  einem  Verschwinden  der  Tempelrichter  reden"  ^^i)^ 

"Walt her  scheint  m.  E.  das  Richtige  getroffen  zu  haben;  die  die 
Grerichtsorganisation  betreffenden  Reformen  Hammurapis  zielten  jedenfalls 
nicht  auf  einen  Bruch  mit  der  Vergangenheit  ab ,  sondern  sollten  nur 
eine  Modifikation  der  Gerichtsorganisation  in  einer  den  Tendenzen  dieses 
Königs  entsprechenden  Weise  herbeiführen.  Wie  wir  uns  aber  eine  solche 
Einordnung  der  Tempelrichter  in  das  staatliche  Gerichtswesen  vorzustellen 
haben,  dafür  gibt  uns  die  Art  und  Weise,  wie  der  König  selbst  in  die 
Rechtsprechung  eingriff,  also  die  königliche  Gerichtsbarkeit,  ein  ent- 
sprechendes Bild.  Wir  werden  füglich  unsere  Untersuchung  mit  der  Be- 
trachtung der  Königsgerichtsbarkeit  beginnen  und  dann  versuchen ,  das 
hier  gewonnene  Bild  für  das  Verhältnis ,  in  dem  die  Gerichtsbarkeit 
weltlicher  Richter  zu  der  der  Tempelrichter  stand,  zu  verwerten. 

II.  Für  die  Beurteilung  der  königlichen  Gerichtsbarkeit  kommt  vor 
allem  in  Betracht  der  Briefwechsel  Hammurapis  mit  Sin- 
idinnam^^^).  In  einer  Reihe  dieser  Briefe  hören  wir  den  König  Recht 
sprechen  und  bei  all  diesen  Beispielen  königlicher  Gerichtsbarkeit  ist  ein 
gemeinsamer  Zug   zu    bemerken:    nicht    der  König    selbst   fällt  die  Ent- 
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220)  S.  181—191;  Übersicht:  S.  183  fg.;  Zusammenzählung:  S.  187. 

221)  S.  191.  Ähnlich  schon  Kohler,  KU  IV  S.  97,  der  ausführt,  daß  aus  den 
ursprünglich  entscheidenden  geistlichen  Richtern,  als  später  die  Entscheidung  an  das 
königliche  Richteramt  gelangte,  Schiedsmänner  und  Eidesstaber  geworden  seien. 

222)  Die  amtliche  Stellung  des  Sin-idinnam  ist  uns  nicht  überliefert.  Ist  er  etwa 
der  rabi  Ämurrim  des  Briefes  K  48  (BB  134)?  So  freilich  King,  LIH  I  p.  XXIV";  vgl. 
dazu  Walther,  S.  146;  106.  Jedenfalls  ist  er  ein  hoher  Beamter  im  Süden  des  Reiches, 
wohl  in  Larsa.  In  der  Urkunde  RA  XI  p.  176  sq.  aus  der  Zeit  Hammurapis  begegnet 
uns  ein  Sin-idinnam  als  Einzelrichter;  Scheil  bezeichnet  Uruk  als  den  Errichtungsort 
der  Urkunde;  es  wird  aber  in  Z.  4  von  einem  Rechtsgeschäfte,  vorgenommen  i-na  pi-ti 
a-bu-ul-lim  s'a  Larsa^i;  „in  der  Öffnung  des  Tores  von  Larsa"  gesprochen.  Gegen  Larsa 
spricht  allerdings  wieder  der  Eid  bei  Samaä  und  Marduk  (statt  bei  Nannar;  vielleicht 
können  wir  aber  doch  den  Richter  dieser  Urkunde  mit  dem  Sin-idinnam  der  Hammurapi- 
briefe  identifizieren.     (So  nach  schriftlicher  Mitteilung  Professors  Koschaker.) 
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Hcheidung,  sondern  er  beschränkt  sich  darauf,  die  Rechtsschutzbedürftig- 
keit des  Klägers  zu  untersuchen,  und  schickt  ihn  dann  zu  Sin-idinnam, 
dem  das  weitere  Verfahren  obliegt,  häufig  mit  einer  bestimmten  Weisung, 
entweder  den  Beklagten  vor  ihn  zu  schaffen  oder  in  einer  gewissen 
Richtung  hin  das  Verfahren  zu  führen.  So  besteht  denn  das  durch  den 
Bericht  des  Klägers  (lamädu)  über  das  ihm  zugefügte  Unrecht  eingeleitete 
Verfahren  vor  dem  Könige  meist  bloß  darin,  daß  dieser  die  von 
der  Partei  produzierten  Beweismittel,  auf  die  sie  ihr 
Recht  stützt,  prüft,  während  das  übrige  Verfahren  Sin- 
idinnam  überwiesen  wird •*').  Dieses  Hin  und  Her  zwischen  König 
und  Sin-idinnam  zeigen  auch  jene  Briefe,  die  von  Prozessen  sprechen,  die 
zuerst  bei  Sin-idinnam   selbst  anhängig  gemacht  wurden"*).    In  diesem 

"»)  Vgl.  K  6  (BB  6),  wo  der  Klager  A  darüber  Beschwerde  führt,  daß  B  ihm 
sein  Feld  eingeklagt  und  Getreide  weggenommen  habe.  Die  von  A  vorgewiesene  Ur- 
kunde wird  vom  König  eingeseht^n  (Z.  12:  tup  puum  i-na  ekallim  in[na-me-ir-ma]:  .Die 
Urkunde  ist  im  Palaste  eingesehen  worden.*)  Nachdem  dies  geschehen,  findet  ^ammurapi 
die  Klage  als  begründet  und  befiehlt  Sin-idinnam,  den  Sachverhalt  zu  untersuchen 
{loa-ar-ka-tam  pu-ru-us-ma:  Z.  17),  B  zum  Schadenersatz  zu  verhalten  und  ihm  eine 
Strafe  aufzuerlegen  (Z.  22:  ar-nam  e-mi-id:  .Eine  Strafe  lege  (ihm)  auf!)  —  K  12 
(BB  10):  Der  König  verweist  den  Kläger  nach  seiner  Einvernahme  an  Sin-idinnam,  dem 
die  (amtliche)  Ladung  und  das  übrige  Verfahren,  das  nach  königlicher  Anweisung  durch- 
zuführen ist,  überlassen  bleibt.  —  K  18  (BB  7):  Der  Kläger  produziert  vor  Uammurapi 
eine  Urkunde;  dieser  überweist  das  weitere  Verfahren  an  Sin-idinnam.  dem  er  dies- 
bezüglich Richtlinien  gibt  und  die  Vorführung  der  Gegenpartei  befiehlt.  —  K  24  (BB  11): 
Nach  Prüfung  der  dem  König  vorgewiesenen  Urkunde  (Z.  18:  /up-pa-s'u  a-mu-ur-ma: 
., Seine  Urkunde  habe  ich  (sc.  U^^^i^urapi)  angesehen*)  wird  Sin-idinnam  angewiesen, 
das  Verfahren  nach  bestimmter  Vorschrift  durchzuführen. 

'**)  Vgl.  K  2  (BB  5):  Der  Kläger  (?)  wird  von  Sin-idinnam  zum  Könige  geschickt; 
dieser  vernimmt  ihn,  schickt  ihn  zu  Sin-idinnam  zurück,  der  nun  die  Gegenpartei  und 
Zeugen,  die  der  Kläger  namhaft  machen  wird,  vor  den  König  zu  senden  hat.  —  K  9 
(BB  9):  Die  Einleitung  des  Verfahrens  erfolgt  durch  einen  Brief  Sin-idinnams  an  den 
König  über  die  jedenfalls  bei  ihm  eingebrachte  Klage.  IJammurapi  befiehlt  ihm,  die 
Parteien  zur  Erledigung  des  Prozesses  vorzuführen  (Z.  21:  a-wa-ti-s'u-nu  li-ig-ga-am-ra: 
, damit  ihre  Streitsache  erledigt  werde");  damit  ist  aber  noch  nicht  gesagt,  daß  der 
König  selbst  den  ganzen  Prozeß  durchführen  wolle.  —  Abweichend  K  28  (BB  12; 
Landsberger,  ZDMG  69  S.  498):  der  Kläger  wendet  sich  an  Sin-idinnam;  vor  ihm 
spielt  der  Prozeß,  doch  wird  Sin-idinnams  Entscheidung  nicht  angenommen.  Nun  schreibt 
Sin-idinnam  an  den  König,  der  die  Entscheidung  Sin-idinnams  vollinhaltlich  bestätigt; 
vgl.  dazu  u.  S.  84 fg.  —  Diesem  für  die  Königsbriefe  typischen  Schema  ähnliches  weist  auf 
der  Brief  RA  XV  p.  139  sq.  Der  Briefschreiber,  Ibni-Adad,  muß  ein  sehr  hoher  Würden- 
träger gewesen  sein.  Dies  ergibt  sich  daraus,  daß  der  Adressat  als  aw'ilu  bezeichnet 
wird,  sich  also  doch  auch  in  hoher  Stellung  befunden  haben  wird  —  Seh  eil  vermutet 
in  ihm  den  Statthalter  von  Sippar  — ,  und  diesem  Anordnungen  von  jenem  gegeben 
werden.  Das  Schema  des  Briefes  ist  folgendes:  der  Kläger  hatte  sich  an  den  Brief- 
schreiber gewendet;  dieser  legt  dem  Adressaten  den  Sachverhalt  dar,  weist  ihn  an, 
das  Verfahren  einzuleiten  und,  wenn  er  den  Kläger  nicht  a  limine  abweist,  den  Be- 
klagten ihm  vorzuführen.  (Vgl.  o.  Anm.  7öa.)  Die  Ähnlichkeit  zum  Königsverfahren 
erklärt  sich  aus  der  Stellung  des  Briefschreibers;  die  Abweichung  von  diesem  liegt  darin, 
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Zusammenhange  sind  aucli  die  beiden  interessanten  Briefe  LC  2  (BB  4) 
und  K  19  (BB  8)  zu  erwähnen,  die  auch  ihrerseits  das  Gesagte  bestätigen. 
In  beiden  Fällen  wendet  sich  nämlich  der  Kläger  an  den  König,  der  ihn 
an  Sin-idinnam  verweist.  Dieser  hat  die  Gegenpartei  vorzuführen  und 
für  die  Durchführung  des  Verfahrens  Sorge  zu  tragen.  Nun  heißt  es 
aber  in  jenen  Briefen  (LC  2,  34f;  K  19,  12 f.):  ki-ma  si-im-da-tim  di-nam 
^n-hi-is-su-nu-ti :  „Nach  den  Satzungen  (Gesetzen)  gewähre  ihnen  das  Ver- 
fahren!" Wir  hatten  bereits  wiederholt  Gelegenheit,  die  Verschieden- 
artigkeit des  königsgerichtlichen  und  des  volksgerichtlichen  Verfahrens 
zu  betonen.  Das  königsgerichtliche  Verfahren  steht  in  einem  gewissen 
Gegensatze  zu  dem  Verfahren  vor  den  anderen  Gerichten  des  Landes. 
Wenn  daher  Hammurapi  Sin-idinnam  anweist,  dinam  Mma  simdatim 
suhizsunuti,  so  kann  man,  vielleicht  nicht  ganz  unberechtigt,  annehmen, 
daß  Hammurapi  hier  auf  das  volksgerichtliche  Verfahren  hinweist,  da 
es  sonst  shndät  sarrim  (Königsgesetze)  heißen  müßte.  Sin-idinnam  habe 
den  Prozeß  nach  den  für  das  volksgerichtliche  Verfahren  geltenden  Regeln 
durchzuführen.  Materiell  Königsgerichtsbarkeit,  soll  das  Verfahren  formell 
volksgerichtlich  sein.  Diese  Vermutung  erhält  eine  Stütze  durch  den 
„an  den  Edeln"  {a-na  a-we-lini)  2^^)  gerichteten  Brief  PßS  101.  Der  uns 
nicht  genannte  Briefschreiber  berichtet  diesem  awilu,  daß  sich  A  mit  der 
Klage  an  ihn  gewendet  habe,  daß  ihn  (A)  eine  Frau  verlassen  und  Vor- 
räte (?)  von  ihm  mitgenommen  habe  und  anscheinend  einen  andern  ge- 
heiratet hätte.  A  wird  nun  vom  Briefschreiber  zu  dem  awilu  geschickt 
und  es  heißt  Z.  24  fg. :  di-nam  ki-ma  si-im-da-ti  {25)  sa  ma-ah-ri-ka  i-ba- 
as-Su-u  {26)  ki-bi-si-im-nia :  „(Dann)  sprich  ihr  ein  Urteil  (gib  ihr,  nämlich 
der  Frau ,  die  den  A  verlassen  hatte ,  einen  Urteilsbefehl)  gemäß  den 
Satzungen ,  die  vor  dir  bestehen"  (=  die  vor  deinem  Gerichte  gelten ; 
Ungnad:  die  bei  dir  sich  befinden).  Der  delegierte  Richter  hat  also 
nach  den  für  sein  Gericht  geltenden  Bestimmungen  zu  urteilen 2^^). 

Ein  dem  für  die  königliche  Zivilgerichtsbarkeit  geltenden  Verfahren 
ganz  analoges  Verfahren  findet  statt ,  wenn  sich  Hammurapi  mit  der 
Entscheidung  strafrechtlicher ,  disziplinarrechtlicher  oder  verwaltungs- 
rechtlicher Fragen    beschäftigt  ^^'').     Schließlich    sei   noch  hervorgehoben, 

daß  die  formelle  Prüfung  der  Klage  nicht  durch  ihn  selbst,  sondern  durch  den  Adressaten 
erfolgen  soll.  Wie  dann  die  Durchführung  des  meritorischen  Verfahrens  gedacht  ist, 
darüber  erfahren  wir  leider  nichts. 

226)  Über  die  Beteiligung  der  awilu  an  der  Rechtssprechung  vgl.  Walther,  S.  67 fg. 

22«)  Ein  ganz  analoges  Bild  bietet  der  Brief  PBS  78  (S.  77).  —  Immerhin  handelt  es 
sich  auch  bei  Richtigkeit  unserer  Vermutung  um  Ausnahmen.  Der  Ausdruck  kima  simddt 
(dinam  sühuzu)  ohne  sarrim  findet  sich  in  Königsbriefen  nur  in  BB  4  und  8;  vgl. 
Walther,  S.  99;  San  Nicolö,  AKT  S.  220  und  oben  S.  26. 

2")  Vgl.  K  11  (BB  31)  und  LC  1  (BB  37).  —  Für  unsere  Frage  belanglos  sind 
die  Briefe  K  78  (BB  22);  K  13  (BB  23);  K  17  (BB  24);  K  42  (BB  25);  K  41  (BB  30). 
Vgl.  noch  K  47  (BB  132;  Walther,  S.  110);  CT  XXIX  16  (BB  133)  über  die  Durch- 
führung königlicher  Vorführungsbefehle. 
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daß  uns  dieselbe  Form  des  Verfahrens,  das  wir  aus  öammurapis  Briefen 
kennen  lernten ,  auch  in  zwei  Briefen  Abi-eSuhs  begegnet ,  die  uns  von 
der  Rechtsprechung  dieses  Königs  zu  erzählen  wissen*"). 

Die  Richtigkeit  unserer  Anschauung  über  den  Charakter  der  Königs- 
gerichtsbarkeit,  die  sich  regelmäßig  nur  mit  der  Prüfung  der  Beweis- 
mittel der  Partei ,  die  ihre  Klage  dem  Könige  vorbringt ,  beschäftigt, 
sich  zur  Durchführung  des  weiteren  Verfahrens  aber  eines  dem  Könige 
untergeordneten  rechtsprechenden  Beamten  im  Wege  der  Delegation  be- 
dient""), ergibt  sich  nicht  nur  indirekt  aus  dem  in  diesem  Punkte  über- 
einstimmenden Inhalte  der  Königsbriefe,  sondern  wird  noch  überdies  direkt 
durch  einen  Brief,  nämlich  PBS  78,  bestätigt.  Dieser  Brief  stellt  das 
Berichtschreiben  einer  nicht  näher  bezeichneten  Person  an  den  König  dar, 
die  den  A  mit  den  Kaufurkunden,  die  der  König  verlangt  hatte  (Z.  6: 
ia  he-li  i-ri-Jfu-Jfu :  „die  mein  Herr  von  ihm  (A)  verlangt  hat"),  zu  diesem 
sendet.  Dann  heißt  es  in  Z.  8  fg. :  he-li  ka-ni-ka-ti-Iu  (9)  li-mu-ur  {10) 
ki-ma  di-nini  ia  ma-liar  be-li-ia  {11)  i-ba-al-Jfu-u  {12)  he-li  a-na  he-el  a-toa- 
ti-Iu  {13)  li-ig-mu-ur :  „Mein  Herr  möge  seine  Urkunden  (9)  einsehen; 
(10)  gemäß  dem  Rechte,  das  vor  meinem  Herrn  (11)  besteht  (gilt),  (12) 
möge  mein  Herr  gegen  seinen  (des  A)  Gegner  (13)  kräftig  (?)  vorgehen  (?)." 
Es  wird  also  hier  auf  das  Königsverfahren  direkt  angespielt  (Z.  10  f.) 
und  im  unmittelbaren  Zusammenhange  damit  die  Prüfung  der  von  der 
Partei  produzierten  Beweismittel  genannt"**). 


"«)  K  92  (BB  68):  die  Partei,  der  das  kdru  von  Sippar  zwei  Jahre  die  Rechts- 
sprechung verweigerte,  wendet  sich  an  Abi-eSuh,  der  sie  an  Sin-idinnam,  das  kdru  und 
die  Richter  von  Sippar  mit  dem  Befehle  an  diese  verweist,  die  Beklagten  zu  laden  und 
nach  Babylon  zu  senden:  (26)  a-wa-ti-su-n{u\  l[i\-[i]n-[n]am-ra:  »damit  ihre  Streitsache  ein- 
gesehen (geprüft)  werde".  Ganz  ähnlich  ist  der  Brief  K  91  (BB  67),  in  welchem  der 
König  über  Klage  einer  Partei  die  Vorführung  zweier  Priester  (Zeugen?),  die  der  Kläger 
namhaft  machen  wird,  anordnet:  (<30)  [wa-ar]-ka-tum  li-ip-pa-ri-is  (?):  , damit  der  Sach- 
verhalt klargestellt  werde".  £s  erfolgt  also  auch  hier  wieder  nicht  die  Entscheidung, 
sondern  nur  die  Prüfung  der  Streitsache  durch  den  König.  Awdiam  amdru  in  K  92,  26 
ist  der  typische  Ausdruck  für  die  Prüfung  der  von  der  Partei  produzierten  Beweismittel 
durch  das  Gericht  (o.  S.  31  f.);  abwegig  Cuq,  RA  VII  p.  93  (,.  .  .  et  qui  recevra  (ict)  la 
Solution*)  und  Walther,  S.  100,  der  an  Berufung  denkt.  Zu  warkatam  pardm  in 
K  91,  30  vgl.  Walther,  S.  220»,  der  aber  mit  dem  Begriffe  einer  .Vollgewalt"  des 
iiltbaby Ionischen  Richters  operiert.  —  Belanglos  ist  K  83  (BB  75;  dazu  Walther,  S.  72). 

**9)  So  andeutungsweise  schon  Walt  her,  S.  lOÜ. 

280)  Wenn  es  weiter  heißt  (Z.  14 fg.):  ka-ni-ik  di-nim  ga-ani-ri  [15)  be-el  a-wa-ti-s'u 
{16)  li-s'e-zi-bu:  ,Eine  Urkunde  über  den  ganzen  Prozeß  (15)  möge  man  seinen  Gegner 
(16)  ausstellen  lassen",  so  ist  damit  natürlich  nicht  gesagt,  daß  der  König  selbst  den 
Prozeß  entscheiden  soll;  die  Betonung  liegt  vielmehr  auf  Z.  8 f.,  dem  kanikdti  amdru. 
—  Vgl.  noch  CT  \T  27  b  (BB  229;  Walt  her,  S.  57;  100),  wo  der  Briefschreiber  den 
König  um  Hilfe  anruft  und  erklärt:  (28)  tup-pi-ia  a-na  be-li-ia  lu-ub-lam:  , meine  Tafeln 
(Urkunden)  will  ich  meinem  Herrn  bringen".  Vgl.  PBS  119,  17  fg.;  102,  6.  —  Für 
unsere  Frage  ergeben  nichts  PBS  103;  104. 
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III.  Wir  wenden  uns  nunmehr  den  uns  erhaltenen  Prozeßurkunden 
zu,  die  von  königlicher  Gerichtsbarkeit  sprechen.  Hier  können  wir  vor- 
weg zwischen  zwei  Urkundengruppen  unterscheiden ;  zwischen  solchen 
nämlich,  in  denen  der  König  selbst  als  Richter  auftritt,  und  solchen, 
in  denen  daiänü"^^^' samm :  „Richter  des  Königs"  entscheiden,  unter 
denen  wir  uns  Richter  besonderer  Natur  werden  vorzustellen  haben. 

Jene  Prozeßurkunden,  die  uns  den  König  selbst  als  Richter  zeigen, 
bieten  ein  ähnliches  Bild  der  Königsgerichtsbarkeit,  wie  die  Königsbriefe, 
die  von  der  Richtertätigkeit  des  Königs  berichten.  Mit  besonderer  Klar- 
heit führt  uns  die  Urkunde  P  10  aus  Nippur  ^^^)  den  Vorgang  eines 
Verfahrens  dieser  Art  vor  Augen.  Nachdem  die  Urkunde  über  das  Er- 
scheinen der  Kläger  vor  König  Hammurapi  und  über  ihr  Klagsvorbringen 
referiert  hat,  heißt  es  Z.  11  fg. :  Lugal.  E  A  Uku.  Us  Lugal .  .  .  (13)  Da.  Ne. 
Ne.  Ta  Mu.  Un.  Sar.  Ri.  Es.  ma  (14)  Di.  Bi  pu-uk-ru-um  Nibru^^-ka  (lö)  Dür. 
Bi.  Ne  Bi.  In.  Diig  (16)  pu-uk-ru-um  Nibru^^-ka  (17)  Inim.  Inim.  Ma  Igi.  Bi. 
In.  Du.  Es-ma  ...  (19)  Ne.  In.  Bi.  Es:  „Der  König  (und)  A,  der  redü  des 
Königs,  .  .  .  (13)  schrieben  (von  ihrer  Seite  aus  =)  ihretwegen  und,  (14) 
daß  das  Verfahren  in  der  Versammlung  von  Nippur  (15)  eröffnet  würde, 
das  befahl  er.  (16)  In  der  Versammlung  von  Nippur  (17)  besahen  sie 
(sc.  die  Mitglieder  dieser  Versammlung)  die  Sache  und  dann  .  .  .  (19)  er- 
klärten sie  (sc.  die  Mitglieder)."  Es  bestätigt  sich  also  auch  hier  wieder 
das  unter  II.  Vorgebrachte;  nicht  der  König  in  eigener  Person  ent- 
scheidet, sondern  die  Gerichtsversammlung  von  Nippur,  die  zu  diesem 
Zwecke  delegiert  wird  ^^^).  Der  Grund,  weshalb  sich  die  Kläger  an  den 
König  wenden ,  ist  wohl  darin  zu  sehen ,  daß  dann  die  Gerichtsbarkeit 
der  delegierten  Behörde  königsgerichtlichen  Charakter  hat  und  so ,  wie 
wir  noch  sehen  werden ,  ein  bindender  Urteilsbefehl  möglich  wird  ^^^. 
Nicht  viel  anders  erfolgt  die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  durch  den 
König  in  zwei  anderen  Urkunden ,  Str  1  und  CT  XXIX  42  f. ,  wo  die 
Parteien  zum  Eide  an  einen  Tempel  verwiesen  werden  ^3*). 


"1)  ÜAZP  292;  Walther,  S.  48 f.;  103;  175. 

23«)  Die  Behauptung  Walthers,  S.  103,  daß  es  sich  in  unserer  Urkunde  um  Rück- 
verweisung der  Klage  an  das  zuständige  Gericht  oder  den  zuständigen  Beamten  handle, 
wie  dies  auch  in  den  Briefen  (Hammurapis)  der  Fall  sei,  ist  völlig  haltlos. 

23»)  Daß  die  Parteien  nach  erfolgtem  Erkenntnisse  noch  einen  Vergleich  schließen, 
spricht  nicht  gegen  uns.  Immerhin  fügen  sich  die  Kläger  der  ihnen  offenbar  keines- 
wegs günstigen  Entscheidung;  das  Klagebegehren  ging  nämlich  auf  900  Sar  anbau- 
fähigen Feldes;  durch  Urteil  wird  aber  den  Klägern  nur  1  Sar  Hausgrundstück  zu- 
gesprochen; auf  Grund  des  Vergleiches  übereignen  die  Beklagten  Vj^^  Sar  teils  Haus, 
teils  Parzelle  an  die  Kläger. 

23*)  In  Str  1  dreht  sich  der  Streit  um  die  Vindikation  eines  Hauses;  König  Nür- 
Adad  von  Larsa  aus  der  Zeit  vor  IJammurapi  vernimmt  die  Zeugen  und  übergibt  sie 
zu  ihrer  Beeidigung  an  das  E.  ALAL.  LA.  MAH,  wo  auch  die  Urkunde  errichtet  worden 
zu  sein  scheint.     In  CT  XXIX  42  f.    (aus  der  Zeit  Ilammurapis  oder  Samsu-ilunas  (?), 
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Der  König  wird  als  Richter  noch  in  einer  Urkunde,  die  vielleicht 
weitgehendere  Schlußfolgerungen  zuläßt,  indirekt  genannt "').  Es  ist  dies 
die  Urkunde  M  43  aas  Kutalla.  Das  erste  der  beiden  in  dieser  Urkunde 
geschilderten  Verfahren,  in  dem  ana  fimdät  Jfarrim :  „nach  den  Gesetzen 
des  Königs",  geklagt  wird,  spielt  vor  den  „Richtern"  (daiänü)  schlecht- 
hin, die  die  Parteien  zum  Eide  an  das  „Tor  der  Göttin  Nin-mar"  ver- 
weisen (i^-ru-du-Jfu-nu-ti-ma :  Z.  6).  An  den  nun  folgenden  Eid  des  Klägers 
schließen  die  Z.  13  fg.  mit  folgender  Bemerkung  an :  iJf-tu  ^^^Ri-im-*^^Sin 
{14)  *Vkiräm  ü  bitam  a-na  Ä  (Id)  u-hi-ir-ru  (16)  i-tu-ur  B:  „Doch  nach- 
dem (obwohl)  Rim-Sin  (14)  den  Garten  und  das  Haus  dem  A  (dem  Kläger 
des  ersten  Prozesses)  (15)  zugesprochen  hatte,  (16)  kam  B  (der  Kläger 
des  zweiten  Prozesses)  darauf  zurück.*  Die  Frage  ist  nun ,  wie  dieser 
Satz,  der  den  König  Rim-Sin  plötzlich  als  den  eigentlichen  Richter  im 
ersten  Prozesse  erscheinen  läßt,  zu  erklären  sei.  Ich  glaube,  es  handelt 
sich  dabei  weniger  darum ,  den  Gegensatz  zwischen  Rim-Sin  von  Larsa 
und  yammurapi  von  Babylon  zu  betonen ,  wie  dies  W  a  1 1  h  e  r ,  S.  92, 
meint  —  bei  IJammurapi  wird  ja  auch  erst  im  zweiten  Prozesse  ge- 
schworen —  als  vielmehr  um  die  Hervorhebung  von  Königsgerichtsbar- 
keit. Wenn  der  kurzweg  als  „die  Richter"  bezeichnete  Senat  des  ersten 
Prozesses  im  Namen  des  Königs  Recht  gesprochen  hätte,  dann  wäre  es 
leicht  erklärlich ,  daß  der  König  selbst  als  der  Richter  bezeichnet  und 
so  der  Charakter  der  durch  den  Senat  ausgeübten  Königsgerichtsbarkeit 
betont  wird.  Ob  diese  Richter  des  ersten  Prozesses  nun  als  vom  Könige 
im  einzelnen  Falle  delegierte  Richter  oder  als  seine  Beamten,  daiänü^^^ 
SaiTim,  anzusehen  sind,  das  muß  allerdings  dahingestellt  bleiben. 

Damit  haben  wir  aber  zugleich  den  Übergang  zu  der  anfangs  er- 
wähnten zweiten  Gruppe  von  Prozeßurkunden  gewonnen,  in  denen  daidnü*^^' 
jfarrim:  „Richter  des  Königs",  die  Gerichtsbarkeit  ausüben.  Hier  sind 
zu  erwähnen  die  Urkunden  R  10,  8  f.  (Schorrll,  6;  Walt  her,  S.  16) 
aus  der  Zeit  König  Zabiums;  LC  104,  7  (UAZP  293;  Walt  her,  S.  16,  213) 
aus  der  Zeit  Hammurapis  und  CT  VIII  24  b,  5  (UAZP  267;  Walt  her, 
S.  14 f.;  77)  aus  der  Zeit  König  Samsu-ilunas"6).  Schon  Schorr  I, 
S.  110,  hat  ausgesprochen,  daß  man  die  als  „Richter  des  Königs"  be- 
zeichneten Personen  als  „vom  König  eingesetzte  Beamte",  als  „Bezirks- 
amtsrichter" in  den  größeren  Städten,  auf  deren  Umgebung  sich  ihre 
Kompetenz  erstreckte  (UAZP  S.  343)  anzusehen  habe.  Wenn  wir  uns  auch 
zu   einer    derart  allgemein  gefaßten  Behauptung  nicht  bekennen  können, 

Walther,  S.  228)  verweist  der  König  die  Parteien  zum  Eide  an  das  Heiligtum  des 
Gottes  Ama;  dort  kommt  auch  die  Beendigung  des  Streites  zustande. 

*»")  Die  Urkunde  VS  XIII  71  -|-  a  aus  der  Zeit  Rim  Sins  von  Larsa,  in  der  der 
König  als  Richter  erwähnt  wird,  ist  dunkel  und  ihre  Wertung  nicht  möglich. 

"8)  Derselbe  rdbis  daidni  (Sumälum  ?)  wie  in  R  10,  35  begegnet  uns  in  Peek  13, 
Rv.  9,  ohne  daß  die  Urkunde  von  , Königsrichtern "  spräche;  vgl.  Walther,  S.  16. 


—  so- 
so acheint  doch  schon  aus  der  Terminologie  dieser  Richter  hervorzugehen, 
daß  wir  es  hier  mit  Beamten  des  Königs  zu  tun  haben,  deren  Betrauung 
mit  der  Gerichtsbarkeit  durch  den  König  eine  wiederholte ,  regelmäßige 
gewesen  sein  mag.  Auf  diese  seine  Beamten  stützte  sich  der  König  bei 
der  Ausübung  seiner  Gerichtsbarkeit,  und  wenn  auch  ihr  Tätigkeitsfeld 
nach  der  Zahl  der  uns  erhaltenen  Urkunden  dieser  Natur  ein  beschränktes 
gewesen  sein  mag,  so  finden  wir  dafür  solche  Königsrichter  schon  früh- 
zeitig, wie  die  Urkunde  R  10  beweist,  in  der  Zeit  König  Zabiums,  des 
dritten  Vorgängers  Hammurapis,  also  zu  einer  Zeit,  in  der  die  Tempel- 
gerichtsbarkeit noch  in  voller  Blüte  stand.  Und  nicht  nur  für  das  Nord- 
reich sind  uns  „Richter  des  Königs"  bezeugt ,  auch  zwei  Urkunden  aus 
dem  Südreiche  erwähnen  sie,  nämlich  die  Urkunde  Str  10,  15  f.  aus  der 
Zeit  Rim-Sins ,  die  von  Richtern  des  Königs  {DL  KUD.  E.  NE  sarrim) 
von  Larsa  und  Ur  spricht  —  aus  derselben  Zeit  stammt  die  schon  be- 
sprochene Urkunde  M  43  aus  Kutalla  bei  Larsa  —  und,  was  besonders 
hervorgehoben  sein  soll,  die  Urkunde  Inv.  des  tablettes  de  Tello  II  1010 
(Genouillac,  RA  VIII  26 ;  p.  31  sq.)  aus  der  Zeit  der  Dynastie  von  Ur 
(ca.  2301—2185),  die  in  Rv.  1.  1 :  DI.  KUD  Lugula.  Ge:  den  „Richter  des 
Königs"  erwähnt  23'). 

Wenn  wir  uns  also  unter  Bedachtnahme  auf  die  dargelegten  Rechts- 
denkmäler ein  Bild  von  der  königlichen  Gerichtsbarkeit  in  der  Zeit  der 
ersten  Dynastie  von  Babylon  machen  wollen ,  so  dürfen  wir  wohl  aus- 
sprechen ,  daß  entweder  der  König  unmittelbar  in  die  Rechtsprechung 
eingrifi",  indem  er  über  Klagen,  die  die  Parteien  vor  ihn  brachten,  Recht 
sprach,  sich  aber  bei  Durchführung  des  Prozesses  sowohl  seiner  Beamten, 
die  gegebenenfalls  nach  Prüfung  der  Beweismittel  durch  den  König  von 
ihm  Anweisungen  erhielten  (Sin-idinnam),  als  auch  im  Wege  der  Delegation 
lokaler  Gerichtsbehörden  zu  bedienen  pflegte ,  oder  aber  „Richter  des 
Königs"  {daiänü  sarnm),  als  von  ihm  eingesetzte  Beamte,  im  Namen  des 
Königs  (vgl.  M  43 !)  Recht  sprachen,  in  welchem  Falle  wir  vielleicht  von 
mittelbarer  Königsgerichtsbarkeit  sprechen  können.  Welche  Form  der 
Königsgerichtsbarkeit  die  ältere,  ursprünglichere  gewesen  sein  mag,  kann 
wegen  des  geringen  Urkundenmaterials  nicht  mit  Sicherheit  festgestellt 
werden ;  wir  werden  uns  aber  den  Entwicklungsgang  dergestalt  vorstellen 
dürfen,  daß  sich  der  König  zunächst  seiner  eigenen  Beamten  bediente, 
als  welche  uns  denn  auch  die  „Richter  des  Königs"  schon  in  früher  Zeit 
begegnen.     Erst   mit   Erstarken   der   königlichen   Zentralgewalt,    deren 


2")  Nichts  mit  königlicher  Rechtssprechung  hat  das  in  einigen  Urkunden  erwähnte 
misaram  s'akdnu  (,eine  Seisachtie  erlassen")  des  Königs  zu  tun;  es  dient  vielmehr  zur 
Datierung  (11.  Reg.-Jahr  Sumula-ils);  vgl.  Schorr,  Seisachtie,  S.  IP.  So  R  8,  18 f.; 
CT  VI  42a,  16  f.;  Peiser,  KB  IV  10,  25  fg.;  CT  IV  42a,  46  f.  Um  Seisachtie  handelt 
es  sich  auch  in  R  103,  7;  dazu  Koschaker,  BR  S.  7  fg.;  Walther,  S.  83  fg.  —  Vgl. 
Walther,  S.  13 fg. 


-    81    - 

Bestehen  in  den  ersten  Zeiten  der  Uammurapi-Dynastie  wohl  noch  nicht 
angenommen  werden  kann,  mochte  sich  der  König  auch  anderer  be- 
stehender lokaler  Behörden  bedienen.  All  diesen  richterlichen  Behörden, 
die  entweder  im  Namen  des  Königs  oder  auf  Grund  dessen  Delegation 
entschieden,  wird  der  Charakter  der  Königsgerichtsbarkeit  und  mit  ihm 
ihren  Entscheidungen  die  bindende  Kraft  königlicher  Urteile  zugekommen 
sein.  Aus  den  Urkunden  selbst  ist  dieser  Umstand  nicht  ersichtlich,  da 
es  auch  hier  wenigstens  formell  zu  einem  Friedegedinge  der  Parteien 
kommt. 

IV.  Wie  wir  soeben  gesehen  haben,  war  die  Delegation  lokaler  Be- 
hörden durch  den  König  zur  Entscheidung  eines  ihm  vorgelegten  Streit- 
falles ein  wichtiges  Hilfsmittel  bei  der  Ausübung  der  Königsgerichts- 
barkeit im  altbabylonischen  Rechte.  Desselben  Mittels  der  Delegation 
bedienten  sich  aber  auch  andere  von  den  Parteien  angegangene  Gerichts- 
behörden *'®)  und  durch  Heranziehung  lokaler  Obrigkeiten  wurden  auch 
die  Senate  in  den  Urkunden  M  45,  Str  48  und  R  60  gebildet"»). 

In  gleicher  Weise,  wie  Delegationen  seitens  richterlicher  Behörden 
an  andere  obrigkeitliche  Personen  bzw.  Kollegien,  die  sich  auch  mit  der 
Rechtsprechung  befaßten,  erfolgten,  kam  es  auch,  wie  uns  mehrere  Ur- 
kunden deutlich  zeigen ,  zur  Überweisung  des  Verfahrens  an  Tempel- 
gerichte durch  weltliche  Richter.  Notwendigerweise  mußten  —  wie  wir 
dies  bei  Erbteilungen  und  Gesellschaftsauflösungen  gesehen  haben 
(o.  S.  59  f.)  —  alle  jene  prozessualen  Handlungen  im  Tempel  spielen,  bei 
denen  es  zu  einer  Eidesleistung ,  Deklaration  (burru)  vor  einem  Gotte 
oder  göttlichen  Wahrzeichen  oder  zu  einem  Gottesbeweise  (Herausreißen 
des  Wahrzeichens)  kam.    So  heißt  es  z.  B.  in  der  wiederholt  angeführten 


«")  In  M  43  verweisen  die  «Richter*  im  ersten  Prozesse  die  Parteien  an  das  ,Tor 
der  Göttin  Nin-mar*;  im  zweiten  Verfahren  an  die  Stadt  und  die  Ältesten  (Z.  19  f.: 
daidmif^es  ana  dlim  ü  s'ibütim  itrudusunutima).  —  In  VS  VII  56  verweisen  der  awelum 
A  rdbi^  (.der  Edle  A,  der  Archivar*)  und  der  mu'irru  des  Palasttores  an  den  Dub.  Sar. 
Zag.  Ga,  der  den  warkum  von  Kiä  und  die  mdru  bdbtim  versammeln  soll. 

"»;  In  M  45,  7  »versammelt  der  Richter  die  Stadt  (d.  h.  die  Ältesten  der  Stadt 
Kutalla?)*:  DI.  KUD  a-lum  ip-^u-ur-ma;  vgl.  Walther,  S.  13;  208^  —  In  ptr  48 
wird  von  der  Partei  der  Richter  von  Larsa  angegangen  {mahdru:  Z.  13),  worauf  es 
heißt:  (14)  ,der  rabidnum  der  Stadt  Kutalla  und  des  Stadtbezirks  (irfitim)  und  die 
Ältesten  der  Stadt  {si-bu-ut  alim)  (15)  traten  hin*  {iz-zi-zu-ma;  Var.:  is'pu-ru-nim-ma: 
.schickten  Nachricht*);  vgl.  Walther,  S.  111.  —  In  R  60  entscheiden  die  awilü 
«vor"  {maffor)  dem  sdpir  von  Sippar,  der  der  Vorsitzende  des  Senats  gewesen  zu  sein 
scheint.  Anders  freilich  Schorr,  UAZP  286  zu  Z.  11;  gegen  ihn  schon  Walther, 
S.  140,  nach  dessen  Auffassung  wieder  die  awilü  zu  schlecht  abschneiden;  sie  sind  nicht 
einfache  Sachverständige,  sondern  fällen  selbst  die  Entscheidung  (Z.  10 fg.:  ubirru: 
(vor  dem  sdpir  von  Sippar)  , sprachen  sie*  (so  und  so  viel  von  der  Mauer  dem  A)  ,zu'). 
Vielleicht  denkt  aber  Walther  an  sachverständige  Richter.  —  Verweisungen  an  ein 
anderes  Gericht  sind  vielfach  in  Briefen  zu  finden;  so  in  PBS  7  (vgl.  o.  S.  28)  eine 
Verweisung  an  die  Richter  der  Stadt  Nippur. 

6 


Urkunde  M  43,  5  fg. ,  daß  die  Parteien  vor  die  Richter  {daiänü^^^')  ge- 
kommen seien  und  diese  sie  an  das  Tor  der  Göttin  Nin-mar  verwiesen 
hätten  (Z.  6 :  Urudulunutimd) ;  darauf  habe  A  (vor)  den  Richtern  des 
Tores  der  Nin-mar  (Z.  7  :  (makar)  daiäne^"^  ia  häh  ^^^Nin-mar^^)  einen  Eid 
geleistet.  Demgemäß  müssen  wir  also  die  „Richter"  von  den  delegierten 
Tempelrichtern,  vor  denen  geschworen  wird,  unterscheiden^^"). 

Die  Tempelrichter  spielen  in  Urkunden  dieser  Art,  um  mit  K  o  h  1  e  r 
zu  sprechen ,  die  Rolle  von  Eidesstabern.  Allein  es  finden  sich  auch 
Urkunden,  die  Hinweise  auf  gemischte  Senate  aus  Terapelrichtern  und 
weltlichen  Richtern  enthalten.  Hier  will  ich  speziell  die  Urkunde  CT  VI  6 
(UAZP  281 ;  Walther,  S.  182)  hervorheben,  da  diese  verhältnismäßig 
später  Zeit ,  der  Regierungszeit  des  Königs  Ammi-zaduga ,  des  vierten 
Nachfolgers  Hammurapis  und  vorletzten  Königs  der  ersten  babylonischen 
Dynastie ,  angehört  und  es  bezeichnend  ist ,  noch  zu  dieser  Zeit  recht- 
sprechende Tempelrichter  vorzufinden.  Am  Ende  dieser  Urkunde  werden 
die  Namen  der  Richter  in  Z.  49  fg.  angeführt,  und  zwar  zuerst  Z.  49 — 52 
die   Namen   dreier   (oder  vierer?)    als  Priester   (sangü)   bezeichneter  Per- 


2*°)  Ebenso  Grant  27 :  Die  Parteien  gehen  den  N  an  (ma^dru) ;  dieser  verweist  sie 
an  denNin-mar-Tempel:  (7)  a-na  hit  H^Nin-marki  (8)  it-ru-du-ni-s'u-nu-ti-i-ma;  im  Nin-mar- 
Tempel  gewähren  ihnen  die  Richter  das  Verfahren  {dinam  sühuzu:  Z.  10  f.)  und  lassen 
den  Beklagten  schwören.  Genau  so  Grant  56 ;  ähnlich  Grant  29  (o.  S.  70  f.).  Desgleichen 
sind  die  in  M  100  (UAZP  296;  Walther,  S.  19;  196;  254)  das  Verfahren  gewährenden 
, Richter"  von  den  Marduktempelleuten  zu  scheiden,  die  die  Beklagten  ausforschen 
(Z.  13:  u-ha-ah-hu-si)  und  schwören  lassen.  Diese  letzteren  sind  auch  das  am  Ende 
der  Urkunde  namentlich  angeführte  Kolleg  (die  ersten  neun  Zeugen  sind  ,, Kämmerlinge 
des  Marduktempels").  Unter  den  Zeugen  ist  Z.  33  ein  Bote  des  Obersten  des  Gerichts 
{rakbu  (:  Rd.  Gab)  s'a  ri-ei  di-{ni-irn\)  genannt;  dieser  mag  vielleicht  den  erstgenannten 
„Richter^-Senat  beim  Schwüre  der  Beklagten  vor  den  Tempelleuten  vertreten  haben. 
Gerade  so  scheinen  die  Dinge  zu  liegen  in  der  Urkunde  RA  XI  p,  176  sq.;  der  an- 
gegangene Richter  Sin-idinnam  (o.  Anm.  222)  verweist  den  Kläger  zum  Eid  in  den 
Samastempel,  wo  auch  geschworen  wird.  Als  Zeugen  sind  genannt  ein  sangü  (Priester; 
Z.  32),  ein  paus  bit  i^'^Samas  (Salbpriester  des  Samaätempels;  Z.  33)  und  ein  rakbu 
(Rä.  Gab;  Bote;  Z.  34).  Die  Vermutung  liegt  nahe,  auch  hier  an  einen  vona  Richter  ent- 
sandten Boten  zu  denken.  —  In  der  Urkunde  CT  II  9  (Walther,  S.  61;  198)  erfolgt 
eine  Verweisung  von  der  weltlichen  Behörde  (den  Ältesten  von  Hudadu  und  Sibäbum  ?) 
an  den  Tempel;  der  Eid  (besser:  Gottesurteil)  muß  natürlich  vor  den  Tempelleuten  ab- 
gelegt worden  sein.  —  Von  einem  Verfahren  (so  mit  Walther,  S.  18;  208  gegen  Cuq, 
RA  VII  p.  962),  das  in  Babylon  spielt,  berichtet  die  Urkunde  R  26  (UAZP  284);  die 
Richter  von  Babylon  und  die  von  Sippar  gewähren  das  Verfahren  {dinam  dänu);  darauf 
folgt  ein  Eid  im  Marduktempel,  wobei  in  Z.  13—23  die  Namen  der  Eideszeugen  (vgl. 
Z.  24  fg.)  verzeichnet  sind.  —  In  M  78  (=  Str  44;  UAZP  171)  verweisen  die  aufgesuchten 
{kasddu)  Richter  die  Parteien  in  den  Samastempel,  wo  die  Verrechnung  und  der  Eid 
stattfinden.  Auf  der  Innentafel  heißt  es  freilich  nur:  (5)  a-na  bit  i^^Samas  i-ru-bu-u-ma : 
,In  den  SamaStempel  traten  sie  (sc.  die  Parteien)  ein";  die  Außentafel  erwähnt  aber, 
daß  die  aufgesuchten  „Richter"  die  Parteien  dorthin  verwiesen  (if-ru-du-su-nu-ti-mä), 
also  zu  einer  anderen  Behörde  geschickt  hätten;  so  gegen  Walther,  S.  199. 
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sonen  und  darauf  Z.  53—57  die  von  fünf  Richtern  {dedänum) ,  die  zu- 
sammen das  RichtorkoUeg  gebildet  hatten***). 

Als  Ergebnis  unserer  Ausführungen  wird  vielleicht  folgendes  fest- 
gestellt werden  können :  Der  Entwicklungsgang,  den  das  altbabylonische 
Gerichtswesen  in  der  Zeit  der  öammurapidynastie  genommen  hat,  er- 
klärt sich  aus  dem  Bestreben,  das  alte,  aus  Schiedsgerichtsbarkeit  her- 
vorgegangene Verfahren  in  ein  solches  mit  mehr  oder  minder  öflPentlich- 
rechtlichem  Charakter  überzuleiten  und  die  (lerichtsbarkeit  zu  verwelt- 
lichen, so  daß  in  der  späteren  Zeit  —  der  Wandel  beginnt  insbesondere 
unter  yamraurupi  —  die  Tempelrichter  in  der  Regel  nur  als  Eideszeugen, 
als  Eidesstaber  fungierten.  An  eine  tief  einschneidende,  von  neuen  Ge- 
danken getragene  Gerichtsreform  öammurapis,  wie  sie  sich  Cuq  denkt, 
möchte  ich  nicht  glauben ;  der  Entwicklungsgang  ist  vielmehr  ein  orga- 
nischer, und  yammurapi,  ein  König,  der  sich  um  die  Gesetzgebung  und 
Rechtsprechung  seines  Landes  lebhaft  bemühte,  knüpfte,  wie  er  sich  auch 
in  seinem  Gesetzbuche  auf  alte  Vorlagen  in  weitestgehendem  Maße  stützte, 
an  bereits  bestehende  Übungen ,  an  schon  vorhandene  Ideen  an  —  wir 
haben  ja  Königsrichter  schon  in  der  Zeit  vor  yammurapi  angetroffen  — , 
wenn  er  auch  das  Gerichtswesen  bewußt  in  der  aufgezeigten  Richtung 
zu  fördern  bestrebt  war. 

V.  Der  Entwicklungsgang,  den  der  altbabylonische  Prozeß  in  der 
Zeit  der  ersten  Dynastie  genommen  hatte,  ging  jedoch  nicht  so  weit,  die 
richterliche  Entscheidung  mit  Rechtskraft  zu  versehen.  Sie  blieb  ein 
Streitbeendigungs  v  0  r  s  c  h  1  a  g ,  der  erst  durch  das  Friedegedinge  der 
Parteien,  den  Streitbeendigungs v e r t r a g ,  rechtliche  Geltung  erlangte. 
Dies  gilt  allerdings  nur  für  das  volksgerichtliche  Verfahren ,  dessen 
richterliche  Entscheidung  ja  im  vorigen  Abschnitte  Gegenstand  unserer 
Betrachtung  war.  Im  Verfahren  vor  dem  Königsgerichte  dagegen  begann 
sich,  wenn  wir  richtig  sehen,  die  Idee  der  Rechtskraft  der  Entscheidung 
bereits  in  altbabylonischer  Zeit  durchzusetzen.  Dafür  sprechen  schwer- 
wiegende Argumente ,  die  wir  aus  einzelnen  Urkunden  ableiten  können. 
Der  Zeitpunkt  allerdings,  in  welchem  dieser  Gedanke  zum  Durchbruche 
kam,  ist  wegen  des  geringen  Quellenmaterials  nicht  mehr  festzustellen. 
Jedenfalls  läßt  sich  aber  sagen,  daß  eine  Entscheidung  König  Hammurapis 


***)  Freilich  ist  Kläger  in  diesem  Prozesse  ein  satammu,  ein  Verwalter  von 
(Tempel)voriäten  (vgl.  Walt  her,  S.  135)  und  mag  deshalb  die  Mitwirkung  von  Tempel- 
richtern gegeben  sein.  Zur  Urkunde  vgl.  San  Nicolö,  AKT  S.  129  f.  —  Vgl.  ferner 
AJSL  XXIX  p.  172  sq.,  9  sq.,  wo  ein  Richter  von  Babylon  und  einer  (?)  von  Sippar  als 
weltliche  Richter  und  die  Samaspriesterin  des  gagiim  (außen:  der  Richter  der  §amas- 
prie3ter(innen>)  entscheiden.  —  6  30:  Urastempelgericht;  der  vorletzte  Zeuge  wird  als 
Priester  {s'angü)  des  Sin  hervorgehoben  (Rv.  11);  dann  folgt  der  Name  eines  , Richters*. 
—  VS  Yil  158:  Zuerst  sind  acht  Namen  angeführt,  dann  ein  , Priester"  der  Istar; 
fraglich  bleibt,  ob  die  andern  Richter  weltliche  Richter  waren. 
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bereits  diesen  Charakter  zeigt.  Andererseits  können  wir  aber  diesen 
Zeitpunkt  erheblich  früher  auch  nicht  vermutungsweise  ansetzen ,  da  ja 
das  Erstarken  der  staatlichen  Zentralgewalt  offenbar  erst  unter  diesem 
Könige  merklich  einsetzte  und  wir  vordem  an  einen  rechtlichen  Zwang 
wohl  kaum  werden  denken  können. 

Der  Beweis  für  unsere  Annahme,  daß  das  Königsgericht  Urteile 
mit  rechtlich  bindender  Kraft  sprach ,  ist  einmal  auf  diese  Weise  zu 
führen,  daß  wir  kein  Beispiel  haben  von  der  Ablehnung  einer  königlichen 
Entscheidung,  wohl  aber  solche  Urkunden,  in  denen  ein  anderer  (volks- 
gerichtlicher) Richterspruch  abgelehnt  wird.  "Wir  brauchen  uns  aber 
nicht  auf  diese  negative  Beweisführung  allein  zu  beschränken.  Die 
bindende  Kraft  der  richterlichen  Entscheidung  des  Königs  zeigt  sich 
positiv  darin ,  daß  die  Partei ,  der  Kläger ,  auch  ein  ihm  gänzlich  un- 
günstiges Urteil  im  Königsprozesse  annimmt ,  das  er  in  einem  früheren 
Verfahren  abgelehnt  hatte.  So  fällt  der  König  (Hammurapi  oder  Samsu- 
iluna  ?)  in  dem  subjektiv  stilisierten  ProzeBprotokolle  CT  XXIX  42  f. 
im  dritten  Verfahren  ein  Beweisurteil,  ganz  analog  dem  des  ersten  Pro- 
zesses ,  das  die  Kläger  abgelehnt  hatten.  Daraufhin  ziehen  die  Kläger 
ihre  Klage  zurück ,  indem  einer  von  ihnen  seinen  Verdacht  gegenüber 
den  Beklagten  als  unbegründet  hinstellt  und  erklärt:  „Die  Mörder  meines 
Vaters  kenne  ich"  ,  und  die  eine  von  den  beiden  Beklagten  leistet  einen 
Reinigungseid,  ganz  ähnlich  dem,  den  die  Richter  des  ersten  Verfahrens 
vorgeschlagen  hatten  und  der  abgelehnt  worden  war.  C  u  q  ist  diese 
Verschiedenheit  im  Verhalten  der  Partei  (nach  ihm  der  Beklagten ;  richtig 
der  Kläger)  vor  dem  Senate  des  ersten  Verfahrens  und  dem  Könige  auf- 
gefallen. Allein ,  C  u  q  irrt  ab ,  indem  er  die  erste  Entscheidung  als 
Interlokut  ansieht  und  in  der  Entscheidung  des  Königs  une  ordalie  en 
paroles  erblickt.  Richtig  ist  aber ,  daß  der  König  einen  Reinigungseid 
desselben  Charakters  anordnet,  wie  die  Richter  des  ersten  Verfahrens  ^^^). 
Liegt  aber  nicht  hierin  der  Grund  der  anderen  Haltung  der  Parteien 
vor  dem  Könige ,  so  muß  er  eben  der  sein ,  daß  die  Entscheidung  der 
ersten  Richter  die  Parteien  nicht  band,  die  königliche  Entscheidung  aber 
von  den  Parteien  nicht  abgelehnt  werden  durfte  und  konnte,  sie  also  mit 
Rechtskraft  versehen  war. 

Unsere  Vermutung  wird  weiter  bestätigt  durch  einen  Brief  Hammu- 
rapis  an  Sin-idinnam,  den  Brief  K  28  (BB  12;  Landsberger,  ZDMG  69 
S.  498).  Der  Sachverhalt  ist  kurz  folgender :  A  ist  seiner  Verpflichtung 
zur  Leistung  einer  Getreideabgabe  für  ein  in  seinem  Besitze  befindliches 


*")  Vgl-  RA-  VIII  p.  181.  —  Aus  der  Verschiedenheit  der  Terminologie  von  Z.  12: 
li-iz-ku-ru:  ,(A)  soll  schwören")  und  Z.  25  f.:  a-na  HuA-ma  .  .  .  {26)  it-ru-da-na-ü-im-ma: 
,zum  Gotte  Ama  .  .  .  (26)  schickte  uns  (der  König)"  kann  ein  solcher  Schluß  nicht  ge- 
zogen werden. 
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Feld   des  B   nicht   nachgekommen.     B  wendet  sich  nun  an  Sin-idinnam. 
In  dem  Verfahren  vor  diesem  beteuert  A,  das  auf  diesem  Felde  geemtete 
Cretreide   mit   anderem  Getreide   vermengt  zu  haben  und  beantragt,   die 
Menge   des   abgabepflichtigen  Getreides    auf  magischem  Wege  durch  die 
Gotteswaffe   festzustellen   {burru).     Sin-idinnara   macht   diesen   Vorschlag 
des  Beklagten    zu  dem  seinen   (Z.  20—22) ,    allein :    {lö)[z]u-iia-ar  B  u-ul 
im-gur  {16)   um-ma  Su-nia  {17)  ha-lum  B  u-ul  m(?)-[?  ?  i]<  (?):    ,Der  junge 
Mann  (Gehilfe)   des  B   weigerte  sich   (wollte  nicht) ;    (16)  also  sagte  er : 
(17)    ,Ohne  B  nicht...*"    (Ungnad,   geraten   nach   dem   Zusammen- 
hange:   „Ohne  B   kann   ich  nicht  handeln").     Sin-idinnam  berichtet  dem 
Könige   darüber   und   dieser   antwortet  mit  den  bezeichnenden  "Worten : 
{24)  ki-ma  ta-aS-pur-am  {25)  Se'a-am  ma-la  i-na  eqü  B  {26)  ih-hi-u  {27)  i-na 
*V*kakkim  Jfa  ilim  U-hi-ir-i^-u-ma   {28)   Jfe'a-am  mi-ki-is  eqli-jfu   {29)  B   {30) 
a-pu-ul:  „So  wie  du  schreibst,  (25)  soll  man  das  Getreide,  soviel  auf  dem 
Felde   des  B   (26)   gewachsen  ist,   (27)   durch  die  Gotteswaife  genau  be- 
stimmen ;  (28)  das  Getreide,  die  Abgabe  seines  Feldes,  (29)  sollst  du  dem 
B  (30)  geben."     ö^mmurapi  entscheidet  also  in  dem  gleichen  Sinne  wie 
Sin-idinnam,   dessen  Entscheidung  von  dem  Stellvertreter  des  Klägers  B 
nicht    angenommen    wurde,   ja  Cuqs  Ausführungen  zu  CT  XXIX  42  f. 
zum  Trotz ,   sogar  mit  den  gleichen  Worten.     Man  darf  auch  nicht  ein- 
wenden  —    wie   man  etwa  nach  der  geratenen  Übersetzung  Ungnads 
schließen  könnte  — ,  daß  das  Urteil  Sin-idinnams  deshalb  von  dem  jungen 
Manne  des  B   nicht   angenommen   wurde ,    weil  ihm  hierzu  die  Befugnis 
fehlte.     Denn  einmal  mußte  dieser  die  nötige  Vollmacht  besitzen,   wenn 
er  sich  in  den  Prozeß  eingelassen  hatte  und  von  Sin-idinnam  zugelassen 
worden    war ,    und    wollte   man  auch  dies  leugnen ,    so  wäre  andererseits 
nicht   zu   verstehen,    daß   sich  Sin-idinnam   an  Hammurapi   um  Fällung 
einer  Entscheidung  wandte,  wenn  das  Verfahren  vor  ihm  lediglich  mangels 
einer  Ermächtigung  des  prozessualen  Stellvertreters  zum  Abschluß  eines 
so  beschaffenen  Streitbeendigungsvertrages  doch  nur  einstweilen  ergebnis- 
los verlaufen  wäre.    Sin-idinnam  wird  vielmehr  nur  deshalb  die  königliche 
Entscheidung   einholen ,    um   dann   unter   königlicher   Autorität  bindend 
entscheiden  zu  können. 

Diese  beiden  letztgenannten  Urkunden  sind  m.  E.  eindeutige  positive 
Zeugnisse  von  der  bindenden  Kraft  des  königlichen  Urteils.  Die  Königs- 
gerichtsbarkeit,  die,  wie  wir  schon  oben  gesehen  haben,  die  Ladung 
der  Parteien  durch  das  Gericht  statt  der  volksgerichtlichen  privaten 
Personenladung  durch  den  Kläger  entwickelt  hatte,  die  sich  auch  in  der 
Form  der  Klageerhebung  in  Gegensatz  zum  Volksgerichte  stellte  und  bei 
der  die  zwangsweise  Vorführung  der  sich  weigernden  Partei  regelmäßig 
möglich  war  und  angeordnet  wurde ,  kannte  also  auch  die  Parteien 
bindende  Entscheidungen  und  hatte  auf  diese  Weise  die  Rechts- 
kraft  des  Urteils   ausgebildet.     Sie   stand   demnach   in   grundsätzlichem 
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Gegensatze  zu  dem  Verfahren  vor  den  Volksgerichten  und  verhalf  dem 
Gedanken  eines  öffentlich-rechtlichen  Prozeßrechtes  auf  diese 
"Weise  zum  Siege  2*3). 


2*8)  In  meinen  im  Manuskript  vorliegenden  Untersuchungen  dieser  Frage  zum 
neubabylonischen  Rechte  konnte  ich  m.  E.  aufzeigen,  daß  das  neubabylonische  Prozeß- 
recht bereits  Urteile  mit  die  Parteien  bindender  Kraft  kannte,  deren  Entwicklung  aus 
dem  altbabylonischen  Streitbeendigungsvertrage  in  der  Weise  erfolgt  zu  sein  scheint, 
daß  der  auch  in  dieser  Zeit  vorkommende  duppu  lä  ragdmim  von  den  Richtern  ge- 
schrieben und  den  Parteien  ausgestellt,  also  nicht  mehr  von  Partei  zu  Partei  gegeben 
wird.  Das  rechtsverbindliche  Urteil  erscheint  demnach  im  Gewände  des  Streitbeendigungs- 
vorschlages (materieller  Funktionswechsel  des  duppu  Id  ragdmim).  Dies  zeigt 
eine  Reihe  von  Urkunden,  die  mit  Näbu-nä'id  beginnt  (ein  vereinzelter  Fall  bereits  aus 
der  Zeit  Neriglissars)  und  in  denen  , Richter  des  Königs"  entscheiden.  Der  Streitverzicht 
ist  auch  noch  jetzt  Bestandteil  des  duppu  Id  ragdmim;  , reine"  duppi  Id  ragdmim  lassen 
sich  aber  nicht  mehr  nachweisen.  Der  duppu  Id  ragdmim  erleidet  in  neubabylonischer 
Zeit  zugleich  einen  formellen  Funktionswechsel,  indem  nunmehr  das  ursprünglich 
für  den  prozessualen  Streitbeendigungsvertrag  ditnende  Urkundenformular  für  einfache 
Vertragsurkunden  verwendet  wird;  vgl.  insbes.  die  Urkunden  BRM  I  98;  II  27;  31; 
44  aus  der  Selenkidenzeit. 


ürkundenregister. 

Es  sind  nur  die  näher  besprochenen  altbabylonischen  Urkunden  auf- 
genommen.    Die  hochgestellten  Ziffern  bezeichnen  Anmerkungen. 
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